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1. ALLGEMEINE BESCHREIBUNG DER LEISTUNG 

 

1.1. AUSZUFÜHRENDE LEISTUNGEN 

 
 
1.1.1. Straßenbau 

 

Art und Umfang (Querschnitte, Zusammenstellung der Hauptleistungen) 

      
 
Die im Leistungsverzeichnis ausgeschriebenen Arbeiten enthalten folgende Hauptleistungen: 
 

 ca. 19000 m2 Oberflächenbehandlung von Betondecke
 

 ca. 500 m Fugen herstellen   DN       verlegen 

 ca. 200 m Kanten und Eckausbrüce ausbessern        
 ca. 200 m Risse behandeln         

 ca. 20.000 m2 Asphalttragschicht aus AC 32 T S  
 ca. 20.000 m2 Asphaltbinderschicht aus AC 16 B S  
 ca. 20.000 m2 Asphaltdeckschicht aus SMA 11 S  
 
 
Temperaturabgesenkter Asphalt 
 
Die Lieferung von Mischgut für Asphalttragschichten, für Binderschichten und für Deckschichten erfol-
gen grundsätzlich temperaturabgesenkt. Diese Regelung gilt nicht für PA, SMA LA und DSH und DSH-
V. In diesem Zusammenhang sind die Regelungen in den Abschnitten 3.5.1, 3.12 und 5.2 zu beachten. 
 
Neubau Asphalt 

Für die Erneuerungsarbeiten der Asphaltdeck- und Binderschicht und Asphalttragschicht ergibt sich 
folgender Neuaufbau: 
Strecke 3,5 cm SMA 8  S  
 8,0 cm AC  16 B S  SG 
 22,0 cm ATS  32 TS 
 
AS Düren  3,50 cm SMA 8 S  
 8,0 cm AC 16 B S SG   
 
Bauwerke 3,5 cm SMA 11 S  
 
Anforderungen an das einzubauende Asphaltmischgut sind in Abschnitt 3.5.1 aufgeführt. Nach dem 
Reinigen der Fräsflächen erfolgt ein Anspritzen mit 300 g/m2 polymermodifizierter Bitumenemulsion 
C60BP4-S vor Einbau der Binderlage (AC 16 B S SG ) und Anspritzen von 200 g/m2 polymermodifi-
zierter Bitumenemulsion C60BP4-S vor Einbau der Deckschicht aus Splittmastixasphalt (SMA 8 S). 
 
 
 
 
 
 
Fugen 

An Asphalt 10 mm breit, heiß 
Querfugen an Bauwerken 15 mm breit, heiß  
Überfahrene Einbauten 10 mm breit, Fugenband 
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An Beton 10 mm breit, kalt 
 
Bankett 

Für die Deckenerneuerung ist es erforderlich, den Fahrbahnrand von Bankettmaterial freizulegen. 
 
Beschilderung und Leitpfosten 

Die Beschilderung und Leitpfosten werden nicht verändert. 
 
Bewuchs 

Ein erhöhter Aufwand durch Bewuchs neben dem Standstreifen ist einzukalkulieren und wird  
Nicht gesondert vergütet. 
 
Durchlässe, Bauwerke 

Auf den im Zuge der Maßnahme liegenden Bauwerken ist die Deckschicht in der mittleren Stärke von 
3,5 cm gemäß den erfolgten Ausbauarbeiten zu erneuern. 
 
Untergrund 
 
Siehe Ziffer 2.7 dieser Baubeschreibung (Baugrundverhältnisse). 
 
Unterbau (Böschungen) 
 
Siehe auch Ziffer 5.4.4 Abschnitt 6 dieser Baubeschreibung. 
 
Entwässerung 
 
Siehe hierzu auch Ziffer 5.4.5 dieser Baubeschreibung (Ergänzungen zu den ZTV Ew-StB 14). 
 
Oberbau (Belastungsklasse/Bauklasse, Bauweise RStO) 
 
 
Beschickereinsatz / Einbau- und Logistikkonzept / Erhöhte Anforderungen an die Ebenheit: 
 
Beim Einsatz von Beschickerfahrzeugen ist dem AG vor Baubeginn ein Einbau-/ Logistikkonzept vor-
zulegen, welches die Grundlage für die Planung eines kontinuierlichen Einbauprozesses darstellt. Die-
ses muss mindestens folgende Angaben enthalten: 

- Angabe des Asphaltmischwerkes / der Asphaltmischwerke (Betreiber, Ort, Nummer des 
Eignungsnachweises, einfache Entfernung zwischen Asphaltmischwerk(en) und Baustelle, 
vorgesehene Liefermengen) 

- Angabe eines Asphaltmischwerkes für Ersatzlieferungen im Bedarfsfall (wenn bei Maßnah-
men mit festen Einbau-Zeitfenstern der Ausfall eines Asphaltmischwerks zwingend vermie-
den werden muss (beispielsweise bei Vollsperrung einer BAB für den Einbau in voller 
Breite) 

- Angaben zur eingesetzten Einbau- und Verdichtungstechnik (inkl. Beschicker) 
- Angaben zur Thermoisolation der Mulden, Vorlage des Herstellerzertifikats zur Thermoiso-

lation 
- Umlaufplan zur Anlieferung des Asphaltmischgutes  

 
Der Umlaufplan zur Anlieferung des Asphaltmischgutes muss mindestens folgende Angaben 
enthalten: 

- Vorgesehene Einbaumenge je Asphaltmischgutart pro Zeiteinheit 
- Geplante Umlaufzeit der Transportfahrzeuge von der Beladung (Asphaltmischwerk) bis zur 

Entladung (Baustelle) unter Berücksichtigung der unteren Grenzwerte für die Asphalt-
mischguttemperatur bei Übergabe in den Beschicker (ZTV Asphalt-StB, Tabelle 5) 

- Anzahl der eingesetzten Transportfahrzeuge sowie ggf. vorgesehene Kennzeichnung der 
Transportfahrzeuge (z.B. beim Einbau von Kompaktasphalt zur Vermeidung von Ver-
wechslungen) 

- Anzahl der geplanten Umläufe 
- Geplante Maßnahmen zur Aufrechterhaltung eines kontinuierlichen Einbauprozesses bei 

Störungen im Logistikkonzept 
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Wenn für den Einbau der Deckschicht ein Beschicker gefordert ist und auch die darunter liegende Bin-
derschicht erneuert bzw. hergestellt wird, gilt für die Unebenheit innerhalb einer 4 m langen Messtrecke 
abweichend von Tabelle 25 der ZTV Asphalt-StB 07/13 für Asphaltdeckschichten aus AC D und SMA 
der Grenzwert ≤ 3 mm. 
Verkehrsbeanspruchung und Angaben zum vorgesehenen Verwendungszweck als Vorausset-
zungen für die Zusammensetzung des Asphaltmischgutes 
 

 
Letzte Verkehrszählung bzw. Prognose aus dem Jahr       
 
 

 
      DTV aller Kfz [Fzg/24h] 

 
      DTV (SV) [Fzg/24h] 

 
Jahr der Verkehrsübergabe: 

 
2015 

 
Belastungsklasse gemäß RStO 12 

 
BK 100 

Dimensionierungsrelevante Beanspruchung nach RStO 12 

 
BK 100 

Örtliche klimatische und topographische Verhältnisse: 

 vorhanden nicht vorhanden 

Intensive Sonnenbestrahlung (keine Verschattung z.B. durch Lage im 
Einschnitt) 

☒ ☐ 

- West-Ost-Ausrichtung (auch teilweise) ☒ ☐ 

- Verlauf am Südhang ☐ ☒ 

Nebelstrecken (häufige Fahrbahnfeuchtigkeit) ☐ ☐ 

Frosteinwirkungszone III ☐ ☐ 

Steigungs- / Gefällestrecken von       % bis       % ☐ ☐ 

Stark spurfahrender Schwerverkehr 
für > 3 Monate im Sommer (z.B. Verkehrsführung) 

☒ ☐ 

Besonders staugefährdete Abschnitte ☐ ☐ 

- Fahrstreifenreduzierung ☐ ☐ 

- Anschlussstellen (ASn) ☒ ☐ 

- ASn mit besonders hohem SV-Anteil (z.B. Gewerbegebiete 
oder durch AK) 

☒ ☐ 

 ☐ ☐ 

Weitere Besonderheiten: 

      

      

      

 

 
 
Sofern das maßgebliche technische Regelwerk noch nicht angepasst wurde, werden den ermittelten 
Belastungsklassen gem. RStO 12 Bauklassen gem. RStO 01 wie folgt zugeordnet: 
 

Belastungsklasse gem. RStO 12 Zugeordnete Bauklasse für das gültige Regel-
werk 

Bk100 SV 

Bk32 I 

Bk10 II 

Bk3,2 III 

Bk1,8 III 
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Ausstattung 

Durch Untersuchungen wurde festgestellt, dass Betonschutzwände aus Ortbeton mit Bewehrung aus 
nicht korrosionsgeschütztem Baustahl die Anforderungen an die Dauerhaftigkeit nicht erfüllen. Beton-
schutzwände aus Ortbeton mit dieser Art der Bewehrung sind deshalb nicht zugelassen. 
 
Die Richtlinien für passiven Schutz an Straßen durch Fahrzeugrückhaltesysteme (RPS 2009) sind zu 
beachten. 
 
Fahrzeug-Rückhaltesysteme werden eingesetzt, um die Folgen von Unfällen so gering wie möglich zu 
halten. Sie dienen dem Schutz von unbeteiligten Personen oder schutzbedürftigen Bereichen neben 
der Straße oder des Gegenverkehrs. Darüber hinaus dienen sie dem Schutz von Fahrzeuginsassen 
vor schweren Folgen infolge Abkommens von der Fahrbahn, z. B. bei einem Absturz oder vor dem 
Anprall an gefährliche Hindernisse. 
 
Mit der Einführung der Richtlinien für passiven Schutz an Straßen durch Fahrzeug-Rückhaltesysteme 
(RPS 2009) sollen in Deutschland nur noch nach DIN EN 1317 positiv geprüfte Fahrzeug-Rückhalte-
systeme eingesetzt werden. Um das Niveau der Verkehrssicherheit in Deutschland aufrecht zu erhal-
ten, müssen diese Systeme neben den Anforderungen der DIN EN 1317 noch weitere nationale Ein-
satzkriterien erfüllen. Daher werden im Rahmen der Vergabeunterlagen entsprechende Anforderungen 
„Erfüllung der Technischen Kriterien für Fahrzeug-Rückhaltesysteme in Deutschland““ gestellt.  
Hierbei sind als Anforderungen an Schutzeinrichtungen die Kriterien S1 bis S5 immer nachzuweisen. 
Bei Schutzeinrichtungen auf Bauwerken sind die ergänzenden Kriterien BW1 bis BW3, sowie BW5 und 
BW7 immer nachzuweisen.  
Die Erfüllung dieser Anforderungen kann dabei entweder durch Einzelnachweis oder durch Nachweis 
der Eintragung in der sogenannten Technischen Übersichtsliste erfolgen. 
 
Die Aufnahme in, bzw. die Bezugnahme auf, die Technische Übersichtsliste erspart die wiederholte 
Einreichung umfangreicher Unterlagen im konkreten Vergabeverfahren. Hierdurch wird der Verfahrens-
aufwand bei Ausschreibungen sowohl für die Industrie als auch für die Verwaltung reduziert. 
 
„Für die nicht in der technischen Übersichtsliste enthaltenen Produkte der Beispielplanung wurde die 
Prüfung der Einzelnachweise gemäß den technischen Kriterien vom AG durchgeführt. Eine gesonderte 
Vorlage der Einzelnachweise ist nicht erforderlich.“ 
 
Es ist nicht zuletzt auch im Sinne der Sicherheit wichtig, dass das Gesamtsystem bezogen auf Verfüg-
barkeit, Qualität, Fertigung, Reparatur und Ersatz sowie Ausschreibung und Vergabe für alle Beteiligten 
umsetzbar bleibt. So würde beispielsweise eine Vielzahl von konstruktiv unterschiedlichen Systemen 
dazu führen, dass zur Verbindung der Einzelsysteme eine Unmenge von Übergangskonstruktionen 
notwendig wären. Übergangskonstruktionen sind Unstetigkeiten im sonst gleichmäßig wirkenden Band 
einer Schutzeinrichtung. Unfälle und Anprallprüfungen zeigen, dass diese Unstetigkeiten zu einem un-
kontrollierten Fahrzeugverhalten führen können. Deswegen sollen aus Gründen der Sicherheit grund-
sätzlich nur Schutzeinrichtungen eingesetzt werden, die eine geringe Anzahl von Übergangskonstruk-
tionen erfordern. 
 
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass Fahrzeug-Rückhaltesysteme nach Anfahrten in der Regel 
repariert werden müssen. Mittlerweile existiert eine Vielzahl an sehr verschiedenartigen Systemen auf 
dem Markt. Sie unterscheiden sich im Material, in den einzelnen Bauteilen, im Leistungsvermögen und 
in der Geometrie. Um im Sinne der Verkehrssicherheit ein funktionierendes Gesamtsystem am Fahr-
bahnrand aufzustellen, können diese unterschiedlichen Schutzeinrichtungen nicht beliebig kombiniert 
oder aneinandergehängt werden.  
 
Die im Leistungsverzeichnis Teil A ausgeschriebenen Arbeiten enthaltenen folgende Hauptleistungen:  
 
 Ca. 0 m Schutzeinrichtungen abbauen 
 Ca.0  m Schutzeinrichtungen herstellen 
 Ca. 0 m Übergangskonstruktionen abbauen 
 Ca. 0 m Übergangskonstruktionen herstellen 
 

Bk1,0 IV 

Bk0,3 V 
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Ortsfeste Verkehrszeichen in Seitenaufstellung 

 
Die Bemessung von Aufstellvorrichtungen und Fundamenten für ortsfeste Verkehrszeichen in Seiten-
aufstellung muss nach Eurocode und DIN EN 12899 erfolgen. Für die Aufstellung von Standardver-
kehrszeichen mittels Rohrpfosten ist die IVZ-Norm in der gültigen Fassung anzuwenden. 
 
Für die Bemessung der Aufstellvorrichtungen sind die Teilsicherheitsbeiwerte für Lasten gemäß DIN 
EN 12899, PAF 1, Tabelle 6 zu verwenden: 

• Für Eigenlasten ƴG = 1,20 

• Für Windlasten ƴQ = 1,35 
 
Für den Ansatz der Windlasten ist die ZTV-ING Teil 8, Abschnitt 3 (Verkehrszeichenbrücken) heranzu-
ziehen. Die Windzone ist in der Leistungsbeschreibung vorzugeben (siehe DIBt - Deutsches Institut für 
Bautechnik – Aktuelles – Technische Baubestimmungen – Zuordnung der Windzonen nach Verwal-
tungsgrenzen). 
 
Bei Rohrmasten muss für die Bemessungswerte aus Windbelastung außer der Schildfläche auch die 
Windangriffsfläche des Mastes (Oberkante Fundament bis Schildunterkante) berücksichtigt werden. 
Bei aufgelösten Schildern ist zusätzlich der Mast zwischen den Schildern als Windangriffsfläche zu 
berücksichtigen. 
 
Die Bemessung der Fundamente erfolgt nach Eurocode 7. Die Nachweise sind für den Grenzzustand 
der Tragfähigkeit und den Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit zu führen. 
 
Kennzeichnung / Qualitätsnachweis von Verkehrszeichen 

Der Qualitätsnachweis der gelieferten Schilder muss durch eine Kennzeichnung mittels Gütezeichen 
im Sinne der Grundsätze für Gütezeichen des RAL (Deutsches Institut für Gütesicherung und Kenn-
zeichnung e.V.) zwingend erbracht werden. Ebenso sind die Eigenschaften nach TLP VZ durch Anbrin-
gen des CE-Zeichens auf der Schildrückseite nachzuweisen. 

 
 
1.1.2. Ingenieurbauwerke 

 
Auf den Brückenbauwerken im Baubereich wird die Asphaltdeckschicht in einer Stärke von 4,0 cm 
erneuert, sowie die Längs und Querfugen hergestellt. 
 
 
1.1.3. Landschaftsbau 

 
- entfällt 

 
 
1.1.4. Auftraggeberaufgaben nach Baustellenverordnung 

 
Vorankündigung 

 
- entfällt 

 
 
Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan erstellen und anpassen 

 
- entfällt 

 
 
Unterlage nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 Baustellenverordnung erstellen (Art und Umfang) und anpassen 

 

https://www.dibt.de/de/
https://www.dibt.de/de/
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- entfällt 
 
 
Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator während der Ausführung des Bauvorhabens 
stellen (Art und Umfang) 

siehe Erläuterungen in Ziffer 4.3 der Baubeschreibung! 
 
 
 
 

1.2. AUSGEFÜHRTE VORARBEITEN 

 
Beweissicherung 

 
- entfällt 

 
 
Vermessung 

 
- entfällt 

 
 
Kampfmittelbeseitigung 

Der Baubereich wurde nicht auf Kampfmittel überprüft. Der AN verpflichtet sich daher, mit der gebote-
nen Sorgfalt und Umsicht zu arbeiten. 
 
Hinweise auf Kampfmittel liegen nicht vor. 
 
Für ein Nichtvorhandensein von Kampfmitteln wird jedoch vom AG keine Gewähr übernommen. 
 
Werden während der Bauarbeiten bzw. im Zuge der durchzuführenden Sondierbohrungen und Bohr-
lochdetektionen im Baubereich Kampfmittel gefunden, so sind die Arbeiten an der Fundstelle sofort 
einzustellen, die Fundstelle ist abzusperren und die Bauüberwachung zu benachrichtigen. 
 
Holzeinschlag 

 
- entfällt 

 
 
Abbrucharbeiten 

 
- entfällt 

 
 
Behelfsbrücke 

 
- entfällt 

 
 

1.3. AUSGEFÜHRTE LEISTUNGEN 

 
- entfällt 

 
 

1.4. GLEICHZEITIG LAUFENDE BAUARBEITEN 
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Zu den weiteren Baustellen können zum jetzigen Zeitpunkt können keine genauen Angaben gemacht   
werden. 
 
Der Auftragnehmer hat vor Durchführung der Arbeiten alle Maßnahmen zu treffen, damit ein 
reibungsloses Zusammenwirken mit anderen Unternehmen erreicht wird und vermeidbare 
Behinderungen ausgeschlossen werden. Es wird auf die erforderliche enge Abstimmung zwischen den 
beteiligten Auftragnehmern hingewiesen. 
Die durch die Abstimmung mit den anderen an der Baumaßnahme beteiligten Auftragnehmern 
entstehenden Erschwernisse, Mehraufwendungen und der Koordinierungsaufwand sowie ggf. 
entstehende Verzögerungen bei der Einrichtung bzw. Umlegung von Verkehrsführungen sind vom 
Bieter einzukalkulieren. Sie werden nicht gesondert vergütet. 

 
 

1.5. MINDESTANFORDERUNGEN FÜR NEBENANGEBOTE 

Nebenangeboten werden nicht zugelassen. 
 
 

1.6. MINDESTANFORDERUNGEN FÜR DIE URKALKULATION 

 
Sämtliche Leistungen des Angebotes sind in einer zusammenhängenden, einheitlichen Urkalkulation 
darzustellen. Aus der Urkalkulation müssen für die im Angebot enthaltenen Einheitspreise folgende 
Preisbestandteile unmittelbar ersichtlich sein: 
Einzelkosten der Teilleistungen mit Leistungsansätzen (Menge/Zeit), aufgegliedert in alle Kostenarten 
(insbesondere Lohn und Gehalt, Baustoffe und Bauteile, Rüst-, Schal- und Verbaumaterial, Hilfs- und 
Betriebsstoffe, Baugeräte und Sonderkosten), Gemeinkostenanteil mit den zugehörigen Umlagefakto-
ren, aufgeschlüsselt nach Baustellengemeinkosten (BGK), Allgemeine Geschäftskosten (AGK), Wag-
nis und Gewinn (W+G) bezogen auf die einzelnen Kostenarten. 
Weiterhin sind anzugeben: 
- Ermittlung der Kalkulationsmittellöhne, 
- Ermittlung der Gemeinkosten der Baustelle bei Kalkulation über die Endsumme. 
Die Kalkulationen der Nachunternehmer / Unterauftragnehmer sind der Urkalkulation beizufügen, spä-
testens jedoch auf Aufforderung vorzulegen. Der Nachunternehmer / Unterauftragnehmer hat seine 
Kalkulation spätestens bei Bedarf / auf Aufforderung detailliert aufzuschlüsseln. 
 
 
 

2. ANGABEN ZUR BAUSTELLE 

 

2.1. LAGE DER BAUSTELLE 

 

BAB  

- von Anschlussstelle (AS) Düren 6 nach Anschlussstelle Langerwehe (5d)  
- von Betriebskilometer (BKm) 29+000, nach Betriebskilometer 31+700 
- von Köln / nach Aachen Fernziel 
 
Nächster Ort 

Düren 
 

2.2. VORHANDENE ÖFFENTLICHE VERKEHRSWEGE 

 
Straße 

Die Örtlichkeiten der Baumaßnahme können nur über die jeweilige Bundesautobahn mit den dazuge-
hörigen Anschlussstellen angefahren werden. 
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2.3. ZUGÄNGE, ZUFAHRTEN  

 
Die Baustelle ist über öffentliche Straßen zu erreichen. 
 
Die Zugänge und Zufahrten zum Baufeld werden vom Auftraggeber nicht zur Verfügung gestellt und 
sind durch den Auftragnehmer herzustellen, zu unterhalten und am Ende der Baumaßnahme wieder 
zurückzubauen. Die erforderlichen Leistungen sind in die Leistungspositionen einzurechnen, sofern 
keine gesonderte Leistungsposition ausgewiesen ist. 

Die Verschmutzung von Straßen und Wegen sowie Behelfsfahrstreifen ist auszuschließen. Für die Rei-
nigung von Straßen und Wegen mit einer gebundenen Fahrbahndecke ist eine selbstaufnehmende 
Saugkehrmaschine einzusetzen. Die erforderliche Reinigung der Straßen und Wege sowie Behelfs-
fahrstreifen während der gesamten Bauzeit ist entsprechend der Verkehrssicherungspflicht abzusi-
chern und vom Bieter in die entsprechenden Leistungspositionen einzurechnen. 
 

2.4. ANSCHLUSSMÖGLICHKEITEN AN VER- UND ENTSORGUNGSLEITUN-

GEN 

 
Medienanschlüsse jeder Art werden vom Auftraggeber nicht bereitgestellt. Die Aufwendungen für Be-
schaffung, Vorhaltung, Betrieb und Abbau bzw. Beseitigung hat der Bieter in die Leistungspositionen 
einzurechnen. 

 

2.5. LAGER- UND ARBEITSPLÄTZE 

 
Die Bezeichnungen „Baustelle“, „Baubereich“ und „Bereitstellungsfläche“ und werden in folgendem 
Sinne verwendet: 

- Baustelle: Flächen, die der Auftraggeber zur Ausführung der Leistung, für die Baustelleneinrichtung 
und zur vorübergehenden Lagerung von Stoffen und Bauteilen zur Verfügung stellt, zuzüglich der 
Flächen, die der Auftragnehmer darüber hinaus in Anspruch nimmt. 

- Baubereich: Baustelle und die Umgebung, die durch die Ausführung der Bauarbeiten beeinträchtigt 
werden kann. 

- Bereitstellungsfläche: Fläche für die vorläufige Lagerung von Ausbaustoffen im Sinne einer Bereit-
stellung zum Transport bzw. zum Zweck der Beförderung zur Entsorgungsanlage sowie für die 
Bildung von Haufwerken zur Beprobung und Bestimmung umweltrelevanter Parameter. 

 

Keine Flächen  
Außer den Arbeitsflächen im Sinne der ArbStättV stellt der Auftraggeber keine weiteren Lager- und 
Arbeitsplätze bereit. Alle Aufwendungen, die für Beschaffung, Herstellung, Vor- und Unterhaltung, den 
Betrieb und den Abbau bzw. die Beseitigung entstehen, hat der Bieter in die entsprechenden Leistungs-
positionen einzurechnen. 
 
Das Einrichten von Baubüros, Werkstätten Parkflächen und Unterkünften unter vorhandenen Brücken-
bauwerken, die unter Verkehr stehen, ist nicht zulässig. 
 
Lagerplätze  

 

Flächen zur zeitweiligen Lagerung von Abfällen und Ausbaustoffen  

     Zeitweilige Lagerung innerhalb der Baustelle  

Der Auftragnehmer hat innerhalb der Baustelle eine Fläche / Flächen für die vorläufige Lagerung für 
nicht gefährliche und gefährliche Abfälle herzurichten, während der Bauzeit vorzuhalten und zu 
unterhalten, zu betreiben sowie zurückzubauen.  

Die Flächen sind zur zeitweiligen Lagerung von Abfällen und Ausbaustoffen (Bodenaushub, 

Straßenaufbruch, Beton etc.) bis zum Einsammeln auf dem Gelände der Entstehung der Abfälle 
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vorzusehen und innerhalb der Baustelle einzurichten. Abweichungen von den gekennzeichneten La-

gerflächen sind nur mit Zustimmung der zuständigen Behörden zulässig. 

Soweit der Auftragnehmer weitere Flächen außerhalb der Baustelle bzw. außerhalb der vom Auftrag-

geber zugewiesenen Flächen zur Lagerung oder Aufbereitung nutzt, hat er die hierfür notwendigen 

privatrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Genehmigungen (4. BImSchV) einzuholen und diese dem 

Auftraggeber vor Nutzung nachzuweisen. Ferner hat der Auftragnehmer für die Flächen auf eigene 

Kosten ein Beweissicherungsverfahren vor und nach Nutzung der Fläche bzw. Flächen durchzuführen. 

Diese Leistungen sind in die entsprechenden Leistungspositionen einzurechnen. 

 

 

Zeitweilige Lagerung außerhalb der Baustelle auf Flächen des AN Für die Nutzung von Flächen für die 

zeitweilige Lagerung von Abfällen und Ausbaustoffen oder Aufbereitung außerhalb der Baustelle, hat 

der Auftragnehmer die hierfür notwendigen privatrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Genehmigungen 

(4. BImSchV) einzuholen und diese dem Auftraggeber vor Nutzung nachzuweisen. Ferner hat der Auf-

tragnehmer für die Flächen auf eigene Kosten ein Beweissicherungsverfahren vor und nach Nutzung 

der Fläche bzw. Flächen durchzuführen. 

Diese Leistungen sind in die entsprechenden Leistungspositionen einzurechnen. 

 

Allgemeine Anforderungen an Bereitstellungsflächen 

Die folgenden Anforderungen gelten sowohl für Bereitstellungsflächen für gefährliche Abfälle als auch 
für Bereitstellungsflächen für nicht gefährliche Abfälle: 
– Für die zeitweilige Lagerung von Bodenmaterial sind die Anforderungen der DIN 19639 Kapitel 6.3.7 

zu beachten.  

– Der ursprüngliche Flächenzustand ist nach Abschluss der Entsorgung wiederherzustellen. Der Flä-

chenzustand ist über je eine Flächenbeprobung nach Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-

nung (BBodSchV) vor Aufbau und nach Rückbau des Bereitstellungsflächen nachzuweisen. 

– Grundlage des Nachweises über den Flächenzustand ist der Wirkungspfad Boden-Mensch und der 

Wirkungspfad Boden-Nutzpflanze gemäß der die BBodSchV. Probenahme und Analytik für die Flä-

chenbeprobungen sind durch ein akkreditiertes Umweltlabor durchzuführen.  

– Eine gegen Witterungseinflüsse geschützte Annahme, Handhabung und Aufbewahrung der Abfälle 

muss jederzeit erfolgen können. 

– Die Bereitstellungsflächen müssen betriebstypischen Beanspruchungen wie Befahren mit LKW und 

schweren Baumaschinen, durch Haufwerks- und sonstige Lasten, Witterungseinflüsse, usw. so 

standhalten, dass die Stand- und Nutzungssicherheit gegeben ist. 

– Die Bereitstellungsflächen sind arbeitstäglich zu kontrollieren, etwaige Schäden sind durch den Auf-

tragnehmer umgehend instand zu setzen. Die Kontrolle ist zu dokumentieren. 

– Der Auftragnehmer hat die Erfüllung der Pflichten nach GewAbfV §8 für alle Abfallschlüsselnum-

mern einschließlich des Kapitels 17 Abfallverzeichnisverordnung (AVV) Anlage zu §2 Abs. 1 (Bau- 

und Abbruchabfälle einschließlich Aushub von verunreinigten Standorten) zu dokumentieren. 

– Eine Beeinträchtigung der Eigenschaften von Gewässern, des Grundwassers oder benachbarter 

Grundstücke Dritter durch Verwehen, Abschwemmen oder Auswaschen von Aushubmaterial oder 

durch Austreten von Schadstoffen oder mit Schadstoffen belastetem Niederschlagswasser ist zu 

verhindern. 

– Eine funktionierende Entwässerung inkl. Vorflut und Reinigungsanlage ist herzustellen. Ggf. erfor-

derliche wasserrechtliche Genehmigungen sind durch den AN einzuholen. 

Diese Leistungen sind, wenn es keine separate Leistungsposition gibt, in die entsprechenden Leis-

tungspositionen einzurechnen. 

 

Zusätzliche Anforderungen: Bereitstellungsflächen 

Zusätzliche Anforderungen an Bereitstellungsflächen: 
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- Haufwerke sind räumlich voneinander zu trennen, eine Über- oder Aneinanderlagerung von Hauf-

werken ist unzulässig. 

- Die Haufwerksgröße ist im Regelfall auf 500 m³ zu beschränken. Ausnahmen bedürfen der vorlau-

fenden Abstimmung mit dem AG. 

- Haufwerke sind eindeutig und fortlaufend zu nummerieren. Haufwerksnummern sind nach Abfuhr 

nicht wieder zu vergeben. Die Nummerierung ist deutlich sichtbar auf witterungsresistenten Schil-

dern (mindestens DIN A4) am Haufwerk anzubringen. Schilder sind gegen Umfallen / Verschütten / 

Überfahren zu sichern und ggf. sofort wieder aufzustellen. 

- Fortlaufendes Führen eines Haufwerks- und Behälterkatasters. 

Diese Leistungen sind, wenn es keine separate Leistungsposition gibt, in die entsprechenden Leis-

tungspositionen einzurechnen. 

 

Schutz von Bäumen und Vegetationsflächen 

Für die Lager-, Bereitstellungsflächen und Flächen für Baustelleneinrichtung, Unterkünfte, usw. im 
Bereich von Bäumen und Vegetationsbeständen, sind die Richtlinien zum Schutz von Bäumen und 
Vegetationbeständen, R SBB, Ausgabe 2023 zu beachten. 

 

Mobile Mischanlage 

Anforderungen an den Mischplatz für mobile Mischanlage 
- Der Mischplatz für eine mobile Mischanlage (Aufstellplatz für die Mischanlage) sowie die Zuwegun-

gen zum und vom Mischplatz einschließlich aller Fahrwege für Belieferung und Beschickung ist mit-

tels ungebundener Tragschicht 0/32 nach TL SoB-StB oder Bodenverfestigung mit hydraulischem 

Bindemittel nach ZTVE-StB in situ ohne Nachweis der Eigenschaften des Materials und der einge-

bauten Schicht, d.h. ohne Eignungsprüfung und Eigenüberwachungsprüfungen, zu befestigen. 

- Die Lagerflächen für Gesteinskörnungen sind in ausreichender Größe mit einer gebundenen Befes-

tigung herzustellen, um eine Vermischung der Gesteinskörnungen mit dem Untergrund bei Anliefe-

rung der Gesteinskörnungen sowie deren Lagerung in Haufwerken und das Laden zur Beschickung 

der Dosiereinrichtungen auszuschließen. 

- Vor Anlieferung der Gesteinskörnungen wird die Befestigung der Lagerflächen in einer gemeinsa-

men Begehung von Auftragnehmer und Auftraggeber einer augenscheinlichen Begutachtung unter-

zogen. Erst nach Freigabe der Flächen durch den Auftraggeber sind die Gesteinskörnungen anzu-

liefern.  

- Die Befestigungen sind mit der Beräumung des Mischplatzes zurückzubauen.  

Diese Leistungen sind, wenn es keine separate Leistungsposition gibt, in die entsprechenden Leis-

tungspositionen einzurechnen. 

 

Mobile Aufbereitungsanlagen 

Die Herstellung mineralischer Ersatzbaustoffe gemäß der Ersatzbaustoffverordnung (EBV) unterliegt 
auch innerhalb der Baustelle den umweltrechtlichen Anforderungen der EBV. Die Kosten, die aus der 
Umsetzung der Anforderungen entstehen, sind in die jeweilige Leistungsposition einzukalkulieren. Es 
wird auf Abschnitt 3.5.1 verwiesen. 

 
 
Die Richtlinien R SBB, Richtlinien zum Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen bei Baumaß-
nahmen, Ausgabe 2023 sind zu beachten (hier insbesondere): 
 
- 2 Schutz- und Schadensminimierungsmaßnahmen, Schutzmaßnahmen für Bäume und Vege-

tationsbestände 
 
- 3 Schutzmaßnahmen für Bäume und Vegetationsbestände 
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Im Wurzelbereich dürfen keine Böden oder andere Stoffe aufgetragen werden (siehe Bild 1). Die Bo-
denverdichtung im Bereich von Wurzeln ist zu vermeiden. Im Wurzelbereich dürfen u. a. kein Zement, 
keine Steine, keine Öle und keine Chemikalien gelagert werden (siehe R SBB, Bilder 10-14). Der 
Baum und der Wurzelbereich sind durch einen Schutzzaun zu schützen, dabei ist der zu schützende 
Bereich so groß wie möglich zu wählen (siehe Bild 14). In Ausnahmefällen kann ein Stammschutz ge-
mäß DIN 18920 (siehe Bild 14 a) installiert werden. 

 
Plätze für Baustelleneinrichtung 

Plätze für Baustelleneinrichtung, für Unterkünfte, Arbeits- und Lagerplätze beschafft sich der AN selbst. 
 
 

2.6. GEWÄSSER 

 
Die Richtlinien R SBB, Richtlinien zum Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen bei Baumaß-
nahmen, Ausgabe 2023 sind zu beachten (hier insbesondere): 
 

- Vernässung und Überstauung 
- Schichten- und Grundwasser 
 

Wasserableitungen in die Wurzelbereiche von Bäumen und Vegetationsflächen sind zu verhindern. Die 
Ableitung von Wasser im Baustellenbereich ist so zu führen, dass ein Aufstau von Wasser und eine 
Verschlämmung von Boden mit der Folge von Staunässe vermieden werden. 
Anfallendes Wasser ist in Vorfluter, Kanalisation oder Rückhalte- bzw. Absetzbecken einzuleiten. 
 
Es ist insbesondere darauf zu achten, dass die Gewässer nicht durch den Eintrag von Schmutz- und 
Schadstoffen verunreinigt werden und schattenspendende Gehölze am Gewässerrand im Baustellen-
bereich nicht entfernt werden. Die Gewässerränder und das Gewässerbett dürfen nicht befahren wer-
den. 
Der Wasserstand von Stillgewässern darf baubedingt weder absinken noch langfristig ansteigen. 
 
 

2.7. BAUGRUNDVERHÄLTNISSE 

 
2.7.1. Geologische Verhältnisse, Grundwasser (Baugrundgutachten, Bodenaufschlüsse) 

 
- Entfällt 

 
 
2.7.2. Straßenbefestigungen (vorhandener Straßenoberbau) 

Bei Fräsarbeiten von Verkehrsflächenbefestigungen aus Asphalt sind grundsätzlich die Technischen 
Regeln für Gefahrstoffe „Tätigkeiten mit potenziell asbesthaltigen mineralischen Rohstoffen und daraus 
hergestellten Zubereitungen und Erzeugnissen“ – TRGS 517 zu beachten. Besondere Aufmerksamkeit 
gilt hier dem Punkt 5.7 „Besondere Schutzmaßnahmen – Kaltfräsen von Verkehrsflächen“. 
Die Gesteinsarten Diabas und Basalt sind gemäß Anlage 1 der TRGS 517 als potenziell asbesthaltig 
eingestuft. Das Vorhandensein dieser Gesteinsarten im Straßenoberbau kann nicht ausgeschlossen 
werden. Beim Fräsen der Straßenbefestigung muss daher, im unmittelbaren Nahbereich der Fräse, mit 
partikelförmigen Gefahrstoffen (z.B. Asbestfasern) gerechnet werden. 
Für die Fräsarbeiten sind ausschließlich Straßenfräsen, gemäß den TRGS 517, Pkt. 5.7.2.1 (2) einzu-
setzen, die über eine entsprechende BGI-Zertifizierung verfügen. Dies gilt für Straßenfräsen ab einer 
Fräsbreite von ≥ 2,0 m und in Ortsdurchfahrten ab einer Fräsbreite von ≥ 1,0 m. 
Die Schutzmaßnahmen sind in die entsprechenden Leistungspositionen einzurechnen. 
 
Der Ausschreibung liegen keine Voruntersuchungen mit chemischen Analysen des Auftraggebers zu 
Grunde. 
 
2.7.3. Güte des Oberbodens (Landschaftsbau) 
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- entfällt 
 
 
2.7.4. Schadstoffbelastung (vorh. Oberbau, Unterbau, Untergrund) 

Es wird darauf hingewiesen, dass in der Baumaßnahme natürliche Böden mit organischen Inhaltsstof-

fen anfallen. Dies können unter anderem sein: Oberboden, durchwurzelter Boden, Torf/Moorboden, 

Auelehm (Schwemmlehm) und humoser Sand/Schluff. Es handelt sich um natürliche Böden dessen 

TOC-Gehalt (gesamter organischer Kohlenstoff/engl.: total organic carbon) naturgemäß erhöht ist. Der 

TOC-Gehalt ist gemäß EBV ein bodenmaterialspezifischer Orientierungswert. § 6 Absatz 11 Satz 2 und 

3 der BBodSchV ist entsprechend anzuwenden. 

 

2.8. SEITENENTNAHMEN UND ABLAGERUNGSSTELLEN 

 
- entfällt 

 
 

2.9. SCHUTZBEREICHE UND –OBJEKTE 

 
Natur- und Landschaftsschutzgebiete 

 
- entfällt 

 
 
Bäume und Flurgehölze 

 
- entfällt 

 
 
Biotope 

 
- entfällt 

 
 
Denkmale 

Die Entdeckung von Bodendenkmälern, sowie das Verhalten bei der Entdeckung von Bodendenkmä-
lern richten sich nach dem Denkmalschutzgesetz (DSchG). 
 
Immissionsschutz-Bereiche und –Objekte 

 
- entfällt 

 
 
Gewässer, Angaben zu Wasserschutzgebieten 

Der AN hat bei der Baustelleneinrichtung und Bauausführung die einschlägigen Gesetze (Wasserhal-
tungsgesetz, Landeswassergesetz, etc.) und die technischen Vorschriften zu beachten. 
Des Weiteren sind die einschlägigen Vorschriften für Natur- und Immissionsschutz zu beachten. Es 
muss beachtet werden, dass bei der Einrichtung der Baustelle und bei der Durchführung der Bauarbei-
ten wegen der Lage des Bauvorhabens in einer Wasserschutzzone bei einzuholenden Genehmigungen 
mit Auflagen seitens der zuständigen Genehmigungsbehörde zum Schutz des Grundwassers zu rech-
nen ist.  
Der AN informiert sich eigenständig und unaufgefordert, ob die zur Sanierung anstehende Schadstelle 
innerhalb einer Wasserschutzzone liegt. 
Der hiermit einhergehende Aufwand ist in die EP einzurechnen und wird nicht gesondert vergütet. 



1400 - AUTOBAHN - Baubeschreibung  - Vers. (08/25) 
 

Seite 16 von 75 
 

Die „Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wassergewinnungsgebieten“(RiStWag), 
Ausgabe 2002, sind zu beachten. 

 

Vermutete Bodenfunde 

Bei Auffinden von archäologischen Bodenfunden sind die Arbeiten (im betroffenen Bereich) einzustel-
len und die örtliche Bauüberwachung des AG's unverzüglich zu benachrichtigen. 
 
Militärische Bereiche 

 
- entfällt 

 
 
Wegekreuze, Meilensteine 

 
- entfällt 

 
 
Baugeräte 

Alle Maschinen und Geräte müssen insbesondere gemäß §3 32.BImSchV mit der entsprechenden CE- 
Kennzeichnung und der Angabe des garantierten Schallleistungspegels (LWA) versehen sein und zu 
jedem Gerät und jeder Maschine muss die Kopie der EG- Konformitätserklärung nach Art. 8 Abs. 1 RL 
2000/14/EG und nach §3(1) Satz 5 der BImSchV beigefügt sein. Die LWA - Angabe muss verordnungs-
konform „sichtbar, lesbar und dauerhaft haltbar“ an jedem Gerät und jeder Maschine angebracht sein. 
Maschinen, Geräte und Fahrzeuge, die nicht dem Anwendungsbereich der 32.BImSchV unterfallen, 
müssen anderweitig als „lärmarm“ (z.B. „Blauer Engel – weil lärmarm“) zertifiziert sein, damit sie auf 
der Baustelle verwendet werden dürfen. 

 

2.10. ANLAGEN IM BAUBEREICH 

 
Leitungen 

Folgende Leitungen liegen nach Kenntnis des Auftraggebers im Baufeld: 
 
1. Schleifen von Dauerzählstellen  
2. Schleifen für Glättemeldeanlagen  
3. Stichkabel für Notrufsäulen (Nachrichtenkabel)  
4. Kabel an Verkehrsbeeinflussungsanlagen (Stromkabel)  
5. Autobahnentwässerung 
6. AUSA-Leitung (Telekomunikation) 
 
Das Erkunden und Sichern dieser Leitungen wird nicht gesondert vergütet, sofern die Leistungs-be-
schreibung keine andere Regelung vorsieht. 
Der Auftragnehmer erkundet, ob weitere Leitungen im Baufeld liegen. 
Werden Solche vorgefunden, informiert der Auftragnehmer den Auftraggeber. Entscheidet dieser, dass 
die Leitungen im Baufeld verbleiben, werden die nachgewiesenen Mehraufwendungen für den Schutz 
dieser Leitungen gesondert vergütet. 
Der Auftragnehmer hat sich vor Beginn der Bauarbeiten von den Leitungseigentümern örtlich einweisen 
zu lassen. Erfolgt die Einweisung nicht innerhalb von 10 Tagen, so ist der Auftraggeber sofort schriftlich 
zu unterrichten.  
 
 

2.11. ÖFFENTLICHER VERKEHR IM BAUBEREICH 

 
Straßenverkehr 

Aufgrund der gewählten Bauweise der Baumaßnahme erfahrt der öffentliche Straßenverkehr wegemä-
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ßig Einschränkungen. Für die jeweilige Bauphase sind unterschiedliche Verkehrsführungen vorgese-
hen. 
Siehe hierzu Abschnitt 3.1 dieser Baubeschreibung 
 
 
 

3. ANGABEN ZUR AUSFÜHRUNG 

 
Generell sind die Bauarbeiten ausgehend von einer 6 Tage Woche und von einer täglichen Arbeitszeit 
unter Ausnutzung des Tageslichtes abzuwickeln. 
Besonders während der Verkehrsbeschränkungsfrist ist der Auftragnehmer angehalten seinen Bauab-
lauf so zu optimieren, dass die zeitliche Beeinträchtigung für die Verkehrsteilnehmer so gering wie 
möglich ist. 
Grundsätzlich sind für die Maßnahme 3 Bauabschnitte geplant und mit den beteiligten Behörden vor-
abgestimmt . 

Bauabschnitt 1 Herstellung der Mittelstreifenüberfahrten und Sanierung von Querun-
gen in der Fahrtrichtung Köln Arbeiten am Wochenende; 
Mittelstreifenüberfahrten bei  km 26+900 und 31+700 
Sanierungen Querungen bei km 27+850, 28+250,25+450,28+750 und 28+950 und 
29+680 
Bauabschnitt 2 Sanierung der Betonfahrbahn in Fahrtrichtung Niederlande von ca  km 
29+000-km 31+700  darin Neubau    -  Asphalt der Anschlusstelle Düren    

 
Bauabschnitt 3 Sanierung und Neubau der Asphaltfahrbahn in FR Niederlande  
Von Betriebs-km ca. 29+000- km 31+700 
 

Die Reihenfolge der Bauabschnitte ist zwingend einzuhalten  
 
Bautagesberichte 

Der Auftragnehmer hat Bautagesberichte zu führen und dem Auftraggeber täglich zu übergeben. Sie 
müssen alle Angaben enthalten, die für die Ausführung und Abrechnung des Auftrages von Bedeutung 
sein können. 

Dies sind insbesondere: 

– Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit, 
– Witterung (Temperaturen, Niederschlagsmengen, Luftfeuchtigkeit), 
– Anzahl und Qualifikation der auf der Baustelle beschäftigten Arbeitskräfte, 
– eingesetzte Nachunternehmer/andere Unternehmer, 
– Anzahl und Art der eingesetzten Großgeräte sowie deren Zu- und Abgang, 
– Anlieferung von Hauptbaustoffen, 
– Art, Umfang und Ort (Station, Bauteil) der geleisteten Arbeiten mit den wesentlichen Angaben 

über den Baufortschritt (Beginn und Ende von Leistungen größeren Umfanges, Betonierzeiten 
und dergleichen), 

– Behinderung und Unterbrechung der Ausführung, 
– Arbeitseinstellung mit Angabe der Gründe, 
– Unfälle und sonstige wichtige Vorkommnisse. 
 
 

3.1. VERKEHRSFÜHRUNG; VERKEHRSSICHERUNG 

 
.Allgemeines 

Transportfahrzeuge dürfen nur das zulässige Gesamtgewicht entsprechend § 34 StVZO aufweisen. 
Entsprechende Kontrollen behält sich der Auftraggeber vor. Bei Feststellung einer Überschreitung des 
zulässigen Gesamtgewichtes bei Transportfahrzeugen erfolgt eine Anzeige bei der zuständigen Be-
hörde. 
 
Zur Koordinierung aller Bautätigkeiten auf Flächen an Bundesautobahnen werden Örtlichkeit, Dauer 
und Art der anfallenden Verkehrsbeeinträchtigungen 6 Wochen (bei Tagesbaustellen bis spätestens 2 
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Werktage) vor Beginn der Ausführung mit den zuständigen Behörden und dem AG abgestimmt. 
Evtl. entstandene Kosten bei unterbliebener Vorabstimmung gehen zu Lasten des AN. 
Beginn und Ende einer jeden Arbeitsstelle wird unmittelbar dem AG und der zuständigen Autobahn-
meisterei (AM) gemeldet. 
 

Anschrift der AM Düren: 
 
Autobahnmeisterei Düren: 
Nordstraße 149 
52353 Düren 
Tel.-Nr.: 02421 / 1238 – 0 

 
Bei der Durchführung der Arbeiten wird für Kontrolle und Unterhaltung der Verkehrs-Sicherungseinrich-
tungen durch den AN ein ständiger Bereitschaftsdienst (24-stündig) eingerichtet. 
Die Beschilderung und Absicherung der Arbeitsstelle ist entsprechend dem nach § 45(6) StVO anzu-
ordnenden Plan auszuführen. 
Die Verkehrssicherungsmaßnahmen obliegen dem Auftragnehmer. 
Sie sind gemäß den „Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen und Richtlinien für Sicherungs-
arbeiten an Arbeitsstellen an Straßen“ (ZTV-SA 97) Ausgabe 1997 und den Änderungen zu den ZTV-
SA von 1999 vorzunehmen. 
Stellt sich bei angeordneten Plänen in der Örtlichkeit heraus, dass geringfügige Änderungen, wie z.B. 
Markierungsverlängerungen, zusätzliche Baken und Kleinbeschilderung etc. vorzunehmen sind, so 
sind diese zusätzlichen Arbeiten in die entsprechende Verkehrsführung einzurechnen und werden nicht 
gesondert vergütet. 
 
Aufrechterhaltung des Verkehrs 

Vom Auftraggeber wurden über die Verkehrsregelungen bereits Vorverhandlungen mit der Straßenver-
kehrsbehörde NL Rheinland, Außenstelle Köln, Abteilung Verkehr geführt. 
Nach Auftragserteilung hat der Auftragnehmer die Einzelheiten der Verkehrsregelung mit der Nieder-
lassung Rheinland Außenstelle Köln und den zuständigen Straßenverkehrsämtern abzustimmen. 

 
Die Absperrung und Beschilderung der Baustelle ist entsprechend den Auflagen des Straßenverkehrs-
amtes und den Angaben der Regelbeschilderungspläne auszuführen. 
Die Sperrungen der Anschlussstelle Düren erfolgt als Vollsperrung unter Ausschilderung der Umlei-
tungsstrecken. 
 
Vorhandene Fahrbahnmarkierungen müssen der neuen Verkehrsführung angepasst werden. Nach Än-
derung der Erneuerung darf die alte Markierung nicht mehr sichtbar sein, wenn dadurch Zweifel ent-
stehen können. 
 
Die Beschilderung hat fortlaufend mit der Baumaßnahme zu erfolgen. Die Aufstellung der Schilder ist 
dem Straßenverkehrsamt gemäß § 45 StVO anzuzeigen. Die Verpflichtung des Auftragnehmers gemäß 
Abs. 1 dieser vertraglichen Bestimmung besteht bis zur vertragsgerechten und vollständigen Erfüllung 
des Bauvertrages einschl. aller Nebenarbeiten. 
Bei der Ausführung von Nebenarbeiten nach Beendigung der Deckenarbeiten (Herstellung von Ban-
ketten pp) endet die Verpflichtung des Auftragnehmers daher erst mit vollständiger Räumung der Bau-
stelle. 
Eine Unterbrechung der Bauarbeiten befreit den Auftragnehmer nicht von dieser Verpflichtung. 
Während der Bauzeit sind die Zugänge und Zufahrten zu den Anliegergrundstücken (auch landwirt-
schaftlich genutzte Grundstücke) freizuhalten und prov. anzuschließen. Fahrbahnanrampungen sind 
sicher und verkehrsgerecht auszubilden. 
 

- Ergebnis der Verhandlung mit dem Straßenverkehrsamt 
- Berücksichtigung des Buslinienverkehrs 
- Einsatz von Lichtsignalanlagen usw. 

 
Anordnungen für das untergeordnete Netz sind bei den zuständigen Straßenverkehrsbehörden, Kreise 
und Landesbetrieb NRW rechtzeitig zu beantragen und einzuholen. 
 
 
Die Fahrbahn wird von Fahrzeugen und Zügen nach § 29 (3) StVO (Überschreiten der Abmessungen, 
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Achslasten und Gesamtgewichte) mit Sondergenehmigung befahren. Einschränkungen der Fahrbahn-
breite oder Vollsperrungen von Fahrbahnen müssen deshalb der genehmigenden Stelle mindestens 
14 Tage vorher vorliegen, damit sowohl der Baustellenbetrieb als auch der Verkehr ordnungsgemäß 
abgewickelt werden können. Ggf. sind bei Witterungsabhängigkeit Ersatztermine einzuplanen. 
 
Verkehrszeichenpläne 
 
Nach Auftragserteilung hat der Auftragnehmer die Einzelheiten der Verkehrsregelung mit dem zustän-
digen Straßenverkehrsamt abzustimmen und die Verkehrspläne entsprechend deren Auflagen anzu-
passen. Alle hierdurch anfallenden Kosten sind mit den EP der OZ „Verkehrsrechtliche Anordnung ein-
holen“ abgegolten.  
 
Das Aufstellen der Verkehrszeichenpläne erfolgt in Anlehnung an die den Ausschreibungsunterlagen 
beigefügten Musterpläne. Grundlage für die Verkehrssicherung ist die RSA 21 und die ZTV-SA 97. 
 
Die Verkehrszeichenpläne (VZ-Plan) gemäß Kap. 4.4 der ZTV-SA 97 sind entsprechend der jeweiligen 
örtlichen Situation für jeden einzelnen Bauabschnitt aufzustellen und rechtzeitig vorzulegen. Dazu ge-
hören auch die Konzepte der VZ-Pläne für Baustellen kürzerer Dauer, die für die Einrichtung notwendig 
werden. 
 
„Rechtzeitig“ bedeutet von Baustellen von kürzerer Dauer, mit vorab einzuholendem Sichtvermerk der 
zuständigen Bauaufsicht, mindestens 2 AT vor der Ausführung. 
 
Sämtliche für die Beantragung verkehrsbehördlicher Anordnungen erforderlichen Verkehrszeichen-
pläne sind durch den AN zu erstellen und in die Pauschal- bzw. Stück-Positionen für den Aufbau bzw. 
Umbau der Verkehrsführung einzurechnen, sofern im Leistungsverzeichnis keine separate Position für 
die Leistung vorgesehen ist. 
Das Erstellen (Anpassen) der Pläne wird gesondert vergütet. 
 
Die der Ausschreibung beigefügten Muster-Verkehrszeichenpläne sowie Sperr- und Umleitungspläne 
(gem. Anlage) und die Musterpläne (gem. Anlage) dienen der Kalkulation für den AN. Sie sind zur 
Beantragung der verkehrsbehördlichen Anordnung nicht ausreichend. Es sind geringfügige Anpassun-
gen einzukalkulieren. 
 
Der AN erstellt auf der Grundlage der Muster-Pläne und beigefügten Muster-Verkehrszeichenpläne die 
als Grundbausteine dienen, auf die Örtlichkeit bezogene Verkehrszeichenpläne für die jeweiligen Ver-
kehrsführungen, Sperrungen und Umleitungen für die verkehrsbehördlichen Anordnungen. Hierfür sind 
alle Schilderstandorte auf der BAB (Bestand und temporäre VZ) mit Betriebs-km-Angaben zu versehen, 
fehlende Bestandsschilder (Wegweisertafeln mit Zielangaben) mit ggf. erforderlichen Anpassungen 
sind zu ergänzen. In den VZ-Plänen sind die tatsächlichen Baufelder zu kennzeichnen. 
Die vorgesehene Umleitungsstrecken und die hierfür erforderliche Beschilderung sind auf den Einzelfall 
bezogen darzustellen. Für die vom AN zu erstellenden VZ-Pläne hat der AN die örtlichen Gegebenhei-
ten zu überprüfen und einzubeziehen. Änderungen in den vom AN aufgestellten Verkehrszeichenplä-
nen gegenüber den der Ausschreibung beiliegenden Plänen sind in den VZ-Plänen des AN entspre-
chend kenntlich zu machen. Die Baken-Aufstellung erfolgt gemäß den Muster-Verkehrsführungsplänen 
sowie Sperr- und Umleitungsplänen (gem. Anlage) in engeren Abständen als üblich. 
 
Der AN erstellt nach Auftragserteilung die notwendigen Verkehrszeichenpläne und reicht die Unterla-
gen zur Prüfung beim AG ein. 
 
Eine Verkehrsbesprechung mit AG, AN, Polizei und Bezirksregierung wird dann zeitnah einberaumt. 
 
Die Kosten für die Anordnung sind in die entsprechende OZ einzurechnen und werden nicht gesondert 
vergütet (Keine Kostenübernahme durch den AG). Zum Aufstellen der Verkehrszeichenpläne sind als 
Grundbaustein die beiliegenden (Muster-) Pläne/ Verkehrskonzepte des AG zu verwenden (siehe An-
lagenverzeichnis). 
 
 
Maßnahmen des AN zur verkehrsgerechten Sicherung 
 
Alle verkehrsgerechten Maßnahmen zur Durchführung der Bauarbeiten gemäß Punkt 3.1 werden durch 
den AG in Abstimmung mit dem zuständigen Straßenverkehrsamt angeordnet. 
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Die grundsätzliche Zustimmung der Straßenverkehrsbehörde gem. § 45 (7) StVO zur Durchführung der 
Baumaßnahme einschl. der Verkehrsregelung bzw. Verkehrslenkung während der Bauarbeiten liegt 
beim AG vor. 
 
Der AN zeigt den Beginn der Bauarbeiten rechtzeitig dem zuständigen Straßenverkehrsamt an. 
 
Alle Kosten für die nachstehend aufgeführten Maßnahmen sind in den entsprechenden Einheitspreisen 
enthalten und werden nicht gesondert in Rechnung gestellt: 

- Beschilderung und Kennzeichnung der Baustelle einschl. Beleuchtung und Unterhaltung;  
- Beschilderung, Kennzeichnung sowie die sorgfältige und lückenlose Absperrung der einzelnen 

Bauabschnitte einschl. Beleuchtung und Unterhaltung;  
- Vor Aufstellung einer LSA:  

Einreichung und Genehmigung des Nachweises der Berechnung der Räum- und Umlauf-
zeiten zur Baustellensignalisierung bei der zuständigen Straßenverkehrsbehörde, nach 
dem "Anhang G der Richtlinien für Lichtsignalanlagen (RiLSA)" in der aktuellen Fassung, 
entsprechend dem als Anlage beigefügtem Musterblatt.  

- Gestellung und Betreibung von Baustellen-Signalanlagen (verkehrsabhängig). Diese LS-Anla-
gen bieten neben einer automatischen Steuerung auch die Möglichkeit zur Handsteuerung 
durch Verkehrsposten.  
Im Falle eines Defektes an einer Baustellen-LS-Anlage sorgt der AN dafür, dass kurzfristig 
(innerhalb einer Stunde) dieser Defekt behoben wird bzw. ein gleichwertiger Ersatz der 
LSA zur Verfügung steht und unverzüglich zum Einsatz gelangt, einschließlich Bedienung 
und Betrieb sowie die evtl. zusätzlich erforderl. Gestellung von Verkehrsposten.  

- Gestellung von Umweltschutz-Schildern vor Ampeln, Schranken und Wartezonen (2 
Stück/Fahrtrichtung) einschließlich deren Wartung bzw. Umsetzen gemäß Bauablauf.  

- Das erforderliche Außerkraftsetzen von vorhandenen Verkehrsschildern hat in geeigneter 
Weise zu erfolgen (Abdecken, Aufbringen von mobilen Auskreuzungsvorrichtungen, Um-
drehen bzw. Demontieren der Verkehrsschilder).  
Das Außerkraftsetzen bei Hinweisschildern/- tafeln mittels Folienband ("Durchixen") ist 
wegen Kleberückständen und Beschädigungen der Schilderfolien nicht zulässig.  
Die Kosten für evtl. Schäden der Schilderfolien durch nicht fachgerechte Ausführung der 
Außerkraftsetzung werden dem AN in Rechnung gestellt 

- Erforderliche Abstimmungen mit ggf. betroffenen Verkehrsbetrieben (ÖPNV) einschl. evtl. er-
forderl. Verlegung von Bushaltestellen (provisorisches Einrichten von Haltestellen einschl. 
erforderl. Gelbmarkierung wie Zick-Zack-Linien o.ä.) 

 
Besondere Bedingungen und Auflagen zur Verehrssicherung 
 

- Die in den Verkehrszeichen-Regelplänen nach RSA als gepunktete Linie dargestellte Baustel-
len-Markierung sind "Gelb-Markierungen". Diese „Gelb-Markierung" wird in Folie ausge-
führt. 

- Alle Bauabschnitte, die für den Verkehr freigegeben werden, sind mind. mit einer bit. Trag-
schicht in ausreichender Stärke im Bereich der Fahrbahn befestigt. Gefräste Flächen blei-
ben nicht länger als drei Tage offen liegen. Die Unterhaltung der Flächen ist Aufgabe des 
AN und wird dauernd gewährleistet. Diese Leistungen sind in den Einheitspreisen enthal-
ten und werden nicht gesondert in Rechnung gestellt. 

- Der Anliegerverkehr zu Anliegergrundstücken und deren Bebauung ist ständig gewährleistet. 
Besondere bauliche Vorkehrungen und die Abstimmung mit den Anliegern sind aus-
schließlich Aufgaben des AN und werden nicht gesondert in Rechnung gestellt. 

- Bei längeren Arbeitsunterbrechungen stehen dem Durchgangsverkehr zwei Fahrspuren zur 
Verfügung. Besondere bauliche Vorkehrungen hierfür sind in den Einheitspreisen enthal-
ten und werden nicht gesondert in Rechnung gestellt. 

- Alle einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften, die Technischen Lieferbedingungen Leitba-
ken, die Straßenverkehrsordnung mit der allgemeinen Verwaltungsvorschrift und die poli-
zeilichen Durchführungsverordnungen der Länder über die Aufrechterhaltung der Sicher-
heit und Ordnung auf und an Straßen in der aktuellen Fassung werden beachtet. 

- Die Gewährleistung des Notdienstes (Krankenwagen, Feuerwehr u. ä.) sowie die Zuwegung für 
Müllabfuhrfahrzeuge u. ä. wird zu jeder Zeit - auch während der Arbeitszeit - beachtet und 
ist Sache des AN. Diese Leistungen sind in den Einheitspreisen enthalten und werden 
nicht gesondert in Rechnung gestellt. 

- Name und Anschrift sowie Telefon-Nr. des Verantwortlichen für alle Maßnahmen zur Sicherung 
und Regelung des Verkehres (und seiner Vertretung) des AN, der im Bedarfsfall stets (24 
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h/Tag) telefonisch zu erreichen ist, wird dem AG schriftlich mitgeteilt. 
 
Abnahme der Verkehrsführung und –einrichtung für Vollsperrungen bzw. Verkehrsführungen 
 
Nach dem Aufstellen der Umleitungs- bzw. Verkehrsführungsbeschilderung für die Baustelle, entspre-
chend den als Anlage beigefugten Verkehrsführungsplänen, erfolgt eine Abnahme durch den AG, ver-
treten durch die örtliche BU und dem AN, bei dem die ordnungsgemäße Beschilderung und Absiche-
rung gemäß Verkehrsführungsplan schriftlich festgehalten. 
 
Qualifikationsnachweis 
 
Die Qualifikation des zu benennenden Verantwortlichen für die Verkehrssicherung gemäß dem „Merk-
blatt über Rahmenbedingungen für erforderliche Fachkenntnisse zur Verkehrssicherung von Arbeits-
stellen an Straßen“ (MVAS 99) ist spätestens bis zum Zeitpunkt der Auftragserteilung nachzuweisen. 
Dem AG ist ein Wechsel des benannten Verantwortlichen im Verlauf der Bauausführung unverzüglich 
unter gleichzeitiger Vorlage des o.g. Qualifikationsnachweises des neuen Verantwortlichen anzuzei-
gen. 
 
Der/die Verantwortliche ist der Polizei, sowie der zuständigen AM und der örtl. Bauüberwachung mit 
Anschrift und Rufnummer schriftlich zu melden. 
 
Das Tragen von Warnkleidung nach EN ISO 20471 ist im Verkehrsraum bzw. im Baustellenbereich 
zwingend vorgeschrieben (§ 35 Abs. 6 StVO); Warnkleidungsausführung auf der Baustelle mindestens 
Klasse 2, außerhalb des gesicherten Bereiches Klasse 3. 
 
Der AN ist für die Absicherung der Arbeitsstellen sowie für den Schutz des Personals selbst verant-
wortlich. 
 
Kontrolle und Wartung der Arbeitsstelle 
 
In Ergänzung der ZTV-SA, Kap. 7 (3) letzter Satz sind Beginn und Ende der Kontrolle vor Ort unver-
züglich der jeweiligen AM fernmündlich mitzuteilen (nicht über Notrufsäule). Die Dokumentation zu Kon-
trollzeiten und getroffenen Maßnahmen sind dem AG täglich zu übermitteln. Hierzu ist auch die Nutzung 
eines auf der Polizeiwache hinterlegten Kontrollbuchs möglich. Bei Verwendung GPS-gestützter Kon-
trollgeräte sind dem AG die Internet-Zugangsdaten zur Verfügung zu stellen. 
 
Nachtbaustellen 

Als Nachtbaustelle werden Arbeitszeiten, die von Anfangszeiten je nach Verkehrssituation zwi-
schen19:00 und 22:00 Uhr bis morgens 5:00 Uhr liegen definiert. Die Einrichtung einer Nachtbaustelle 
wird in gesonderten OZ’en erfasst. Der erhöhte Kostenaufwand für den AN für die Durchführung der 
Arbeiten wird ebenfalls in gesonderten OZ’en erfasst. Durch ständige Kontrolle durch den AN ist sicher-
zustellen, dass die Funktionstüchtigkeit der Nachtbaustellenabsicherung störungsfrei arbeitet. Dies gilt 
für die gesamte Dauer der Nachtbaustelle. 
Die Genehmigung für die Nachtarbeit gemäß §9 LJMSchG für Arbeiten ab 22:00 bis morgens 6:00Uhr 
bei Störung der Nachtruhe, ist beim zuständigen StUA vom AG vorab und nach Auftragserteilung vom 
AN unter Beachtung folgender Punkte einzuholen: 
 
1) Anzahl der auf der Baustelle eingesetzten gewerblichen Mitarbeiter  
2) Art und Anzahl der auf der Baustelle zum Einsatz kommenden Geräte  
3) Genauen Zeitpunkt des Arbeitsbeginnes.  
 
Während der dunklen Tageszeiten ist ständige Personalanwesenheit erforderlich zwecks sofortiger 
Störungsbehebung. 
 
Die Kosten für die Genehmigung für die Nachtarbeit sind vom AN zu tragen. 
 
Grundsätzlich ist in der Verkehrsführung die Geschwindigkeit auf 60 km/h zu drosseln. 
 
Abweichend zum ARS Nr. 17/2009 vom 08.12.2009 sind in Nordrhein-Westfalen folgende Regelungen 
zu beachten (Erlass vom 10.03.2010 des Ministeriums für Bauen und Verkehr des Landes Nordrhein-
Westfalen):  
- Der Einsatz von Warnschwellen ist in den Regelplänen nicht dargestellt. Die Warnschwellen sind aber 
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entsprechend den Regelplänen für Tagesbaustellen ein zu setzten.  
- Werden Warnschwellen eingesetzt, sind auf dem Zusatzschild des kleinen Blinkpfeils 200 statt 300 

Meter anzugeben.  
- Werden fahrbare Absperrtafeln ohne Zugfahrzeug abgestellt, ist der Abstand zum Bauanfang auf min-

destens 100 Meter zu vergrößern.  
- Statt der bisherigen Schraffenbaken sollen auch in Nachtbaustellen Pfeilbaken eingesetzt werden. 
- Die Warnkleidung muss die Anforderungsmerkmale der Klasse 3 einhalten 
 
Einschränkungen bei der täglichen Arbeitszeit 
 
Arbeiten von kürzerer Dauer 
 
Für Arbeiten mit reduzierter Anzahl von Fahrstreifen können, je nach BAB-Strecken, Verbotszeiten für 
Fahrstreifensperrungen (s. Anlage, Sperrzeitenkatalog) gelten. Einzelheiten bezüglich der Verkehrsre-
gelung sind daher nach Auftragserteilung mit der Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Rhein-
land, Außenstelle Köln und dem zuständigen Straßenverkehrsamt abzustimmen. 
 
An den Wochenenden zu Ferienanfang und -ende, zu Sommerferienmitte, am Anfang und Ende der 
Hauptreisezeit im Sinne der Verkehrslenkenden Maßnahmen des Bundesministeriums für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung, an verlängerten Wochenenden (auch an Feiertagen mit dazwischenliegendem 
Werktag vor/nach dem Wochenende) sind Arbeiten mit Fahrstreifensperrung wegen des erhöhten Ver-
kehrsaufkommens nur eingeschränkt und in Absprache mit dem AG und der Polizei möglich. 
 
Arbeiten mit Vollsperrung von Rampenfahrbahnen sind zunächst nur am Wochenende möglich; jedoch 
kann abhängig von der Verkehrsbedeutung der Rampe und der Dauer der Arbeiten auch auf Zeiten an 
einzelnen Wochentagen in Absprache mit der AM ausgewichen werden. Auch für die Rampenfahrbah-
nen gelten die zeitlichen Einschränkungen der Hauptfahrbahn. 
 
Bei einem Feiertag während der Woche gelten ggf. oben genannte spezielle Zeiten für Freitag und 
Montag sinngemäß auch für den Werktag vor bzw. den Werktag nach dem Feiertag. Je nach Lage des 
Wochenfeiertags kann die AM jedoch in Absprache mit der Polizei bei zu erwartendem Minderverkehr 
erweiterte Arbeitszeitmöglichkeiten zulassen, bei zu erwartendem Mehrverkehr die Arbeitszeitmöglich-
keiten weiter reduzieren. 
 
Verkehrsspitzenzeiten 
 
Die Verkehrsspitzenzeiten liegen erfahrungsgemäß an den Wochentagen etwa zwischen 6:00 bis 10:00 
Uhr und 15:00 bis 20:00 Uhr. Freitagnachmittag beginnen die Verkehrsspitzenzeiten erfahrungsgemäß 
bereist ab 14:00Uhr. 
 
Vom Tage vor einem Wochenfeiertag um 14:00 Uhr bis zum Tage nach dem Wochenfeiertag um 9:00 
Uhr sind Sperrungen nicht erlaubt. 
 
Bei den zuvor genannten Verkehrsspitzenzeiten handelt es sich lediglich um Erfahrungssätze. Nach 
Auftragserteilung hat den AN die Einzelheiten der Verkehrsregelungen mit der Autobahn GmbH des 
Bundes, Niederlassung Rheinland, Außenstelle Köln und dem zuständigen Straßenverkehrsamt ab-
zustimmen. 
 
Verbotszeiten für Fahrstreifensperrungen können aus den beigefügten Sperrzeitenkatalogen entnom-
men werden (s. Anlage, Sperrzeitenkatalog). 
 
Mindestfahrstreifenbreite 
 
Die Mindestfahrstreifenbreite beträgt 3,25 m bei einstreifiger Verkehrsführung. 
Der linke Fahrstreifen, außer dem übergeleiteten, ist in der Regel mindestens 2,6 m breit. 
 
Einziehung von Fahrstreifen 
 
Die Einziehung des linken Fahrstreifens ist gegenüber von Beschleunigungsstreifen nicht zulässig und 
deshalb in Höhe der davorliegenden Dreiecksinsel vorzunehmen. Der Verkehr aus der Anschlussstelle 
ist dann zusätzlich durch Zeichen 123 StVO vorzuwarnen. 
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Bei Einziehung der kurveninneren Fahrstreifen ist die Einziehung vor den Kurvenbeginn zu legen. 
Bei Kuppen hat die Fahrstreifeneinziehung zu Beginn der Kuppe zu erfolgen. 
 
Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen der Arbeitsstelle 
 
Verkehrszeichen und Absperrgeräte sind bei Beginn und bei Wechsel des Gerätes auf dem Autobahn-
meisterei-Gehöft vorzuführen. Bei Wanderbaustellen hat die Beschilderung fortlaufend mit der Bau-
maßnahme zu erfolgen. Gleiches gilt für Arbeitsstellen mit sich verändernder Streckenlänge. Als Zug-
fahrzeug für die fahrbare Absperrtafel sind Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von min-
destens 7,49 t einzusetzen. 
 
Verkehrszeichen sind nur in randprofilverstärkter Ausführung zu verwenden. 
 
Für die Verkehrszeichen, Baken und Klappbaken ist Folie mit der Reflexions-Klasse RA 3 und dem 
Reflexfolien-Aufbau B oder Aufbau C zu verwenden. Bei Einsatz von Leitkegeln und Klappkegeln sind 
nur solche zu verwenden, die den Anforderungen „Höhe 75 cm, Mindestgewicht Klasse III, Folie Typ B 
(Klasse RA 2 Aufbau B oder C)“ genügen. 
 
Die Sicht auf örtlich vorhandene Verkehrszeichen darf nicht behindert werden. 
 
Ggf. ist der Standort der Arbeitsstellen-Verkehrszeichen zu ändern bzw. Gebüsch zurückzuschneiden. 
Das Schnittgut ist dann in Eigentum des AN zu übernehmen und einer geordneten Verwertung zuzu-
führen. 
 
Zum Ausrichten der Bakenkette abseits von vorhandener Weißmarkierung ist eine Vormarkierung auf-
zubringen. 
 
Beim Einsatz von Warnschwellen auf dem Standstreifen und auf dem rechten Fahrstreifen sind nur 
solche zulässig, die von einem anerkannten Institut geprüft wurden. Das Prüfzeugnis ist auf Verlangen 
vorzulegen. 
 
Örtlich vorhandene Verkehrszeichen 
 
Die örtlich vorhandene Beschilderung ist der Baustellenbeschilderung anzupassen. Somit sind ggf. wi-
dersprüchliche Schilder z.B. durch Zuhängen, Auskreuzen zu entwerten. Auf keinen Fall sollen diese 
abgebaut werden. Die Entwertung von Verkehrszeichen hat mit beschädigungs- und rückstandsfrei 
entfernbaren Materialien zu erfolgen, z.B. Überhängen, Überspannen, Anklemmen, nicht jedoch Über-
kleben oder Wegdrehen. Bei Entwertungen über der Fahrbahn ist zu gewährleisten, dass ein Herabfal-
len von Teilen ausgeschlossen ist. 
 
Das Entwertungssystem ist dem AG spätestens zur Verkehrsbesprechung zu benennen. Es ist nur ein 
Kreuz pro Tafel / Ziel / Pfeil vorzusehen. Bei wegweisender Beschilderung ist die Strichstärke von 0,30 
m im Zuge der Hauptfahrbahn, von 0,20 m im Zuge der Nebenfahrbahn und jeweils der Strichlänge von 
mindestens 1,20 m zur rechtzeitigen Erkennbarkeit geeignet. 
 
Alle vorhandenen Verkehrszeichen, die nicht ungültig werden (z.B. Kilometertafeln), sind mit zugelas-
senen Aufstellvorrichtungen lagerichtig an geeignete Standorte zu versetzen. 
 
Baustelleninformationstafeln 
 
Es ist je Fahrtrichtung ein Baustelleninformationsschild (Abmessung 2000 mm x 1000 mm) nach An-
gabe des AG aufzustellen. 
 
Die Schilder sind im Seitenstreifenbereich aufzustellen. Die im Seitenstreifenbereich ggf. notwendige 
Herstellung einer waagerechten Aufstellfläche ist mit einzurechnen und wird nicht gesondert vergütet. 
 
Bei Vollsperrung einer Fahrbeziehung ist jeweils 1 Informationstafel „Ausfahrt (bzw. Auffahrt) Fr. 20.00 
h – Mo 05.00 h gesperrt“ gemäß Anlage im Zuge der zu sperrenden Fahrbeziehung aufzustellen und 
die Umleitung mittels „rotem Punkt“ zu beschildern. 
 
Umleitungsstrecken: 
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Die Verkehre sind bis zur nächsten Anschlussstelle weiterzuleiten (Umleitung mit „Rotem Punkt“). Die 
Anzahl der rote Punkt Beschilderung variiert und wird daher gesondert vergütet. 
 
Verkehrsbeeinflussungsanlagen 
 
Bei Arbeiten in Bereichen von Verkehrsbeeinflussungsanlagen und bei Arbeiten, die in die genannten 
Bereiche hineinwirken, darf die Sperrung von Fahrstreifen erst nach Durchführung der erforderlichen 
Schaltungen an den Anzeigequerschnitten der VBA erfolgen. 
 
Die angeordneten Schaltungen sind unmittelbar vorher, nach Information durch den AN, vom AG bei 
der Verkehrszentrale Leverkusen fernmündlich anzufordern. 
 
Der AN hat sich bei Annäherung an die Arbeitsstelle von den Schaltungen auf den Anzeigequerschnit-
ten zu überzeugen. 
 
Gefahrenstellen außerhalb der Fahrbahn 
 
Durch geeignete Maßnahmen (z.B. Schutzgerüste, Planen, Folien oder Netze) ist sicherzustellen, dass 
keinerlei Beeinträchtigung, z.B. durch herabfallende Materialien, des unter dem Bauwerk fließenden 
Verkehrs erfolgt. 
Die Geländer müssen zum täglichen Arbeitsende geschlossen und kraftschlüssig miteinander verbun-
den sein. 
Die Baugruben müssen zum täglichen Arbeitsende verfüllt sein. Anderenfalls sind die verkehrssicher 
abzudecken, abzusperren oder zu umzäunen. 
 
Stauvorwarnung: 
 
Die Stauwarnschilder sollen gemäß Verkehrszeichenplänen des AG und Anlage an den angegebenen 
Orten für die entsprechende Fahrtrichtung aufgestellt werden. 
Die Trägertafel soll dauerhaft das Zeichen 124 gem. StVO in Größe 3 zeigen und mit zwei Vorwarn-
blinkern vom Typ WL7 ausgestattet sein. Das Zeichen 124 muss auch bei technischen Störungen der 
Anlage immer sichtbar sein. Prismenwender oder LED-Anzeigetafeln sind nicht zulässig. Die Trägerta-
feln sind jeweils rechts und links der Richtungsfahrbahn aufzustellen. 
Die Blinker sind am Wochenende zu den Stoßzeiten kontinuierlich zu betreiben und täglich zu kontrol-
lieren. 
 
 
Gelbe Markierung 
 
Gelbe Markierung muss den Klassen P6, R4, RW3, Q3 und S1 gemäß ZTV M 13 genügen, danach 
sind grundsätzlich Typ 2-Markierungen vorzusehen. 
 
Es ist Folie zu verwenden. 
 
Für die Herstellung von Markierungen sind ungebrauchte Markierungssysteme zu verwenden; Sicht-
zeichen können hingegen mehrfach eingesetzt werden. 
 
Erstmarkierung 
 
Die Erstmarkierung ist unverzüglich nach Abschluss der Deckenarbeiten aufzubringen. Für den Notfall 
sind Z 101 StVO mit dem Zusatzschild „Markierung fehlt“ vorzuhalten und bei Bedarf aufzustellen. 
 
Abstreusplitt 
 
An allen Sanierungsstrecken, bei denen sich nach dem Abkehren des Abstreusplittes noch Material 
von der Fahrbahn lösen kann, sind vor Verkehrsfreigabe Z 101-52 StVO in Verbindung mit Zeichen 
274-100, 274-80 und ggf. Zeichen 274-60 StVO aufzustellen und nach dem vom AG angeordneten 
Abkehren der Fahrbahn auch wieder zu entfernen. 
 
Der hierfür erforderliche separate Verkehrszeichenplan ist dem AG rechtzeitig zur Anordnung vorzule-
gen. Alle diese Maßnahmen sind in die Einheitspreise einzurechnen. 
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Rollsplitt-Beschilderung bzw. Beschilderung „Fehlende Markierung“ 
 
Die Rollsplittbeschilderung bzw. Beschilderung „Fehlende Markierung“ gem. Anlage wird vom AN zur 
Verfügung gestellt und nach Anweisung des AG aufgestellt, unterhalten und nach Weisung des AG 
wieder abgebaut. 
Weitere Vorgaben für die Verkehrssicherung: 
- Die Beschilderung „Rollsplitt bzw. Fehlende Markierung“ ist in Anlehnung an die Regelpläne gemäß 

Anlage auch in den Anschlussstellen und an den einmündenden Basisstraßen aufzustellen.  
 
Bei Nachtbaustellen erfolgen die Absicherungen mit 2 großen Vorwarntafeln 
 
Freihalten von Lichtraumprofilen 
 

- entfällt 
 
 

Temporäre FRS 

Unter Unterpunkt 5.2.3 werden die Regelungen der TL Transportable Schutzeinrichtungen 97 für den 
Einsatz auf Autobahnen präzisiert. Es sind die aufgelisteten Anforderungen ergänzend zu erfüllen (nur 
für die Systeme, die nicht in der BASt-Liste der Transportablen Schutzeinrichtungen enthalten sind) 

Die transportablen Schutzeinrichtungen müssen so beschaffen sein, dass Beschädigungen wie Ver-

drückungen, Kornausbrüche und dergleichen an den Deckschichten aus Asphalt auszuschließen sind. 

Dies gilt für das Aufbauen, das Betreiben und das Rückbauen. 

 

Verkehrsumleitungen 

Für die gesperrte Anschlussstelle Düren sind autobahnseitig Umleitungsstrecken mit dem Roten Punkt 
auszuschildern. 
Für die gesperrte Anschlussstelle Düren sind für das nachgeordnete Straßennetz Umleitungsstrecken 
mit dem Gelben U auszuschildern. 
 
Verkehrsbeschränkungen 

Für die Durchführung ergeben sich für den Verkehr im Bereich der AS Langerwehe, AS Düren und AS 
Merzenich wegemäßig Verkehrsbeschränkungen 
 
Verkehrssperrungen, Sperrpausen 

 
Freihalten von Lichtraumprofilen 

 
- entfällt 

 
 
Verkehrsführung/ -regelung 
 
Das Verkehrsführungskonzept für die Bauphase ist in Anlagenteil A 4 dargestellt. Kurzzeitige Verkehrs-
führungen z.B. für die Herstellung von Provisorien oder von Straßenausstattung sind nicht dargestellt. 
Der Bauablauf richtet sich nach dem Verkehrsführungskonzept des AG. 
 
Vorgesehen sind getrennt nach Bauphasen und Arbeitsschritten, nachfolgende Verkehrsführungen: 
 

- Bauphase 0+1, 3+3, Herstellen Mittelstreifen Überfahrt, Gelbmarkierung für Verlegung aller 
drei Fahrstreifen jeweils nach außen 
Sanierung von Querungen ; Arbeiten am Wochenende dabei Sperrung mittlerer und rech-
ter Fahrstreifen  

- Bauphase 2, 3+1 Verkehrsführung Fahrtrichtung Aachen, , Fahrbahnsanierung Erste Fahrspur 
und Standspur in Beton 
• Sperrung Auffahrt AS Düren, FR Aachen an einem Wochenende•  
• Umleitung des Verkehrs in FR Aachen über die AS Langerwehe 
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Im Bestand ist hier eine 3+3 Verkehrsführung .Aufgrund des Bauablaufs muß diese auf 
eine 3+1 Verkehrsführung reduziert werden . Der Verkehrszeichenplan muß sich an den 
Regelplänen D II /1 a (3+1) und D II /1 b (3+1) der RSA 21 Seiten 129 und 130 orientieren 
und die im Bestand vorhandene 3+3  Verkehrsführung sowie den Bauablauf , die Örtlich-
keit und die anerkannten Regeln der Technik berücksichtigen . 

- Bauphase 3, 3+1  Fahrbahnsanierung Dritte und Zweite Fahrspur in Asphalt 
• Sperrung Parkplatz Rurscholle in FR Aachen; rechtzeitige Ankündigung das der Park-
platz gesperrt wird. 
 

 
 
 

3.2. BAUABLAUF 

 
Reihenfolge und Abwicklung der Arbeiten 

 

Den Bauablauf und die Reihenfolge der Arbeiten kann der AN in Absprache mit dem AG und unter 
Einhaltung gemachter Vorgaben weitestgehend in eigener Regie gestalten. Die (äußeren) Randbedin-
gungen des Bauvertrages werden hierbei vom AN berücksichtigt und umgesetzt. 
 
Die verschiedenen Gewerke sind durch  den AN zu koordinieren. 
 
Für den Bauablauf ist im Wesentlichen eine Bauphase vorgesehen. Die Bauphase ist hinsicht-
lich der Verkehrsführung definiert. Siehe hierzu auch die Angaben unter Abschnitt 3.1 dieser Bau-
beschreibung. 
 
Bauphase 1: 
Herstellung Mittelstreifenüberfahrt, Gelbmarkierung für Verlegung aller drei Fahrstreifen jeweils nach 
außen 
- Arbeitsbereich Betr. km 26+700 und 32+400 
 
Sanierung von 3-5 Querungen in der Betonfahrbahn Fahrtrichtung Köln : hier Betonplatten ausbauen  
und Beton   einbauen in LKW – Spur und Standspur ; diese Arbeiten müssen zwingend am Wochen-
ende ausgeführt werden von Freitag abend bis Montag morgen früh;  
 
Bauphase 2: 
Fahrbahnsanierung Erste Fahrspur und Standspur in Beton auf RFB FR AC  
- Arbeitsbereich Betr.  Ca. km 29+000-31+700 
- Verkehrsführung: 3+1, Sperrung Auffahrt AS Düren FR Aachen, und Neubau AS Düren Auf- und 
Abfahrt ;  
Hier wird die Deckschicht und Binderschicht abgefräst und durch eine neue Binderschicht und Deck-
schicht ersetzt. 
 
Bauphase 3 
 
Sanierungsarbeiten RFB FR  Aachen, 
Fahrbahnsanierung Dritte und Zweite Fahrspur in Asphalt, 
Arbeitsbereich Betr. Km ca. 29+000- km 31+700 
Sanierung von Rissen im  Asphalt von ca.  29+000-29+400 
  
 
Die Reihenfolge der Bauabschnitte ist zwingend einzuhalten , insbesondere Bauphase 1. 
 
 
Landschaftsbau 

 
- entfällt 

 
Oberbau 
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Die Herstellung von provisorischen Abschlüssen, Rampen und Angleichungen, auch in Längsrichtung, 
sowie ihre Beseitigung sind Nebenleistungen und werden nicht besonders vergütet. 
 
Zeitliche Beschränkungen 

 
Bedingungen für Arbeiten außerhalb der üblichen Arbeitszeit 

 
 

3.3. WASSERHALTUNG 

 
Hinweis zu den Erdarbeiten: 
 
Im Bereich der Arbeitsstellen anfallenden Niederschlags- bzw. Oberflächenwasser ist durch geeignete 
Maßnahme des AN aufzufangen und abzuleiten. Sämtliche daraus resultierenden Erschwernisse und 
damit verbundenen Aufwendungen und Nebenarbeiten werden nicht gesondert vergütet und sind in 
den EPs einzurechnen.  
Schäden und Folgenmaßnahmen, die durch eingedrungenes Oberflächenwasser entstanden sind (wei-
che Grabensohle), werden nicht vergütet. 
 
 

3.4. BAUBEHELFE 

 
Allgemeines 

Zu den Leistungen, die zur Durchführung des Bauvorhabens erforderlich sind, gehören auch alle mit 
den Baubehelfen zusammenhängenden Leistungen. 
Die Wahl geeigneter Baubehelfe ist Sache des AN. 
 
Es gelten dabei folgende Bedingungen: 

- Der AN stimmt die von ihm gewählten Baubehelfe etc. mit den zuständigen Stellen ab. 
- Alle bei Baubehelfe etc. verwendeten Bauteile, die nicht Bestandsteil der fertigen Leistung sind, 

werden nach Gebrauch restlos beseitigt.  
Die Hilfskonstruktion, die für keine gesondert OZ im LV vorgesehen ist, werden nicht gesondert vergü-
tet, ihre Kosten sind mit dem EP der OZ abgegolten. 
 
 

3.5. STOFFE, BAUTEILE  

 
3.5.1. Straßenbau 

 
Alle zu erbringenden Leistungen umfassen auch die notwendige Lieferung der dazugehörigen Stoffe, 
Bauteile, Böden und Fels einschließlich Abladen und Lagern auf der Baustelle, soweit nicht in der Po-
sition ausdrücklich davon abweichende Angaben gemacht werden. 

 

Der Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen MEB > Materialklasse BM-0 ist auf Grund von 
fehlenden geotechnischen Untersuchungen nicht zulässig.  

Bei den vorgesehenen Arbeiten handelt es sich überwiegend um Reparaturen von Asphaltfahrbahnen.  
Mineralische Baustoffe fallen gar nicht bzw. in eine sehr geringe Menge an. 
 

Art der Dokumentation für Rolle Inverkehrbringer 

Der AN ist im Falle der Abgabe von nicht aufbereitetem Bodenmaterial bzw. Baggergut an Dritte (Ver-
kauf oder sonstige Überlassung an Dritte zum Einbau in technische Bauwerke oder zur Entsorgung) 
der Inverkehrbringer i.S. der ErsatzbaustoffV und übernimmt damit die Pflichten gemäß § 25 Ersatz-
baustoffV.  
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Der Auftragnehmer hat gegenüber dem Auftraggeber den Nachweis über den Verbleib dieser Ausbau-
stoffe zu führen. Auf Kapitel 3.6.3 wird verwiesen.  Die Kosten, die aus der Umsetzung der Anforderun-
gen entstehen, sind in die entsprechenden Leistungspositionen einzurechnen. 
 
 

Bei Einsatz von mobilen Aufbereitungsanlagen  

Die Herstellung mineralischer Ersatzbaustoffe i.S. der ErsatzbaustoffV unterliegt auch innerhalb der 
Baustelle den umweltrechtlichen Anforderungen der ErsatzbaustoffV. Die Kosten, die aus der Umset-
zung der Anforderungen entstehen, sind in die jeweilige Position des zugehörigen Baustoffes einzukal-
kulieren. Der Einbau mineralischer Ersatzbaustoffe aus der Baustelle darf erst nach Durchführung und 
Einhaltung der Anforderungen aus der ErsatzbaustoffV sowie nach Freigabe des AG erfolgen. Dafür 
ist dem AG 12 Werktage vor Einbau das Prüfzeugnis der Fremdüberwachung gemäß § 7 Abs. 4 Er-
satzbaustoffV vorzulegen. Letzter Satz gilt nicht für "nicht aufbereitetes Bodenmaterial" sowie "nicht 
aufbereitetes Baggergut" i.S. der ErsatzbaustoffV. 

Gesteinskörnungen 

Für Liefermaterial aus bzw. mit mineralischen Ersatzbaustoffen sind die Einsatzmöglichkeiten in tech-
nischen Bauwerken gemäß Anlage 2 ErsatzbaustoffV zu beachten.  

Die Eigenschaft der Grundwasserdeckschicht und des hzeGW (ErsatzbaustoffV) ist im Kapitel 2.7.1 
beschrieben. 

 

Asphalt 

Für die Herstellung von Asphaltschichten sind zusätzliche Untersuchungen für verschiedene Ge-
brauchsverhaltensorientierte Eigenschaften durchzuführen. Teilweise sind diese mit Anforderungen 
verbunden, die über das Niveau des Standardregelwerkes hinausgehen. 

Bei Asphaltbeton für Asphalttragschichten oder für Asphalttragdeckschichten kann entweder ein Bitu-
men mit derselben Spezifikation wie das geforderte resultierende Bindemittel oder ein Bitumen, das 
höchstens zwei Sorten weicher ist als das geforderte resultierende Bindemittel, verwendet werden. 

 

Bindemittel 

Die Begriffe für Bitumen und Zubereitungen aus Bitumen entsprechen den Bezeichnungen und Kurz-
bezeichnungen der TL Bitumen-StB 25 oder der TL VBit-StB 22. Es wird unterschieden zwischen 

• Bitumen, ein den TL Bitumen-StB 25 oder den TL VBit-StB 22 entsprechendes gebrauchsfertiges 
Produkt im Anlieferungszustand, und 

• Resultierendes Bindemittel, ein durch Anteile von Bindemittel aus Asphaltgranulat und/oder Natur-
asphalt und/oder Zusätzen sowie ggf. Rückgewinnung aus dem Asphalt in den Gebrauchseigen-
schaften verändertes Bitumen. 

Bitumenpaar: Bitumen nach den TL Bitumen-StB 25 und nach den TL VBit-StB 22, deren Verwendung 
zu einem technisch gleichwertigen Asphaltmischgut führt. Das Bitumenpaar wird in eckigen Klammern, 
wie z.B. [30/45 // 35/50 VL], angegeben (mit Ausnahme für SMA LA, MA und PA). 

Bei Verwendung von Viskositätsveränderten Bitumen müssen diese den „Technischen Lieferbedingun-
gen für gebrauchsfertige Viskositätsveränderte Bitumen“ (TL VBit-StB 22) entsprechen. 

 

Temperaturabsenkung 

Die Temperaturabsenkung darf nur durch die Verwendung von Fertigprodukten oder durch die 
Schaumbitumentechnologie erfolgen. Diese Möglichkeiten werden als gleichwertig angesehen. Die 
Auswahl ist im Rahmen des Angebots vorzunehmen und im Eignungsnachweis anzugeben.  

Organisch viskositätsveränderte Bitumen können nur als gebrauchsfertige Viskositätsveränderte Bitu-
men nach den TL VBit-StB 22 verwendet werden. 

Wird die Schaumbitumentechnologie verwendet, gelten die Anforderungen der TL Bitumen-StB 25.  

Zugelassen sind ausschließlich Fertigprodukte aus 

• der „Erfahrungssammlung über die Verwendung von Fertigprodukten und Zusätzen zur Tempera-
turabsenkung von Asphalt“ der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt): („Erfahrungssammlung 
TA“, https://www.bast.de) in der aktuell gültigen Fassung. 
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Anforderungen an die Transportfahrzeuge für Asphaltmischgut 

Um eine ausreichende Thermoisolation der Transportmulden sicherzustellen, muss der Wand‐/Boden-

aufbau inkl. des verwendeten Dämmmaterials mindestens einen Wärmedurchlasswiderstand (R‐Wert) 
≥1,65 m²K/W (bei 20°C) aufweisen (dies gilt auch im Bereich von konstruktionsbedingten Holmen oder 
Versteifungselementen der Außenwände, die zu vermeidende Wärmebrücken darstellen). Das verwen-
dete Dämmmaterial muss eine langfristige Temperaturbeständigkeit bis 200°C aufweisen. Der Nach-
weis des erreichten Wärmedurchlasswiderstands hat auf Grundlage eines Herstellerzertifikates seitens 
des Muldenherstellers zu erfolgen, in dem der erreichte Wärmedurchlasswiderstand des Wandaufbaus 
dokumentiert wird. Die Wirksamkeit ist durch ein Herstellerzertifikat mit rechnerischem Nachweis zu 
belegen. 

Der Asphaltmischguttransport mit Fahrzeugen bis Baujahr 2016 (Bestandsfahrzeuge) erfolgt in Trans-
portmulden mit thermoisolierten Seitenflächen (inkl. Stirn‐ und Rückwand) sowie mit thermoisolierter, 

wasserdichten und auf dem Muldenrand aufliegenden Abdeckeinrichtung (z. B. Silikon‐/Polyurethan‐
Basis oder gleichwertig bzw. klappbare Abdeckung). Bei Fahrzeugen ab dem Baujahr 2016 (Neufahr-
zeuge) muss zusätzlich eine Thermoisolation des Muldenbodens erfolgen. Fahrzeuge ab dem Bau-
jahr 2017 müssen mit einer fest am Fahrzeug installierten Temperaturmesseinrichtung ausgestattet 
sein, die das direkte Ablesen der Asphaltmischguttemperaturen vor dem Beginn des Entladens in den 
Beschicker/Straßenfertiger ermöglicht. Mögliche alternative Vorgehensweisen zum Nachweis der 
ausreichenden Asphaltmischguttemperatur können gleichwertig angewendet werden.  

Für die Dokumentation der Asphaltmischguttemperaturen bei der Anlieferung auf der Baustelle sind 
folgende Verfahren zulässig: 
- Thermoisolierte Fahrzeuge ohne fest installierte Temperaturmesseinrichtung jedoch mit Messmög-

lichkeit für Einstechthermometer 

Für die Messung mit kalibrierbarem Einstechthermometer sind geeignete Einrichtungen in der Mul-
denwand (z. B. Bohrungen, Messöffnungen, etc.) erforderlich, mit denen an den definierten Tempe-
raturmesspunkten 1 bis 4 in einer maximalen Messtiefe von 10 cm im Asphaltmischgut (orthogonal 
zur Muldenwand) zu messen sind. Es sind sowohl die vier Einzelmesswerte je Fahrzeugladung als 
auch das arithmetische Mittel der erfassten Temperaturen an den definierten Messpunkten bei je-
dem Entladevorgang zu erfassen. Die Dokumentation durch den Auftragnehmer erfolgt im Rahmen 
der Eigenüberwachung und ist grundsätzlich dem Auftraggeber zu übergeben. Zu erfassen sind 
hierbei mindestens Fahrzeugkennzeichen der Transportmulde, Entladezeitpunkt, Temperatur je 
Messpunkt. 

 
- Thermoisolierte Fahrzeuge ohne fest installierte Temperaturmesseinrichtung und ohne Messmög-

lichkeit für Einstechthermometer am Transportfahrzeug 

Bei Transportmulden, die keine fest installierte Temperaturmesseinrichtung oder Messmöglichkeit 
für Einstechthermometer (z. B. Bohrung, Messöffnung, etc.) aufweisen, erfolgt die Dokumentation 
der Asphaltmischguttemperatur mit Einstechthermometer im Materialbehälter des Beschickers, bzw. 
wenn kein Beschicker zur Anwendung kommt im Materialbehälter des Straßenfertigers. Die Mes-
sung erfolgt zu Beginn der Entladung des Transportfahrzeugs, nach der Hälfte und am Ende der 
Entladung in den Materialbehälter des Beschickers/Straßenfertigers mit kalibriertem Einstechther-
mometer oder einer vergleichbaren kalibrierten Messtechnik. Zu dokumentieren sind das Fahrzeug-
kennzeichen der Transportmulde, die Zeitpunkte der Messung sowie die jeweils erfassten Asphalt-
mischguttemperaturen zu den drei Messzeitpunkten. Die Dokumentation durch den Auftragnehmer 
erfolgt im Rahmen der Eigen-überwachung und ist grundsätzlich dem Auftraggeber zu übergeben. 
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- Thermoisolierte Fahrzeuge mit fest installierter Temperaturmesseinrichtung 

Die Temperaturmessung erfolgt an vier Messpunkten (Abbildung 1, Messpunkte 1-4) mit einer kali-
brierten Temperaturmesseinrichtung, die das direkte Ablesen der Asphaltmischguttemperatur vor 
dem Entladen und eine Temperaturverfolgung zwischen dem Beladen (am Asphaltmischwerk) und 
dem Entladen in den Beschicker/Straßenfertiger ermöglicht. Die Messeinrichtung ist Bestandteil des 
Fahrzeugs, die Datenaufzeichnung erfolgt digital und beinhaltet die Temperaturmesswerte mit ei-
nem zugehörigen Zeitstempel, das Lieferdatum sowie die Identifikation des Fahrzeugs. Die Doku-
mentation durch den Auftragnehmer erfolgt im Rahmen der Eigenüberwachung und ist grundsätzlich 
dem Auftraggeber zu übergeben. 

Einbau- und Logistikkonzept (Bestandteil der Arbeitsanweisung Asphalteinbau): 

Beim Einsatz von Beschickerfahrzeugen ist dem Auftraggeber 3 Wochen vor Beginn des Asphaltein-
baus ein Einbau-/ Logistikkonzept vorzulegen, welches die Grundlage für die Planung eines kontinuier-
lichen Einbauprozesses darstellt. Es sind mindestens folgende Angaben erforderlich: 
- Angabe des Asphaltmischwerkes/ der Asphaltmischwerke (Betreiber, Ort, Nummer des Eignungs-

nachweises, einfache Entfernung zwischen Asphaltmischwerk(en) und Baustelle, vorgesehene Lie-
fermengen) 

- Angabe eines Asphaltmischwerkes für Ersatzlieferungen im Bedarfsfall (wenn bei Maßnahmen mit 
festen Einbau-Zeitfenstern der Ausfall eines Asphaltmischwerks zwingend vermieden werden muss 
(beispielsweise bei Vollsperrung einer BAB für den Einbau in voller Breite) 

- Umlaufplan zur Anlieferung des Asphaltmischgutes 
- Angaben zur eingesetzten Einbau- und Verdichtungstechnik (inkl. Beschicker) 
- Angaben zur Thermoisolation der Mulden und Dokumentation der Temperaturmessung am Trans-

portfahrzeug (Systembeschreibung der verwendeten Messeinrichtung und Datenaufzeichnung, Vor-
lage des Herstellerzertifikats zur Thermoisolation) 

Der Umlaufplan zur Anlieferung des Asphaltmischgutes muss mindestens folgende Angaben enthalten: 
- vorgesehene Einbaumenge je Asphaltmischgutart pro Zeiteinheit 
- geplante Umlaufzeit der Transportfahrzeuge von der Beladung (Asphaltmischwerk) bis zur Entla-

dung (Baustelle) unter Berücksichtigung der unteren Grenzwerte für die Asphaltmischguttemperatur 
bei Übergabe in den Beschicker (ZTV Asphalt-StB, Tabelle 5) 

- Anzahl der eingesetzten Transportfahrzeuge sowie ggf. vorgesehene Kennzeichnung der Trans-
portfahrzeuge (z.B. beim Einbau von Kompaktasphalt zur Vermeidung von Verwechslungen) 

- Anzahl der geplanten Umläufe 
- Geplante Maßnahmen zur Aufrechterhaltung eines kontinuierlichen Einbauprozesses bei Störungen 

im Logistikkonzept 

Offenporige Asphaltdeckschichten (OPA) 

Ein Stillstand des(r) Fertiger(s) beim Einbau muss vermieden werden. Für den Einbau der Offenporigen 
Asphaltdeckschicht ist jeweils ein Fertiger und eine Walze auf der Baustelle in Reserve vorzuhalten. 

Zur Vermeidung von mechanischen Beschädigungen und Verschmutzungen müssen alle Ausstat-
tungsarbeiten, wie zum Beispiel Einbau von Schutzplanken, Beleuchtung oder Beschilderung, sowie 
die Böschungsgestaltung, Oberbodenandeckung und Ansaatarbeiten vor dem Einbau von offenporigen 
Asphaltdeckschichten abgeschlossen sein. Bereits hergestellte Offenporige Asphaltdeckschichten 
müssen vor Verschmutzung und mechanischer Beschädigung, z.B. durch Baustellenverkehr geschützt 
werden. Hierbei ist insbesondere darauf zu achten, dass enge Kurvenfahrten und/oder Vor-/Zurückset-
zen von LKW unbedingt zu vermeiden sind. 

Transportable Schutzeinrichtungen für den Offenporigen Asphalt dürfen einen Flächendruck von 
1,5 kg/cm² nicht überschreiten. 

Baustellenmarkierungsarbeiten auf Offenporigem Asphalt sind in Folie auszuführen. Hierbei ist darauf 
zu achten, dass der Hersteller die Eignung für die Verwendung auf Offenporigem Asphalt bestätigt. 

 

Bindemittel 

Im Eignungsnachweis ist für die in den nachfolgenden Tabellen aufgeführten Bitumensorten des ein-
gesetzten Frischbindemittels auszuweisen, wie im Rahmen des Bauvertrages, hinsichtlich der Auswir-
kungen auf die Nutzungsdauer, gleichbleibende Asphaltmischguteigenschaften sichergestellt werden 
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können. Dieser Nachweis gilt als erbracht, wenn die im Rahmen der Erstprüfung und zur Asphaltpro-
duktion verwendeten Bitumen in ihren Eigenschaften den Angaben der Tabellen entsprechen. Der 
Nachweis kann auf Grundlage eigener Untersuchungen, oder auf Basis der Voruntersuchungen des 
Lieferanten erbracht werden. 

 

Tabelle: Verformungseigenschaften von Straßenbaubitumen 

 

Merkmal oder Eigen-
schaft 

Ein-
heit 

Prüf-me-
thode 

Sorten 

30/45 50/70 70/100 160/220 

Äqui-Schermodultem-
peratur T (G*=15 kPa) 
bei 1,59 Hz 

°C in Anlehnung 
an AL DSR 
Prüfung (T-
Sweep oder 
BTSV) 

52 bis 58 47 bis 53 42 bis 
48 

35 bis 41 

Phasenwinkel 

 (G*=15 kPa) bei 
1,59 Hz 

° ≥ 75 ≥ 75 ≥ 75 ≥ 75 

 

Tabelle: Verformungseigenschaften von Elastomermodifizierten Bitumen (PmB A) 

 

Merkmal oder Eigen-
schaft 

Ein-
heit 

Prüf-me-
thode 

Sorten 

25/55-55 A 10/40-65 A 40/100-65 A 

Äqui-Schermodultem-
peratur T (G*=15 kPa) 
bei 1,59 Hz 

°C in Anlehnung 
an AL DSR 
Prüfung (T-
Sweep oder 
BTSV) 

48 bis 62 56 bis 68 48 bis 58 

Phasenwinkel 

 (G*=15 kPa) bei 
1,59 Hz 

° ≤ 75 ≤ 75 ≤ 70 

 
Die liefernden Asphaltmischanlagen müssen eine Entnahmemöglichkeit für Bitumenproben zwischen 
Tank und Mischer besitzen. 
 
Markierung 

Die im Leistungsverzeichnis angegebenen Anforderungen für Gelbmarkierung Typ II gelten für den 
gesamten Zeitraum von der Abnahme bis zum Ende der Liegezeit der Markierung. 

ZTV M 13 Punkt 3.3 Verkehrsfreigabemarkierung: Für Verkehrsfreigabemarkierungen gelten für die 
Abnahme die Anforderungen an die Tages- und Nachtsichtbarkeit für den Neuzustand. 

ZTV M 13 Punkt 7.1.3.3. Mustergleichheitsprüfungen: Die sachgerechte Probenahme ist durch die ge-
prüfte Fachkraft für Fahrbahnmarkierungen (nach ZTV M) auf dem Probenahmeprotokoll entsprechend 
Anhang A 4.1 zu bestätigen. 

ZTV M 13 Punkt 15.2. Mustergleichheitsprüfungen: Wird bei der Mustergleichheitsprüfung festgestellt, 
dass zwar die richtige Stoffgruppe appliziert wurde, aber von der beim Urmuster verwendeten Zusam-
mensetzung signifikant abgewichen wurde, die Anforderungen gemäß Abschnitt 4 im Neuzustand aber 
erfüllt werden, ist ein Abzug für die hiervon betroffenen Markierungen (Charge) um 25% vorzunehmen 

Gelbe Markierungssysteme in Form von Folie oder spritzbaren Stoffen sind ausschließlich als Typ II 
anzuwenden. 

Fahrzeug-Rückhaltesysteme 

Fahrzeug-Rückhaltesysteme sind vom Auftragnehmer gemäß den ZTV FRS, Abschnitt 5.2.6 zu kenn-
zeichnen. Fahrzeug-Rückhaltesysteme aus Stahl sind mit Kunststoff- oder Metallschildern zu kenn-
zeichnen. Diese Schilder müssen alle nach den ZTV FRS erforderlichen Informationen zu Identifizie-
rung enthalten. Die Befestigung muss mit einer Schraubverbindung erfolgen. Dabei ist sicher zu stellen, 
dass sich die überstehende Schraubenenden ausschließlich auf der verkehrsabgewandten Seite der 
Konstruktion befinden. Fahrbahnseitig dürfen durch die angebrachte Kennzeichnung keine Gefähr-
dungspotentiale für Verkehrsteilnehmer entstehen. 
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Zusatzmittel, -stoffe 

 
Transportbeton 

 
Fertigteile 

 
3.5.2. Ingenieurbauwerke 

 
- entfällt 

 
 
3.5.3. Landschaftsbau 

 
- entfällt 

 
 

3.6. ABFÄLLE 

 
3.6.1. Allgemeines 

 
Der Auftraggeber ist als Veranlasser von Arbeiten, bei denen Abfälle anfallen, Abfallerzeuger und somit 
für eine ordnungsgemäße und schadlose Verwertung bzw. für eine Beseitigung ohne eine Beeinträch-
tigung des Wohls der Allgemeinheit verantwortlich. 

 

Entsorgung durch den Auftragnehmer 

Dem Auftragnehmer wird gemäß § 22 KrWG die Erfüllung der Entsorgungspflicht übertragen. 

Bei der Entsorgung des Abfalls endet die vertragliche Verpflichtung des Auftragnehmers erst mit der 
vollständigen ordnungsgemäßen Entsorgung des Abfalls. Die Übernahme sowie die vollständige, ord-
nungsgemäße und schadlose Entsorgung der Abfälle und Ausbaustoffe hat unter Beachtung der gel-
tenden Gesetze, zugehörigen Verordnungen sowie der einschlägigen umwelt- und abfallrechtlichen 
Bestimmungen zu erfolgen. 

Die Entsorgung von gefährlichen Abfällen hat nur über zertifizierte Entsorgungsfachbetriebe (§ 56 Nr. 
2 KrWG) und zugelassene Beförderer (§ 54 KrWG) zu erfolgen. 

Vom Auftragnehmer ist sicherzustellen, dass seine mit der Entsorgung beauftragten Nachauftragneh-
mer zuverlässig und für die Entsorgung der anfallenden Abfälle fachlich geeignet sind. Der Auftragneh-
mer hat den Auftraggeber unverzüglich über geänderte Annahmekriterien von Entsorgungsanlagen, 
den Wechsel des Entsorgers oder über Abstimmungs-/ Genehmigungserfordernisse mit den zuständi-
gen Behörden zu informieren. 

Vor Baubeginn benennt der Auftragnehmer dem Auftraggeber in Textform den Vor- und Zunamen der 
für den rechtmäßigen Umgang mit den anfallenden Ausbaustoffen bzw. Abfällen verantwortlichen Per-
son/ Abfallbeauftragter und dessen Vertreter. 

Abfälle und sonstige Ausbaustoffe sind, sofern in den Leistungspositionen nichts anderes vereinbart 
ist, nach Wahl des Auftragnehmers zu entsorgen. Die Entsorgungskosten sind in die entsprechenden 
Leistungspositionen für die Entsorgung mit einzurechnen. 

 
3.6.2. Probenahme und Abfalldeklaration 

Soweit erforderlich sind abfallcharakterisierende Analysen beigefügt. Die Art und Höhe der Schadstoff-

belastung von Abfällen ist dem/den beiliegenden Gutachten (      vom      ) sowie dem Punkt 2.7.4 

zu entnehmen. Sofern der Entsorger nach Wahl des AN für die Annahme Deklarationsanalysen aktu-

elleren Datums fordert, ist das dem AG vom AN mindestens 24 Werktage vor Abfuhr anzuzeigen. 
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Falls der Auftragnehmer oder der vom Auftragnehmer vorgesehene bzw. beauftragte Entsorgungsfach-

betrieb vor und während der Baudurchführung zusätzliche Deklarationen bzw. Analysen des Abfalls 

fordert, sind diese vom Auftragnehmer zu tragen und einschließlich aller Aufwendungen in die Einheits-

preise einzurechnen. Das ist auch für den Fall zutreffend, wenn die Genehmigungen der Entsorgungs-

anlagen oder die Entsorgungswege zusätzliche Analysen erfordern.  

Dem Auftraggeber ist die Probenahme 3 Werktage vor Durchführung in Textform anzukündigen, um 

seine Teilnahme zu ermöglichen, der Auftraggeber erhält auf Anforderung Rückstellproben. Untersu-

chungsergebnisse von Proben, die ohne Unterrichtung des Auftraggebers genommen worden sind, 

können nicht anerkannt werden. Der Auftragnehmer benennt dem Auftraggeber eine Woche vor Pro-

beentnahme das mit den zusätzlichen Analysen beauftragte Labor. Zur Anerkennung der Ergebnisse 

muss das Labor die erforderliche Akkreditierung durch die DAkkS nach DIN EN ISO/ IEC 17025 inne-

haben.  

Probenahme durch Auftragnehmer 

Eine Beprobung und Untersuchung von vorhandenen Materialien (hier Abfall, Böden und Baustoffe) 
innerhalb des Baubereiches und von Lagerflächen außerhalb der Baustelle ist nur mit Zustimmung des 
Aufraggebers zulässig.  

Vor Ausführung der Beprobung ist ein Probenahme und -analysekonzept zur Prüfung und Freigabe 
durch den Auftraggeber in Textform vorzulegen. Dieses Konzept hat mindestens folgende Informatio-
nen zu enthalten: 
- geplanter Zeitpunkt der Probenahme 
- Übersicht über geplante Entnahmestellen (Zuordnung von Probenummer und Entnahmestelle) 
- Probenahmemenge/-anzahl zum Abgleich mit der erforderlichen Anzahl an geplanten und ein-satz-

fähigem Equipment 
- geplantes analytisches Untersuchungsverfahren für die jeweilige Probe 
- Angaben zum Probenehmer (Name, Kontaktdaten, Qualifikationsnachweis) 
- Angaben zum Umweltlabor (einschließlich Information zum Probenlager für Rückstellproben). 

Auftragnehmer und Auftraggeber vereinbaren einen Termin für die Beprobung in Textform. Die Bepro-
bung ist nur in Anwesenheit des Auftraggebers zulässig, wenn dieser nicht durch Erklärung in Textform 
auf eine Teilnahme verzichtet. Der Auftraggeber behält sich vor, zur Probenahme ein eigenes fachkun-
diges Unternehmen hinzuzuziehen. 

Die Probenahme ist nur von Personen durchzuführen, die über die erforderliche Fachkunde verfügen. 
Die Fachkunde ist durch eine qualifizierte technische Ausbildung oder durch eine langjährige praktische 
Erfahrung jeweils in Verbindung mit einer erfolgreichen Teilnahme an einem Probenahmelehrgang 
nach PN 98 nachzuweisen. Dieser Nachweis darf nicht älter als fünf Jahre sein.  

Alle Proben, die durch eine nicht qualifizierte Person entnommen wurden, können nicht anerkannt wer-
den.  

 
Anforderungen Probennahme 

Die Probenahme aus Flächenbauwerken (bitumenhaltige oder hydraulisch gebundene Schichten) ist 
von einer für die Fachgebiete G oder H anerkannten RAP Stra-Prüfstelle durchzuführen. 

Mit der Analytik von Abfällen sind ausschließlich akkreditierte Prüflabore zu beauftragen (Akkreditierung 
nach DIN EN ISO/ IEC 17025). Den Prüfberichten zur Deklarationsanalytik sind folgende Unterlagen 
beizufügen: 
- durch den Auftragnehmer erstellten Probenahmeablaufplan 
- Probenahmeprotokoll nach LAGA PN 98 inklusive Probenahmeplan bei „in-situ“-Beprobungen  
- Fotodokumentation ergänzend zum Probenahmeprotokoll sowie Probenbegleitprotokoll 
- Deklarationsanalytik und Einstufung der Haufwerke in Zuordnungswerte Materialwerte nach 

EBV/DepV/BBodSchV/(LAGA) unter Berücksichtigung länderspezifischer Festlegungen zur Abfal-
leinstufung 

- Konformitätserklärung des Auftragnehmers 

Die Ergebnisse der Deklarationsanalysen sind dem Auftraggeber nach Erhalt digital zu übergeben. 

3.6.3. Nicht gefährliche Abfälle 
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Die Aufwendungen für die Entsorgung/Verwertung nicht gefährlicher Abfälle sind in die Einheitspreise 

einzurechnen und werden nicht gesondert vergütet, es sei denn, die entsprechenden Leistungspositio-

nen enthalten abweichende Regelungen. 

Vor Beginn der Entsorgungs-/Verwertungsleistung ist vom AN für jeden mineralischen Ersatzbaustoff 

als Nachweis für den beabsichtigten Verbleib eine unterschriebene Erklärung gemäß § 24 Ersatzbau-

stoffV zu übergeben. Diese ist 18 Werktage vor Beginn der Leistungen gemäß Unterlage des AG vor-

zulegen. Die Entsorgung darf erst nach Prüfung und Freigabe des Entsorgungsweges durch den AG 

erfolgen. 

Der Auftragnehmer hat darüber hinaus gegenüber dem Auftraggeber den Nachweis über den Verbleib 

aller Ausbaustoffe zu führen und diese Nachweise unverzüglich nach Abschluss der Entsorgung/Ver-

wertung dem Auftraggeber zu übergeben.  

Die o.g. Erklärung gemäß § 24 ErsatzbaustoffV sowie der Nachweis über den Verbleib der Ausbau-

stoffe erfolgt über das im Abschnitt 5.6.1 enthaltene Formblatt. 

Dieses Formblatt ist für jede Abfallfraktion bzw. Entsorgungsposition und dem Auftraggeber vor Abfuhr 

von der Baustelle zu übergeben. Im Bedarfsfall ist es fortzuschreiben.   

Liegen die Nachweise (Wiegenachweise/Liefernachweise)  nicht vor, erfolgt keine Vergütung der Leis-

tung. Auf § 69 Absatz (3) KrWG wird verwiesen. 

Der Mengennachweis für Asphaltfräsgut erfolgt grundsätzlich über Wiegenachweise/Wiegescheine gü-

teüberwachter Asphaltmischanlagen oder zugelassener Entsorgungsanlagen. 

Sofern die elektronische Erfassung (eANV) für nicht gefährliche Abfälle festgelegt wurde oder die Teil-

nahme am eANV für nicht gefährliche Abfälle von Entsorgern gefordert wird, sind die elektronischen 

Dokumente vom Auftragnehmer vorzubereiten und dem Auftraggeber vorzulegen. Für die Verbleibs-

kontrolle sind Registerbelege zu verwenden.  

 

Ergänzung für nicht gefährliche pechhaltige Ausbaustoffe 

Für die Entsorgung von pechhaltigen Straßenausbaustoffen der Verwertungsklassen B und C (PAK-

Gehalte 25 bis 1000 mg/kg nach RuVA-StB 01 wird festgelegt, dass eine Nachweisführung mit dem 

Abfallschlüssel 17 03 02 mit dem eANV durchzuführen ist. Dies stellt die Ausschleusung aus dem Stoff-

kreislauf sicher. Hierzu wird ein vereinfachter Entsorgungsnachweis genutzt (ohne Behördenbeteili-

gung, Registerbeleg).  

Ausbauasphalt ohne Voruntersuchung 

Der anfallende Ausbauasphalt ist von der Baustelle zu entfernen und nach Wahl des Auftragnehmers 

zu verwerten. 

Ausbauasphalt mit Voruntersuchung, für Heißaufbereitung geeignet Verwertungsklasse A 

Angaben zu den Kenngrößen zur Beurteilung der Eignung des Ausbauasphaltes als Zugabematerial 

zum Heißmischgut liegen den Ausschreibungsunterlagen bei. Der anfallende Ausbauasphalt geht in 

das Eigentum des Auftragnehmers über, ist von der Baustelle zu entfernen und nach Wahl des Auf-

tragnehmers zu verwerten. Die abfallrechtlichen Pflichten bleiben davon unberührt. 

Bau- und Abbruchabfälle im Geltungsbereich der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) sind, soweit 

technisch und wirtschaftlich möglich, vom Auftragnehmer getrennt zu sammeln, zu befördern und vor-

rangig der Vorbereitung zur Wiederverwendung oder dem Recycling zuzuführen. Der Auftragnehmer 

übernimmt für den Auftraggeber die Dokumentationspflichten der GewAbfV für die Abfallfraktionen ge-

mäß § 8 Abs. 1 GewAbfV. Die Dokumente sind dem Auftraggeber spätestens mit den Abschlagsrech-

nungen in Textform zu übergeben. Der Auftraggeber behält sich vor, die Dokumentation jederzeit an-

zufordern. 

Ergänzung für gering asbesthaltige Ausbaustoffe (Asbestgehalt: ≥ 0,01 M.-% bis < 0,1 M.-%), länder-

spezifisch  
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Für die Entsorgung von gering asbesthaltigen Bau- und Abbruchabfällen aus Beton (AS 17 01 01) wird 

festgelegt, dass eine Nachweisführung mit dem eANV durchzuführen ist. In den Registerbelägen ist im 

Feld „Frei für Vermerke“ der Zusatz „geringfügig asbesthaltig“ aufzunehmen.  

 

Oberboden, Bodenmaterial mit humosen Bestandteilen, Bankettschälgut: 

Vorsorgewerte nach BBodSchV eingehalten 

Nach Unterlage des Auftraggebers ist mit dem Bodenmaterial die Herstellung einer durchwurzelbaren 

Schicht mit einer landwirtschaftlichen oder gartenbaulichen Folgenutzung zulässig. Der Verwerter und 

der geplante Ort der Verwertung sind im Bieterangabenverzeichnis zu benennen. 

Vorsorgewerte nach BBodSchV überschritten 

Gemäß Unterlagen des Auftraggebers sind 70% der Vorsorgewerte der BBodSchV Anlage 1, Tabellen 

1 und 2 überschritten. Daher ist mit dem Bodenmaterial die Herstellung einer durchwurzelbaren Schicht 

mit einer landwirtschaftlichen oder gartenbaulichen Folgenutzung nicht möglich. Die Verbringung auf 

Grundstücke privater Personen, Agrargenossenschaften oder Landwirtschaftsbetriebe ist ausgeschlos-

sen. 

 

3.6.4. Gefährliche Abfälle 

Regelungen zur Durchführung des elektronischen Abfallnachweisverfahrens (eANV) 

Die Führung von Entsorgungsnachweisen und Begleitscheinen von gefährlichen Abfällen ist in elektro-

nischer Form durchzuführen (elektronisches Abfallnachweisverfahren: eANV). Alle am Verfahren Be-

teiligten – Erzeuger, Bevollmächtigter, Rechnungsbeauftragter, Beförderer und Entsorger – müssen in 

der Lage sein, das Verfahren durchzuführen. 

Es sind die länderspezifischen Andienungs- und Überlassungspflichten zu beachten. 

Entsorgungsnachweis durch Auftraggeber oder seinem Verfahrensbevollmächtigten, Entsorgung durch 

AuftragnehmerIm eANV wird der Entsorgungsnachweis vom Auftraggeber oder seinem Verfahrensbe-
vollmächtigten geführt. Dem Verfahrensbevollmächtigten sind vom Auftragnehmer 12 Werktage nach 
Auftragserteilung die Entsorgernummer und die Beförderernummer(n) in Textform mitzuteilen. Der AN 
hat dem AG 12 Werktage vor Abfuhr seinen Bedarf an Transportdokumenten (Begleitscheinen) gemäß 
Formblatt 5.6.3 anzumelden. Der Auftragnehmer hat im Ergänzenden Formblatt (EGF) als Rechnungs-
beauftragter zu signieren.  
Jegliche Kosten, die aus dem Nachweisverfahren entstehen, sind vom Bieter in den Leistungspositio-
nen einzukalkulieren und werden nicht gesondert vergütet. 
Entsorgungsnachweis durch Auftragnehmer, Entsorgung durch Auftragnehmer  

Im eANV wird der Entsorgungsnachweis vom Auftragnehmer vorbereitet und dem Auftraggeber vorge-
legt. 

Mit dem Entsorgungsnachweis ist das Ergänzende Formblatt (EGF) zu erstellen. Der Auftragnehmer 
ist im Formblatt EGF als Rechnungsempfänger einzutragen und muss dieses als Beauftragter signie-
ren. 

Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass   
- der Entsorgungsnachweis als Vorlage erstellt und dem Auftraggeber mindestens 12 Werktage vor 

Ausbau elektronisch zugestellt wird.  
- Die Aktenvorlage vollständig erfolgt und nicht eingeschränkt wird (bei ZEDAL-Teilnehmern „Akten-

besitz kopieren“ aktivieren). 
- die Begleitscheine als Vorlagen erstellt und dem Auftraggeber mindestens 3 Werktage in der erfor-

derlichen Anzahl vor der Entsorgung elektronisch zugestellt werden.  
- die Begleitscheine vollständig mit den Angaben zum Abfallentsorger, -beförderer und -erzeuger so-

wie der geschätzten Menge ausgefüllt sind. Das Datum der Übergabe darf nur nach vorheriger Ab-
sprache mit dem Auftraggeber eingetragen werden. Übernahme- und Annahmedatum bleiben in 
den Vorlagen unausgefüllt.   
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- Die Anfallstelle ist im Feld 1.8 der verantwortlichen Erklärung (Entsorgungsnachweis/ vereinfachter 
Entsorgungsnachweis) zu benennen. In der Verbleibskontrolle elektronisch geführten Begleit-
scheine/ Registerbelege ist in das Feld „Frei für Vermerke“ die gleichlautende Bezeichnung der An-
fallstelle aus dem entsprechenden Entsorgungsnachweis (VE) einzutragen. 

 

Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass der Entsorgungsnachweis rechtzeitig an die zuständige 
Behörde gesendet wird. 

Verzögerungen, die durch ein Nichtbeachten der vorstehenden Regelungen oder eine nicht ordnungs-
gemäße Anwendung des elektronischen Abfallnachweisverfahrens entstehen, gehen zu Lasten des 
Auftragnehmers. 

Jegliche Kosten, die aus dem Nachweisverfahren entstehen, sind vom Bieter in die entsprechenden 
Leistungspositionen einzurechnen und werden nicht gesondert vergütet.  

 

Sammelentsorgungsnachweis Es wird darauf hingewiesen, dass die Entsorgung über Sammelentsor-

gungsnachweis möglich ist. Die Menge der abzugebenden gefährlichen Abfälle darf je Abfallschlüssel 

nicht mehr als 20 t/Jahr und Anfallstelle (Abfallerzeugernummer) betragen. Die Nutzung ist mit dem 

Auftraggeber abzustimmen. 

Registerführung im eANV: 

Bei Sammelentsorgung muss der Auftragnehmer über einen gültigen Nachweis für die benannten Ab-

fälle und das entsprechende Sammelgebiet verfügen. Die Registerführung erfolgt im elektronischen 

Verfahren (Nutzung des eANV). Der Sammelentsorgungsnachweis ist dem Auftraggeber im eANV zur 

Verfügung zu stellen (Akteneinsicht). Die Übernahmescheine sind dem AG in elektronischer Form zu 

übergeben.  

Beförderung 
Gefährliche Abfälle dürfen nur mit einer Erlaubnis gemäß § 54 (1) des KrWG befördert werden. 

Auf Anforderung ist die Transportgenehmigung bzw. Erlaubnis vorzulegen. 

Eine Erlaubnis ist nicht erforderlich, wenn der Beförderer ein anerkannter Entsorgungsfachbetrieb ist, 

der für das Befördern des jeweiligen Abfalls zertifiziert ist. 

Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber 3 Werktage vor der Beförderung den Abtransport der Abfälle 

von der Baustelle in Textform anzuzeigen.  

 

3.6.5. Entsorgungskonzept entsprechend anpassen/löschen 

Das vom Auftraggeber geforderte und bestätigte Entsorgungskonzept ist Voraussetzung für sämtliche 

Entsorgungsmaßnahmen. Es ist 18 Werktage vor Beginn der Entsorgung vorzulegen.  

Die Erstellung eines Entsorgungskonzeptes ist Leistungsbestandteil, sofern die Voraussetzungen ge-
mäß LKrWG NRW erfüllt werden (z.B. Anfall von Bau-/Abbruchabfällen von mehr als 500 m³). Sofern 
keine OZ im Leistungsverzeichnis mit detaillierter Leistungsbeschreibung aufgenommen ist, gilt als 
Mindestumfang entsprechend der Vorlage des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 
Nordrhein-Westfalen als vereinbart.  

3.6.6. Bodenlogistikkonzept entsprechend anpassen/löschen 

Das vom Auftraggeber geforderte und bestätigte Bodenlogistikkonzept ist Voraussetzung für sämtliche 

Aushubmaßnahmen. Es ist 18 Werktage vor Beginn der Leistungen vorzulegen. 

 

3.7. WINTERBAU 

 

Fall 1: 
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Zur Einhaltung der vereinbarten Vertragsfristen sind auch Einflüsse und Randbedingungen aus den 
Jahreszeiten mit ungünstiger, insbesondere auch winterlicher Witterung zu berücksichtigen.  

Die im Baustellenbereich gemäß dem langjährigen Mittel geltenden meteorologischen Verhältnisse sind 
bei der terminlichen Bauablaufplanung zu berücksichtigen und begründen keinen Anspruch auf Er-
schwerniszulage, Zeitverzögerungen bzw. Bauzeitverlängerung.  

Während der Ausführungszeit kann es aufgrund der Witterungsverhältnisse zu Einschränkungen im 
Baubetrieb kommen. Während dieser Zeit ist die Baustelle mit besonderer Sorgfalt abzusichern. Der 
Auftragnehmer hat für die erforderlichen Arbeitssicherheitsmaßnahmen zu sorgen. Es ist Sache des 
Auftragnehmers, seinen Bauablauf so zu gestalten, dass die vereinbarten Vertragsfristen eingehalten 
werden. Die Arbeiten sind bis zur Erreichung der jeweiligen Grenzwerte, ab denen die Notwendigkeit 
von Winterbaumaßnahmen besteht, welche sich aus den Technischen Regelwerken ergeben, fortzu-
setzen.  

Bei Eintreten einer Überschreitung der vorgenannten Grenzwerte, welche eine Fortführung der Arbeiten 
nur mittels Winterbaumaßnahmen ermöglichen würde, ist der Auftragnehmer berechtigt, die Arbeiten 
einzustellen. Hiervon sind jedoch nur die Bauleistungen erfasst, welche auf Grund der eingetreten 
Grenzwertüberschreitung nicht mehr ohne erforderliche Winterbaumaßnahmen ausgeführt werden 
können.  

In folgenden Leistungsbereichen sind Winterbaumaßnahmen erforderlich:  

•       

•       
Vom Auftragnehmer ist täglich zu prüfen und anhand der Wetterdaten der zugehörigen Wetterstation 
des Deutschen Wetterdienstes sowie den Messergebnissen im Baustellenbereich zu dokumentieren, 
ob die Witterungsverhältnisse die Fortführungen der Arbeiten ermöglichen oder aber auf Grund einer 
Überschreitung des jeweiligen Grenzwertes eingestellt werden müssen. 

 

Fall 2: Wenn keine Terminzwänge gegeben sind, die Arbeiten im Winter erfordern, kann der Bieter 
Arbeiten im Winter planen. 

Beabsichtigt der Bieter Leistungen in der Winterperiode auszuführen, so hat er alle damit verbundenen 
Aufwendungen einzurechnen. 

 

Fall 3: Es liegen Terminzwänge vor, so dass Arbeiten im Winter erforderlich sind. 

Es sind alle mit der Leistungserbringung in der Winterperiode verbundenen Mehraufwendungen ein-
zukalkulieren. 

 
 

3.8. BEWEISSICHERUNG 

 
Sofern während der Bauzeit weitere Auftragnehmer oder Dritte in das Baufeld eingreifen, kann auf 
Anordnung des Auftraggebers eine mehrmalige Zustandsfeststellung oder Beweissicherung erforder-
lich sein. 

Zustandsfeststellung  

Vor Beginn der Bauarbeiten sind alle baulichen Anlagen, die sich im und am Baufeld und an den Bau-
feldgrenzen befinden, bzw. die vom Auftragnehmer als Baustellentransportwege, Zu- und Abfahrten 
genutzt werden sollen, durch eine Zustandsfeststellung mit ausführlicher Fotodokumentation aufzuneh-
men (VOB, Teil B § 3 Abs. 4). 

Die Zustandsfeststellung soll gemeinsam vom Auftragnehmer, der BOL/BÜ und dem Baulastträger 
bzw. dem Eigentümer erfolgen. Die Zustandsfeststellung ist zu dokumentieren und zu protokollieren 
und von den Beteiligten zu unterschreiben. Die Unterlagen der Zustandsfeststellung sind den Beteilig-
ten in Kopie zu übergeben. 

Werden Verkehrswege von mehreren Auftragnehmern gemeinsam zur Abwicklung von Baustellenver-
kehr genutzt, ist unter den Beteiligten eine Vereinbarung über Nutzung und Haftung für evtl. verursachte 
Schäden abzuschließen. Diese Vereinbarung ist vor der gemeinsamen Nutzung dem Auftraggeber zu 
übergeben. 
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Nach Abschluss der Arbeiten ist die Zustandsfeststellung mit den Beteiligten wie vor zu wiederholen. 
Die Zustandsfeststellung ist zu dokumentieren und zu protokollieren und von den Beteiligten zu unter-
schreiben. Die Unterlagen der Zustandsfeststellung sind den Beteiligten in Kopie zu übergeben. 

Der Auftragnehmer hat nachzuweisen, dass er allen Ansprüchen Dritter nachgekommen ist. Durch eine 
Freistellungserklärung wird zur Abnahme dokumentiert, dass der Auftragnehmer den Auftraggeber von 
allen Ansprüchen Dritter freistellt. 

Alle Aufwendungen für die Zustandsfeststellung sind vom Bieter in die Position Baustelleneinrichtung 
einzurechnen. 

Beweissicherung 

Vor Beginn der Bauarbeiten sind die gefährdeten Gebäude, die sich im und am Baufeld und an den 
Baufeldgrenzen befinden, durch eine Beweissicherung mit ausführlicher Fotodokumentation aufzuneh-
men (VOB, Teil B § 3 Abs. 4). Die Beweissicherung ist an folgenden baulichen Anlagen durchzuführen: 
- Gebäudebezeichnung (Adresse, Flur und Flurstücknummer) 
- Brücke mit Bezeichnung und örtlicher Lage  
- usw. 

Es sind alle beweiszusichernden Baulichkeiten detailliert aufzuzeigen. 

Die Beweissicherung ist von einem öffentlich bestellten, vereidigten Sachverständigen gemeinsam mit 
Auftraggeber, Auftragnehmer, BOL/BÜ und dem Baulastträger bzw. Eigentümer durchzuführen. Die 
Beweissicherung ist durch den Gutachter zu protokollieren und von den Beteiligten zu unterschreiben. 
Die Unterlagen der Beweissicherung sind den Beteiligten in Kopie zu übergeben. 

Nach Abschluss der Arbeiten ist die Beweissicherung mit den o.g. Beteiligten zu wiederholen. Die Be-
weissicherung ist durch den Gutachter zu protokollieren und von den Beteiligten zu unterschreiben. Die 
Unterlagen der Beweissicherung sind den Beteiligten in Kopie zu übergeben. 

Alle Aufwendungen für die Beweissicherung sind in die entsprechende Leistungsposition einzurechnen. 

 
 
Gebäude und Anlagen 

entfällt 
Verkehrswege 

 
Gewässer 

 

3.9. SICHERUNGSMASSNAHMEN 

entfällt 
 

 
 

3.10. BELASTUNGSANNAHMEN (Ingenieurbauwerke)  

 
- entfällt 

 
 

3.11. VERMESSUNGSLEISTUNGEN, AUFMASSVERFAHREN 

 
Nachweis der Frästiefen 

Es ist ein Nachweis der Frästiefen zu führen (Abschnürprotokoll). Hierzu sind über die sich nicht ver-
ändernden Ränder außerhalb der Fräsfläche unmittelbar nach dem Fräsgang Abstandsmessungen von 
einer Schnur durchzuführen und zu dokumentieren. Es sind alle 25 m in Längsrichtung jeweils in 50 cm 
Entfernung vom linken und rechten Rand Messungen durchzuführen. 

3.11.1. Bestimmung der Dicken von Oberbauschichten 
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Es gelten die technischen Prüfvorschriften zur Bestimmung der Dicken von Oberbauschichten im Stra-
ßenbau, Ausgabe 2012 (TP D-StB 12). 

Der Nachweis der Dicken von Oberbauschichten gemäß ZTV Asphalt-StB 07/13, Abschnitt 7.3.1.1 er-
folgt mit dem Messverfahren „Elektromagnetische Dickenmessung nach dem Puls-Induktions-verfah-
ren“. Es ist ein weggesteuertes Messgerät zu verwenden. 

 

Die Messungen zur Bestimmung der Einbaudicken sind vom Auftragnehmer und Auftraggeber gemein-
sam durchzuführen. Es sind die Formblätter der TP D-StB 12 zu verwenden. Der Auftragnehmer hat 
alle für die Bestimmung der Einbaudicken benötigten Mess- und Arbeitsgeräte, sowie Gegenpole auf 
der Baustelle vorzuhalten und das für die Messung erforderliche Personal zu stellen. Die Messreflek-
toren sind für jeden Fahrstreifen im Abstand von 50 m versetzt zu verlegen. 
Auf einer gefrästen Unterlage sind Aluminium-Ronden nach den TP D-StB 12, Tabelle 1 zu verwenden. 
Für die Seitenstreifen wird ebenfalls ein Abstand der Messreflektoren von 50 m gefordert. 
Im Bereich von Bauwerken ist eine elektromagnetische Dickenmessung aufgrund der vorhandenen 
Bewehrung nicht möglich. In diesen Fällen ist die Schichtdicke durch Abstandsmessungen von einer 
Schnur nachzuweisen. 
Die Kosten werden nicht gesondert vergütet. 

Die Schichtdickenmessung ist möglichst gemeinsam vom AN und AG durchzuführen. Der AG erhält 
direkt nach der Messung die vom AN und AG abgezeichneten Aufmaßblätter im Original. 
Die Auswertung der Schichtdicken erfolgt durch den AN. Die Ergebnisse dieser Messungen sind Be-
standteil der Schlussrechnung. 
 
Der AN hat die Messreflektoren (selbstklebende Aluminiumfolie für Binder- und Tragschichten sowie 
einseitig beschichtete Aluminiumplatten zur Auflage auf die Frostschutzschicht) zu stellen, zu applizie-
ren und zu messen.  
 
Wenn die Anzahl der fehlenden Gegenpole ≤ 5,0 % beträgt, dann sind diese bei der Auswertung nicht 
zu berücksichtigen. Beträgt die Anzahl der fehlenden Gegenpole > 5,0 %, wird für jede Fehlstelle die 
untere Toleranzgrenze (gemäß ZTV Asphalt-StB, Tabelle 24) bei der Auswertung angesetzt. 

 
3.11.2. Vermessungsleistung 

 

3.11.3. Aufmaßverfahren und Abrechnung 

Allgemein 

Alle Aufwendungen für die Erfassung und Abrechnung der Leistungen sind einzurechnen und werden 
nicht gesondert vergütet. 

Sind Aufmaße erforderlich, so sind diese gemeinsam von Auftragnehmer und Auftraggeber aufzustel-
len. Vom Auftragnehmer ohne Beteiligung des Auftraggebers erstellte Aufmaße werden nicht anerkannt 
und sind unter Beteiligung des Auftraggebers zu wiederholen. 

Vor Beginn der Ausführung ist eine schriftliche einvernehmliche Vereinbarung zur Bauabrechnung ab-
zuschließen.  

Die Bauabrechnung hat im elektronischen Abrechnungsverfahren zu erfolgen. 

Der Auftragnehmer hat zur Anlaufbesprechung für die Bauabrechnung auf Grundlage der Regelquer-
schnitte Übersichtspläne zur Abrechnung des Oberbaus zu erstellen. In diesen sind alle maßgeblichen 
Positionen des Oberbaues darzustellen. Diese Pläne sind vom Auftragnehmer fortzuschreiben und 
durch die Angabe der Eignungsnachweise/Prüfzeugnisse zu ergänzen. Alle Aufwendungen hierfür sind 
vom Bieter in die entsprechenden Leistungspositionen einzurechnen. 

 
 

3.12. PRÜFUNGEN UND NACHWEISE 

 
3.12.1. Erstprüfungen 



1400 - AUTOBAHN - Baubeschreibung  - Vers. (08/25) 
 

Seite 40 von 75 
 

 

Eignungsnachweis 

Alle erforderlichen Eignungsnachweise sind dem Auftraggeber spätestens 20   Werktage vor Einbau 

zur Genehmigung vorzulegen. 

Die Eignung sämtlicher Baustoffe ist auch im Hinblick auf die umwelttechnischen Aspekte        vom 

Auftragnehmer nachzuweisen. Hier ist das Kapitel 3.5.1 zu beachten. 

 
3.12.2. Eigenüberwachungsprüfungen 

Messungen und Dokumentation während des Einbaus 

Beim Einbau von TA-Asphalt sind während des gesamten Einbauzeitraums durch den Auftragnehmer 
im Rahmen der Eigenüberwachung folgende Messungen durchzuführen und zu dokumentieren: 

• Wetter (mindestens stündlich) 

• Lufttemperatur (Messung in 2 Metern Höhe und Temperatur der Unterlage); mindestens stündlich 

• Windgeschwindigkeit und -richtung (mindestens stündlich oder kontinuierlich) 

• Relative Luftfeuchte (mindestens stündlich oder kontinuierlich) 

• Temperatur des angelieferten Asphaltmischguts bei jedem Entladevorgang im Beschicker- und 
Fertigerkübel. 

• Zunahme der Verdichtung von Beginn bis zum Ende des Asphalteinbaus mittels Aufsetz-Sonde 
(Elektromagnetische Messung (PQI Sonde) oder Radioaktive Messung (Isotopensonde)) 

• Alternativ kann zur Beurteilung und Dokumentation einer homogenen Verdichtung der Einsatz von 
Systemen zur flächendeckenden dynamischen Verdichtungskontrolle von Asphalt (FDVK) erfolgen. 

• Dokumentation der aufgebrachten Bitumenemulsion unmittelbar vor der Überbauung (Art und 
Ansprühmenge der eingesetzten Bitumenemulsion, angesprühte Unterlage je Einbaubahn, Lage der 
Einbaubahn, Station, Datum/Uhrzeit und Foto) 

 

Die Eigenüberwachungsprotokolle gemäß ZTV FRS Abschnitt 4.2 sind bei der Abnahme zur Einsicht 
vorzulegen. 

3.12.3. Kontrollprüfungen 

Straßenbau 

Bei Deckschichten werden die Ebenheitsmessungen im Bereich von Rampenfahrbahnen, Nebenflä-
chen oder kleinen Baumaßnahmen mit einem Planographen durchgeführt. 

In Anlehnung an das Allgemeine Rundschreiben Straßenbau (ARS) Nr. 5/2025 des BMDV vom 
11.02.2025 werden auf allen Fahrbahnen und dem Standstreifen der durchgehenden Strecke die bau-
vertraglichen Kontrollprüfungen für die Ebenheitsmessungen in Längsrichtung berührungslos gemäß 
den TP Eben Berührungslose Messungen für den Bauvertrag, Ausgabe 2025 durchgeführt (siehe auch 
Abschnitt 5.4.1 und 5.4.2 dieser Baubeschreibung). 

 
Es werden Prüfungen von Bitumen durchgeführt. 
Der AN stellt hierfür sicher, dass Asphaltmischanlagen liefern, die eine Entnahmemöglichkeit für Bitu-
menproben zwischen Tank und Mischer, also im Zulauf zum Mischer, haben. 
Die Probenahme von Frischbitumen für die zu liefernden Asphaltmischgutarten und –sorten erfolgen in 
Anwesenheit des Auftraggebers in der Asphaltmischanlage durch einen Mitarbeiter bzw. Bevollmäch-
tigten des Werkes. 
Der AN koordiniert die Probenahme unter Berücksichtigung des Baufortschritts. 
Die Probenmenge für jede Probenahme beträgt 3 x 2 Liter Bitumen. 
Der AN hat dem AG den Erstprüfungsbericht für das verwendete Bitumen zu übergeben. 
 

Entnahme von Asphaltmischgut 

Soweit auf der Baustelle nicht anders vom Auftraggeber angeordnet wird, umfasst die Mithilfe des 

Auftragnehmers bei der Probenahme insbesondere  
- die Bereitstellung der Probegefäße und der Aufkleber 
- die Bereitstellung der Gerätschaften zur Probenahme (z.B. Probeschaufel, kalibriertes Einsteckther-

mometer), 
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- die Durchführung der Probenahme gemäß TP Asphalt-StB, 
- das Einfüllen der Probe in die Probegefäße (Anzahl der Teilproben gemäß TP Asphalt-StB) 
- die ordnungsgemäße Verpackung der Probegefäße und  
- die unverzügliche Übergabe der Probegefäße an den Auftraggeber 

 

Der Auftraggeber wird im Rahmen der Probenahme ausführen 
- Versiegeln der Proben mit Aufklebern und Unterschrift 
- die Handschriftliche Niederschrift über die Probenahme, insbesondere die Dokumentation 

o der Anzahl der Teilproben, 
o einer etwaigen Verweigerung der Annahme einer Teilprobe und sonstiger Besonderheiten do-

kumentieren, 
o das Beschriften des Probegefäßes (z.B. mit Aufklebern) 

 

Eignungsnachweis (Asphalt) 

Alle erforderlichen Eignungsnachweise sind dem Auftraggeber spätestens 14 Werktage vor Einbau 
vorzulegen. 

Im Eignungsnachweis nach den ZTV Asphalt-StB 07/13 werden die folgenden zusätzlichen Angaben 
gefordert: 

• Angabe zum Verfahren der Temperaturabsenkung (hier sind folgende Unterscheidungen vorgese-
hen: Schaumbitumen oder gebrauchsfertig viskositätsverändertes Bitumen gem. TL V Bit-StB 22 

• Angabe zum Bitumenvolumen, 

• Bindemittelart und –sorte des frisch zugegebenen Bitumens, 

• Bindemittelart und –sorte des resultierenden Bindemittels, 

• Äqui-Schermodultemperatur T(G* = 15 kPa) in °C und zugehöriger Phasenwinkel in ° des resultie-
renden Bindemittels nach den TP Bitumen-StB 25, Teil 3, 

• bei Verwendung von Polymermodifiziertem Bitumen 65/105-70 A und 45/80-65 A: Äqui-Schermo-
dultemperatur T(G* = 15 kPa) in °C und zugehöriger Phasenwinkel in ° und Erweichungspunkt Ring 
und Kugel aus der Erstprüfung, 

• bei Verwendung eines gebrauchsfertig Viskositätsveränderten Bitumens: Art und Sorte, Äqui-Scher-
modultemperatur T(G* = 15 kPa) in °C und zugehöriger Phasenwinkel in ° des rückgewonnenen 
Bindemittels aus der Erstprüfung,  

• bei Mitverwendung von Asphaltgranulat: 

Äqui-Schermodultemperatur T(G* = 15 kPa) in °C und zugehöriger Phasenwinkel des rückgewon-
nenen Bindemittels aus den Asphaltgranulaten 

 
Bei Verwendung von Asphaltgranulat ist dem Auftraggeber mit dem Eignungsnachweis die Klassifizie-
rung des Asphaltgranulates nach TL AG-StB und die Ermittlung der Zugabemenge gemäß TL Asphalt-
StB vorzulegen. 
Beim Einsatz von industriellen Nebenprodukten oder Gleisschotter im Asphaltmischgut ist eine Ausfer-
tigung des Prüfzeugnisses gemäß § 7 Abs. 4 ErsatzbaustoffV für den einzubauenden mineralischen 
Ersatzbaustoff mit dem Eignungsnachweis vorzulegen. 
 
 
Die Bezeichnung und Beschreibung der Gesteinskörnungen gemäß der TL Gestein-StB 04 (Ausgabe 
2004/ Fassung 2018) ist auf Verlangen vorzulegen. Hierbei ist die Identifizierbarkeit anhand folgender 
Angaben zu gewährleisten: 

- Vorkommen und Hersteller – bei zeitweiliger Lagerung sind sowohl das Vorkommen als 
auch das Lager anzugeben, 

- Art der Gesteinskörnung, 
- Korngruppe/Lieferkörnung, 
- Anforderungskategorien bzw. angegebene Werte. 

Im Eignungsnachweis ist für die in den nachfolgenden Tabellen aufgeführten Bitumensorten des ein-

gesetzten Frischbindemittels auszuweisen, wie im Rahmen des Bauvertrages, hinsichtlich der Auswir-

kungen auf die Nutzungsdauer, gleichbleibende Asphaltmischguteigenschaften sichergestellt werden 

können. Dieser Nachweis gilt als erbracht, wenn die im Rahmen der Erstprüfung und zur Asphaltpro-

duktion verwendeten Bitumen in ihren Eigenschaften den Angaben der Tabellen entsprechen. Der 
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Nachweis kann auf Grundlage eigener Untersuchungen des Auftragnehmers, oder auf Basis der Vor-

untersuchungen des Lieferanten erbracht werden. 

 

Tabelle: Verformungseigenschaften von Straßenbaubitumen 

Merkmal oder 
Eigenschaft 

Ein-
heit 

Prüfme-
thode 

Sorten 

30/45 50/70 70/100 160/220 

Äqui- Schermodultem-
peratur T (G*=15 kPa) 
bei 1,59 Hz 

°C in Anlehnung 
an AL DSR 
Prüfung (T-
Sweep oder 
BTSV) 

52 bis 58 47 bis 53 42 bis 
48 

35 bis 41 

Phasenwinkel 
d (G*=15 kPa) bei 
1,59 Hz 

° ≥ 75 ≥ 75 ≥ 75 ≥ 75 

 

Tabelle: Verformungseigenschaften von Elastomermodifizierten Bitumen (PmB A) 

Merkmal oder 
Eigenschaft 

Ein-
heit 

Prüfme-
thode 

Sorten 

25/55-55 A 10/40-65 A 40/100-65 A 

Äqui- Schermodultem-
peratur T (G*=15 kPa) 
bei 1,59 Hz 

°C in Anlehnung 
an AL DSR 
Prüfung (T-
Sweep oder 
BTSV) 

48 bis 62 56 bis 68 48 bis 58 

Zugehörige Phasen-
winkel 
d (G*=15 kPa) bei 
1,59 Hz 

° ≤ 75 ≤ 75 ≤ 70 

 

Erweiterte Bitumenprüfungen für alle Walz- und Gussasphaltschichten: 
Nach den AL DSR-Prüfung (T-Sweep) oder AL DSR-Prüfung (BTSV) des resultierenden Bindemittels 
 

• Äqui- Schermodultemperatur: T(G*=15 kPa) bei 1,59 Hz [°C] 

• zugehöriger Phasenwinkel: d (G*=15 kPa) bei 1,59 Hz [°] 
 
Die Ergebnisse sind in den Eignungsnachweisen anzugeben. 

 

Anforderungen an Gussasphaltdeckschichten 

Tabelle: Anforderungen an Gussasphaltdeck- und -schutzschichten (einschließlich Abdichtung aus 
Gussasphalt unter OPA) 

Prüfung Einheit Anforderung 

Verformungsverhalten bei Wärme  
Statischer Stempeleindringversuch nach den 
TP Asphalt-StB, Teil 20 

  

Statische Eindringtiefe ET und Zunahme bei 40 °C mm | mm ≤ 1,5 | ≤ 0,3 

Widerstand gegen bleibende Verformungen Dyna-

mischer Stempeleindringversuch nach den TP 

Asphalt-StB, Teil 25 A 1 

  

Dynamische Eindringtiefe ETdyn bei 50 °C mm ≤ 1,5* 

Kälteeigenschaften 

Abkühlversuch nach den TP Asphalt-StB, Teil 

46 A 

  

Bruchtemperatur TF °C ≤ -17,0* 
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Verarbeitungsverhalten 

nach M TA 
Untersuchungsergebnisse sind qualitativ 

zu bewerten* 

 

 

Erweiterter performanceorientierter Eignungsnachweis: 

Im Folgenden geforderte zusätzliche Prüfungen für den erweiterten Eignungsnachweis ohne Anforde-

rungswerte („ist anzugeben“) können am großtechnisch hergestellten Asphaltmischgut durchgeführt 

und nach dem Einbau, jedoch spätestens zur Abnahme vorgelegt werden. 

Die Ergebnisse der geforderten zusätzlichen Prüfungen sind im Eignungsnachweis anzugeben bzw. 

die entsprechenden Anforderungen sind einzuhalten: 

 Tabelle: Erweiterte Prüfungen und Anforderungen an Walzasphaltdeck- und -binderschichten 
(SMA 8 S, SMA 11 S, SMA 8 LA, AC 16 B SG, AC 22 B SG, SMA 16 B S und SMA 22 B S) 

Prüfung Einheit Anforderung 

Verformungsverhalten bei Wärme 

Einaxialer Druck-Schwellversuch nach den TP 

Asphalt-StB, Teil 25 B 1 

  

Dehnungsrate ɛw bei 50 °C 10-4 ‰ ist anzugeben* 

Dehnungsrate ɛw bei 60 °C 10-4 ‰ ist anzugeben* 

Kälteeigenschaften 

Abkühlversuch nach den TP Asphalt-StB, Teil 46 

A 

  

Bruchtemperatur TF °C ≤ -15,0* 

In Frosteinwirkungszone III (nach RStO): 

Bruchtemperatur TF 
°C ≤ -20,0* 

*einschließlich grafischer Darstellung 

 

 Tabelle: Erweiterte Prüfungen an Gussasphaltdeck- und -schutzschichten (einschließlich Abdich-
tung aus Gussasphalt unter OPA) 

Prüfung Einheit Anforderung 

Verformungsverhalten bei Wärme  
Statischer Stempeleindringversuch nach den 
TP Asphalt-StB, Teil 20 

  

Statische Eindringtiefe ET und Zunahme bei 50 °C mm | mm ist anzugeben 

Statische Eindringtiefe ET und Zunahme bei 60 °C mm | mm ist anzugeben 

Widerstand gegen bleibende Verformungen Dyna-

mischer Stempeleindringversuch nach den TP 

Asphalt-StB, Teil 25 A 1 

  

Dynamische Eindringtiefe ETdyn bei 60 °C mm ist anzugeben* 

*einschließlich grafischer Darstellung 
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 Tabelle: Erweiterte Prüfungen und Anforderungen an Asphalttragschichten im Hauptfahrstreifen 
(nur bei vollständiger Erneuerung der ATS) 

Prüfung Einheit Anforderung 

Bestimmung der Steifigkeit 

Spaltzug-Schwellversuch nach den TP Asphalt-

StB, Teil 26 

(Bei mehrschichtigem Einbau: für jede Schicht der 
Asphalttragschicht 
Bei mehrlagigem Einbau: nur für die unterste Lage 

der Asphalttragschicht) 

  

Grenzwert d. Steifigkeitsmoduls [MPa] ist anzugeben* 

Materialparameter der Hauptkurve Z0 - ist anzugeben* 

Materialparameter der Hauptkurve Z1 - ist anzugeben* 

Beständigkeit gegen Ermüdung  

Spaltzug-Schwellversuch nach den TP Asphalt-

StB, Teil 24 

(Bei mehrschichtigem Einbau: nur für die unterste 
Schicht der Asphalttragschicht 
Bei mehrlagigem Einbau: nur für die unterste Lage 

der Asphalttragschicht) 

  

Materialspezifischer Parameter k - ist anzugeben* 

Materialspezifischer Parameter n - ist anzugeben* 

Bestimmtheitsmaß Ermüdungsfunkt. R2 - ist anzugeben* 

*einschließlich grafischer Darstellung 

 Offenporiger Asphalt 
Der Eignungsnachweis für die Asphaltdeckschicht aus Offenporigem Asphalt muss die folgenden 
Prüfergebnisse beinhalten 

- Kornverlust nach den TP Asphalt, Teil 17 
- Hohlraumgehalt an Bohrkernen aus WSV-Probeplatte nach dem M OPA, Ausgabe 2013, 

Anhang C 

Markierung 

Die Eignung der weißen und gelben Markierungssysteme ist vom Auftragnehmer durch einen Prüfbe-

richt der Bundesanstalt für Straßenwesen mit dem Verlauf der Rundlaufprüfanlage (RPA) nachzuwei-

sen. 

Dieser Prüfbericht mit dem Verlauf der Rundlaufanlage (RPA) sollte 3 Wochen vor erster Verwendung 

dem Auftraggeber, vorgelegt werden. 

 

 
Kontrollprüfungen (Ingenieurbauwerke) 

Beton, Stahlbeton 
 
Stahl 
Die Werke, in denen die Fertigung der Metallteile und des Korrosionsschutzes erfolgt, hat der AN dem 
AG innerhalb von 14 Kalendertagen nach Zuschlagserteilung schriftlich und verbindlich mitzuteilen. 
Sollte sich der Aufwand für die Kontrollprüfungen durch Verschulden des AN nachweislich erhöhen, so 
sind die dadurch entstandenen Mehrkosten durch den AN zu tragen. 
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Holz bzw. Sonstige 
 
 
 
 
 
 

3.13. ZUSAMMENFASSENDE ANGABEN FÜR DIE ERARBEITUNG DES SI-

CHERHEITS- UND GESUNDHEITSSCHUTZPLANES ( Sige-Plan ) 

 
  
Bestandsaufnahme zum Bauvorhaben 

 
Erfassen aller Tätigkeiten entsprechend dem Bauablauf 

 
Maßnahmen für „Besonders gefährliche Arbeiten 

 
Gegenseitige Gefährdungen 

 
Festlegung baustellenspezifischer Maßnahmen 

Anpassung der Baustellenordnung (siehe 3.14)  

Gemeinsam genutzte Einrichtungen 

 
Anzuwendende Arbeitsschutzbestimmungen 

Ergänzende Angaben zum Arbeitsschutz Abfall 

Beim Fräsen von Asphaltschichten sind vom Auftragnehmer die Schutzmaßnahmen nach „TRGS 559 
– Mineralischer Staub“ zu beachten.  

Soweit die verwendeten Großfräsen noch nicht mit einer Vorrichtung zur wirksamen Staubreduzierung 
ausgestattet sind, muss Atemschutz (partikelfiltrierende Halbmaske mit P2-Filtern) getragen werden.  

Fräsarbeiten Asphalt mit asbesthaltigem Gestein 

Bei Fräsarbeiten von Verkehrsflächenbefestigungen aus Asphalt sind vom Auftragnehmer grundsätz-
lich die Technischen Regeln für Gefahrstoffe „Tätigkeiten mit potenziell asbesthaltigen mineralischen 
Rohstoffen und daraus hergestellten Zubereitungen und Erzeugnissen“ – TRGS 517 zu beachten. Be-
sondere Aufmerksamkeit gilt hier dem Punkt 5.7 „Besondere Schutzmaßnahmen – Kaltfräsen von Ver-
kehrsflächen“. 

Die Gesteinsarten Diabas und Basalt sind gemäß Anlage 1 der TRGS 517 als potenziell asbesthaltig 
eingestuft. Das Vorhandensein dieser Gesteinsarten im Straßenoberbau kann nicht ausgeschlossen 
werden. Beim Fräsen der Straßenbefestigung muss daher, im unmittelbaren Nahbereich der Fräse, mit 
partikelförmigen Gefahrstoffen (z.B. Asbestfasern) gerechnet werden. 

Für die Fräsarbeiten sind vom Auftragnehmer ausschließlich Straßenfräsen gemäß den TRGS 517, 
Pkt. 5.7.2.1 (2) einzusetzen, die über eine entsprechende BGI-Zertifizierung verfügen. Dies gilt für Stra-
ßenfräsen ab einer Fräsbreite von ≥ 2,0 m und in Ortsdurchfahrten ab einer Fräsbreite von ≥ 1,0 m. 

Die Schutzmaßnahmen sind vom Bieter in die entsprechenden Leistungspositionen einzurechnen. 

Fräsarbeiten pechhaltige Straßenausbaustoffe Gefahrstoff 

Werden pechhaltige Straßenbaustoffe mit einem Benzo[a]pyrengehalt von ≥ 50 mg/kg ausgebaut, so 
sind die Schutzmaßnahmen der Technischen Regel für Gefahrstoffe „TRGS 551 – Teer und andere 
Pyrolyseprodukte aus organischem Material“ zu berücksichtigen.  

Bei einer ständigen Überschreitung des Luftgrenzwertes von 0,002 mg Benzo[a]pyren je m³ Luft - trotz 
Maßnahmen zur Vermeidung von Stäuben - sind vom Auftragnehmer zusätzliche Arbeitsschutzmaß-
nahmen entsprechend der Gefährdung vorzusehen. In diesem Fall sind die Schutzmaßnahmen der 



1400 - AUTOBAHN - Baubeschreibung  - Vers. (08/25) 
 

Seite 46 von 75 
 

TRGS 500 – Schutzmaßnahmen: Mindeststandard - zu beachten. Sofern keine gesonderte Position 
ausgewiesen ist, sind die Arbeitsschutzmaßnahmen in die entsprechenden Leistungspositionen einzu-
kalkulieren. 

Ausbau asbesthaltiger Baustoffe 

Für den Ausbau asbesthaltiger Baustoffe sind vom Auftragnehmer zusätzliche Arbeitsschutzmaßnah-
men entsprechend der Gefährdung vorzusehen. In diesem Fall sind die Schutzmaßnahmen und Hin-
weise der TRGS 517 und 519 zu beachten. Sofern keine gesonderte Position ausgewiesen ist, sind die 
Arbeitsschutzmaßnahmen in die entsprechenden Leistungspositionen einzukalkulieren. 

 

3.14. ARBEITS- UND UMWELTSCHUTZ 

 
Die „Baustellenordnung“ und/oder das „Merkblatt für Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten“ gilt für 
alle Auftragnehmer und Nachunternehmer bei Verträgen mit der Autobahn GmbH des Bundes und ist 
in Absprache mit dem AG / SiGeKo anzupassen. Das nach dem Stand der Technik geforderte Arbeits-
schutz- und Umweltschutzniveau ist einzuhalten und in die Einheitspreise der entsprechenden Positio-
nen einzurechnen.  
 
Die aktuelle Version ist als Anlage Nr. 6 beigefügt.  
 
Zum Schutz der Umwelt, der Landschaft und der Gewässer hat der Auftragnehmer die durch die Arbei-
ten hervorgerufenen Beeinträchtigungen auf das unvermeidbare Maß zu beschränken. 
 
 

4. AUSFÜHRUNGSUNTERLAGEN 

 

4.1. VOM AUFTRAGGEBER ZUR VERFÜGUNG GESTELLTE UNTERLAGEN 

 
Unterlagen, die nach Zuschlagserteilung zur Verfügung gestellt werden 

Das in der Anlage beigefügte Formblatt „Nachweis der Entsorgung nicht gefährlicher Abfälle“ wird dem 
Auftragnehmer nach Zuschlagserteilung im Excel-Format zur Verfügung gestellt. Dieses ist für alle Leis-
tungspositionen auszufüllen, die eine Verwertung von Abfällen nach Wahl des Auftragnehmers auswei-
sen (vgl. Abschnitt 5.6.1). 

Das in der Anlage beigefügte Formblatt für die Einbaudokumentation nach §25 EBV „Übersicht Einbau 
mineralischer Ersatzbaustoffe (MEB) nach Ersatzbaustoffverordnung“ wird dem Auftragnehmer nach 
Zuschlagserteilung im Excel-Format zur Verfügung gestellt (vgl. Abschnitt 5.6.4).  

Das in der Anlage beigefügte Formblatt „Erstellungshilfe für Dokumente des eANV“ wird dem Auftrag-
nehmer nach Zuschlagserteilung im Word-Format zur Verfügung gestellt (vgl. Abschnitt 5.6.3). 

 
Pläne (Lage-, Höhen-, Querschnitts-, Bauwerks-, Detailpläne, Vermessungsunterlagen) 

 

Beispielplanung mit konkreten Fahrzeug-Rückhaltesystemen. Die Beispielplanung wurde erstellt, 
o um zu überprüfen, ob Fahrzeug-Rückhaltesysteme mit den genannten Anforderungen 

zur Verfügung stehen 
o um die Anzahl der Übergangskonstruktionen zu minimieren 
o als Grundlage für die Mengenermittlung des Leistungsverzeichnisses. 

 
Wird von der Beispielplanung abgewichen, sind alle Änderungen und Ergänzungen, die aufgrund an-
derer Fahrzeug-Rückhaltesysteme erforderlich werden (z. B. Längen, Anzahl von Übergangskonstruk-
tionen, Untergrund, Entwässerung usw.) zu berücksichtigen und in die Einheitspreise einzurechnen. 
 
Aufmaße und Mengenermittlungen von Vorunternehmerleistungen 

 
Berechnungen 
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Gutachten 

 

 
Ergebnisse von Modellversuchen (Brückenbau) 

 
Schildvorlagen oder maßstäbliche Ausführungszeichnungen (Wegweiser) 

 
Windzone (für statische Bemessung für Verkehrszeichen in Seitenaufstellung) 

 
Pflanzpläne (Landschaftsbau) 

 
Pflanzenlisten (Landschaftsbau) 

Vom Auftragnehmer zu erstellende bzw. zu beschaffende und ggf. fortzuschreibende Ausfüh- 
rungsunterlagen 
 
 

4.2. VOM AUFTRAGNEHMER ZU ERSTELLENDE BZW. ZU BESCHAFFENDE 

UND GGF. FORTZUSCHREIBENDE AUSFÜHRUNGSUNTERLAGEN 

 
Erläuterung des Bauablaufes 

 
Baustelleneinrichtungsplan 

 
Der Auftragnehmer legt spätestens       Arbeitstage nach Auftragserteilung den Baustelleneinrich-
tungsplan in      -facher Ausfertigung dem Auftraggeber zur Zustimmung (Kenntnisnahme) vor. 
Aus dem Baustelleneinrichtungsplan sind nicht nur die vorgesehene Art der Einrichtung, sondern auch 
die vorgesehene Ausbildung der Zufahrt zur Baustelle vom vorhandenen Straßennetz und die vorge-
sehene Abführung des Schmutzwassers erkennbar. 
Der Auftragnehmer holt vor Abgabe des Baustelleneinrichtungsplanes von dem zuständigen Straßen-
baulastträger die Zustimmung zu der gewählten Baustellenzufahrt und von den Wasseraufsichtsbehör-
den die Genehmigung zur vorgesehenen Abführung des Schmutzwassers ein. 
 
Entsorgungskonzept erstellen 
 
Positions- und ortsbezogener Ablaufplan mit Personal-, Maschinen- und Geräteeinsatz auf Grundlage 
des Bauzeitenplanes 

Bodenlogistikkonzept erstellen 
 

Positions- und ortsbezogener Ablaufplan mit Personal-, Maschinen- und Geräteeinsatz auf Grundlage 
des Bauzeitenplanes 

Bauablaufplan / BE-Plan 

 
Bautagesberichte 

 
 
Zahlungsplan 

 
 
Ausführungspläne, Vermessungsunterlagen 
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Prüflauf: Nach Eingang der ungeprüften Ausführungsunterlagen beim AG ist seitens des AN eine be-
nötigte Prüfzeit von ca. 6 Wochen zu kalkulieren.Voraussetzung hierfür ist die Richtigkeit und 
Prüfbarkeit der Unterlagen (wie z. B. vorliegen der Überbaustatik zur Prüfung der Unterbauten 
und Lager). 

 

 Sollten Ausführungsunterlagen nachgereicht werden müssen oder Fehler enthalten, welche 
eine Überarbeitung seitens des AN erforderlich machen, beginnen die 6 Wochen Prüfzeit er-
neut. 

 
Fahrzeugrückhaltesysteme (FRS) 
Die in Abschnitt 1, Absatz 11 der ZTV FRS aufgeführten Unterlagen sind dem Auftraggeber spätestens 
2 Wochen vor Beginn der Ausführung vorzulegen. 

 
Für Fahrzeugrückhaltesysteme (FRS) ist eine Ausführungsplanung vorzulegen. In der Unterlage sind 
alle erforderlichen Angaben (Systemart, Längen usw.) für den Bau der FRS darzustellen. Die Regelaus-
führung und besondere Stellen (Einbauten, Engstellen usw.) sind in Querprofilen darzustellen. Die dazu 
erforderlichen Angaben werden vom AG zur Verfügung gestellt. Wird die Beispielplanung des AG (s. 
4.1) umgesetzt, kann diese Planung als Ausführungsplanung vorgelegt werden. Die Ausführungspla-
nung ist dem AG spätestens 2 Wochen vor Beginn der Ausführung vorzulegen. 
 
Transportpläne 

 
Erläuterungsbericht und Transportplan zum Angebot 

Vom Bieter sind auf Verlangen ein Erläuterungsbericht über die vorgesehene Art der Baudurchführung 
und ein Transportplan mit den vorgesehenen Straßenbenutzungen für die Baustofftransporte vorzule-
gen. Aus dem Transportplan muss die Straßenbelastung in LKW/Std. und die voraussichtliche Dauer 
der Straßenbenutzung für die einzelnen Massengüter erkennbar sein. 
Der vorgelegte Transportplan wird kein Vertragsbestandteil und dient nur zur Prüfung der Durchführ-
barkeit des Angebotes.  
 
 
Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan 

 
Ein Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan entsprechend der Baustellenverordnung vom 10. Juni 
1998 ist vor Beginn der Arbeiten vorzulegen. 
 
 

4.3. DEM AUFTRAGNEHMER ZU ÜBERTRAGENDE AUFTRAGGEBERAUFGA-

BEN 

 
4.3.1. Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator während der Ausführung des Bau-

vorhabens stellen 

 
 
1. Die Aufgaben des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinators gemäß Baustellenverord-

nung werden dem Auftragnehmer für die in den Verdingungsunterlagen beschriebene Baumaß-
nahme und ggf. für folgende gleichzeitig laufende bzw. zeitweise sich überschneidende weitere 
Baumaßnahmen (Baustellen) mit folgenden vertraglich vereinbarten / voraussichtlichen Aus-
führungszeiten übertragen: 

 
(Bezeichnung der Baustelle, Ortsangabe, Ausführungszeit) 

 
 .A 4 Fahrbahnsanierung vom Rastplatz Rur- Scholle bis AS Düren 

......................................................................................................................................... 
 
 .......................................................................................................................................... 
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2. Für folgende, weitere Baustellen, die sich örtlich und / oder zeitlich mit den unter 1. genannten 
Baustellen überschneiden, sind eigene Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinatoren zu-
ständig  
bzw. vorgesehen: 

  
 (Bezeichnung der Baustelle, Ortsangabe, Ausführungszeit) 
 
 .......................................................................................................................................... 
 
 .......................................................................................................................................... 
 
3. Die Aufgaben des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinators sind gemäß der „Regeln 

zum Arbeitsschutz auf Baustellen“ ( RAB ) zu erfüllen. 
 
4. Die Aufgaben des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinators sind mit der Fertigstellung 

der Baumaßnahmen unter 1. erfüllt. 
 
5. Der Auftragnehmer hat unverzüglich nach Auftragserteilung dem Auftraggeber Name und An-

schrift des Koordinators und des Stellvertreters auf Vordruck des Auftraggebers zu benennen. 
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5. ZUSÄTZLICHE TECHNISCHE VERTRAGSBEDINGUNGEN 

 
Beziehen sich Anforderungen in der Vergabeunterlage auf nationale Vorschriften bzw. nationale Nor-
men, mit denen europäische Normen umgesetzt werden, europäische technische Zulassungen, ge-
mein-same technische Spezifikationen, internationale Normen und andere technische Bezugssysteme, 
die von europäischen Normungsgremien erarbeitet wurden oder nationale Normen, nationale techni-
sche Zulassungen oder nationale technische Spezifikationen für die Planung, Berechnung und Ausfüh-
rung von Bauwerken und den Einsatz von Produkten, so werden gleichwertige Nachweise ebenso an-
erkannt. 

 

5.1. ANZUWENDENDE ZUSÄTZLICHE TECHNISCHE VERTRAGSBEDINGUN-

GEN 

 
Siehe auch Ziffer 5 des Angebotsschreibens. 
 
VGVF BSW O 2013 

Es gelten die „Anforderungen an den Nachweis der Leistungsfähigkeit von Betonschutzwänden in Ort-
betonbauweise – Vergleichsverfahren BSW Ortbeton (VGVF BSW O 2013“ in Verbindung mit dem ARS 
Nr. 18/2013 

Bezugsquelle: www.bast.de 

 
„Leitfaden des Kampfmittelbeseitigungsdienstes in Nordrhein-Westfalen für die Durchführung von Bohr-
lochdetektionen und Baubegleitender Kampfmittelräumung gemäß Kampfmittelverordnung vom 
16.3.2022“ 
Bezugsquelle: https://www.brd.nrw.de/themen/ordnung-sicherheit/kampfmittelbeseitigung 
 
 
Technische Lieferbedingungen 

 
Technische Lieferbedingungen (TL), die in der Baubeschreibung und in den hier unter Ziffer 5.1 aufge-
führten Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen bzw. Vorschriften (ZTV ...) nicht mit einer be-
stimmten Fassung aufgeführt sind, sind in der zum Eröffnungs- / Einreichungstermin gültigen Fassung 
maßgebend. 
 
TL Bitumen-StB 25 
Es gelten die Technischen Lieferbedingungen für Straßenbaubitumen und gebrauchsfertige Polymer-
modifizierte Bitumen, Ausgabe 2025 (TL Bitumen-StB 25) 
Bezugsquelle: FGSV 
 
TL VBit-StB 22  
Technische Lieferbedingungen für gebrauchsfertige Viskositätsveränderte Bitumen, Ausgabe 2022 
Bezugsquelle: FGSV 

 
TL Gestein-StB 04 
Es gelten die Technischen Lieferbedingungen für Gesteinskörnungen im Straßenbau, Ausgabe 
2004/Fassung 2023 
Bezugsquelle: FGSV bzw. VkBl-Verlag 
 
TL BuB E-StB 20/23 
Es gelten die Technischen Lieferbedingungen für Bodenmaterialien und Baustoffe für den Erdbau im 
Straßenbau, Ausgabe 2020/Fassung 2023 (TL BuB E-StB 20/23) 
Bezugsquelle: FGSV 
 
TL Sbit-StB 15 
Es gelten die technischen Lieferbedingungen für Sonderbindemittel und Zubereitungen auf Bitumenba-
sis, Ausgabe 2015. 
Bezugsquelle: FGSV 

http://www.bast.de/
https://www.brd.nrw.de/themen/ordnung-sicherheit/kampfmittelbeseitigung
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TL G OB-StB 15 
Es gelten die Technischen Lieferbedingungen für die Bauliche Erhaltung von Verkehrsflächen-befesti-
gungen, Teil: Güteüberwachung, Teil: Ausführung von Oberflächenbehandlungen, Ausgabe 2015 
Bezugsquelle: FGSV 
 
TL G DSH-V-StB 15 
Es gelten die Technischen Lieferbedingungen für die Bauliche Erhaltung von Verkehrsflächen-befesti-
gungen, Teil: Güteüberwachung, Teil: Ausführung von Dünnen Asphaltdeckschichten in Heißbauweise 
auf Versiegelung, Ausgabe 2015 
Bezugsquelle: FGSV 
 
TL Beton-StB 07 
mit Änderungen und Ergänzungen gemäß ARS Nr. 04/2013 mit Anlage „WS-Grund- und Bestätigungs-
prüfung zur Beurteilung der Eignung von groben Gesteinskörnungen für die Feuchtigkeitsklasse WS“ 
sowie mit Änderungen und Ergänzungen gemäß ARS Nr. 04/2022 vom 21.02.2022 
Bezugsquelle: FGSV bzw. VkBI-Verlag 
 
TL NBM-StB 09 
Technische Lieferbedingungen für flüssige Beton-Nachbehandlungsmittel, Ausgabe 2009 mit Änderun-
gen und Ergänzungen gemäß ARS Nr. 05/2022 vom 21.02.2022 
Bezugsquelle: FGSV bzw. VkBI-Verlag 
 
TL Transportable Schutzeinrichtungen 97 
mit den Änderungen gemäß ARS 5/1999 vom 15.12.1998 und der Änderung gemäß ARS Nr. 08/2016 
vom 11.04.2016. 
Bezugsquelle: FGSV 
 
TL-Transportable LSA 2023 
Es gelten die Technischen Lieferbedingungen für transportable Lichtsignalanlagen 
Ausgabe 2023 
Bezugsquelle: FGSV 
 
TL M 23 
mit den Änderungen gemäß Ziffer 5.2.1 
Bezugsquelle: FGSV 
 
TL-SP 99 
mit den Änderungen gemäß Abschnitt 5.2.2 
Bezugsquelle: FGSV 
 
Technische Prüfvorschriften 

Technische Prüfvorschriften (TP), die in der Baubeschreibung und in den hier unter Ziffer 5.1 aufge-
führten Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen bzw. Vorschriften (ZTV ...) nicht mit einer be-
stimmten Fassung aufgeführt sind, sind in der zum Eröffnungs- / Einreichungstermin gültigen Fassung 
maßgebend. 
 
TP Griff-StB (SRT) 
Technische Prüfvorschriften für Griffigkeitsmessungen im Straßenbau; Teil Messverfahren SRT, Aus-
gabe 2021. 
Bezugsquelle: FGSV bzw. VkBl-Verlag 
 
TP Griff-StB 07 (SKM) 
Technische Prüfvorschriften für Griffigkeitsmessungen im Straßenbau; Teil: Seitenkraftmessverfahren 
(SKM), Ausgabe 2007 mit Änderungen und Ergänzungen gemäß Anlage 1 zum ARS Nr. 13/2020 vom 
18.Mai 2020. 
Bezugsquelle: FGSV bzw. VkBI-Verlag 
 
TP Eben - berührende Messungen 
Technische Prüfvorschriften für Ebenheitsmessungen auf Fahrbahnoberflächen in Längs- und Quer-
richtung Teil berührende Messungen, Ausgabe 2017, mit ARS Nr. 17/2018 
Bezugsquelle: FGSV bzw. VkBl-Verlag 
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TP Eben - Berührungslose Messungen für den Bauvertrag, Ausgabe 2025 

Technische Prüfvorschriften für Ebenheitsmessungen auf Fahrbahnoberflächen in Längs- und Quer-
richtung, Teil: Berührungslose Messungen für den Bauvertrag, Ausgabe 2025 
Bezugsquelle: FGSV bzw. VkBI-Verlag 
  



1400 - AUTOBAHN - Baubeschreibung  - Vers. (08/25) 
 

Seite 53 von 75 
 

Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 

 
ZTV Verm – StB 01, Ausgabe 2001 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für die Bauvermessung im Straßen- und 
Brückenbau, Ausgabe 2001 
Bezugsquelle:  FGSV 
 
ZTV E-StB 17 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Erdarbeiten im Straßenbau, Ausgabe 
2017 
Bezugsquelle:  FGSV 
 
ZTV Ew-StB 25 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für den Bau von Entwässerungseinrich-
tungen im Straßenbau, Ausgabe 2025 
Bezugsquelle:  FGSV 
 
ZTV La-StB 18 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Landschaftsbauarbeiten im Straßen-
bau, Ausgabe 2018 
Bezugsquelle:  FGSV 
 
ZTV SoB-StB 20 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für den Bau von Schichten ohne Binde-
mittel im Straßenbau, Ausgabe 2020 mit Korrekturblatt Stand: Mai 2021 
Bezugsquelle: FGSV 
 
ZTV Asphalt-StB 07/13  
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für den Bau von Verkehrsflächen-befes-
tigungen aus Asphalt, Ausgabe 2007/Fassung 2013 
Bezugsquelle:  FGSV 
 
ZTV BEA-StB 09/13 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für die Bauliche Erhaltung von Verkehrs-
flächenbefestigungen – Asphaltbauweisen, Ausgabe 2009/Fassung 2013 
Bezugsquelle:  FGSV 
 
ZTV Beton-StB 07  
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für den Bau von Tragschichten mit hyd-
raulischen Bindemitteln und Fahrbahndecken aus Beton, Ausgabe 2007 
Bezugsquelle:  FGSV 
 
ZTV RDO Beton-StB 20 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für den Bau von Betondecken im Ober-
bau von Verkehrsflächen bei Anwendung der RDO Beton, Ausgabe 2020 
Bezugsquelle: FGSV 
 
ZTV BEB-StB 15 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für die bauliche Erhaltung von Verkehrs-
flächenbefestigungen – Betonbauweisen, Ausgabe 2015 
Bezugsquelle:  FGSV 
 
ZTV Fug-StB 15 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Fugen in Verkehrsflächen, Ausgabe 
2015 
Bezugsquelle:  FGSV 
 
ZTV Pflaster-StB 20  
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien zur Herstellung von Verkehrsflächen mit 
Pflasterdecken, Plattenbelägen sowie von Einfassungen, Ausgabe 2020 
Bezugsquelle: FGSV 
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ZTV-ING 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Ingenieurbauten,  
Ausgabe Dezember 2023 
Bezugsquelle:  BASt, VkBl-Verlag bzw. FGSV für die Teile 6-1 bis 6-5, 6-7, 7-4 und 8-1 der ZTV-ING  
 
ZTV-BEL-B, Teil 3 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für das Herstellen von Brückenbelägen 
auf Beton (ZTV-BEL-B) 
 
- ZTV-BEL-B 3/95 – Teil 3 Dichtungsschicht aus Flüssigkunststoff, Ausgabe 1995 
 
- TL-BEL-B 3/95 – Technische Lieferbedingungen für Baustoffe zur Herstellung von Brückenbelägen 

auf Beton mit Dichtungsschicht nach ZTV-BEL-B, Teil 3, Ausgabe 1995 
 
- TP-BEL-B 3/95 – Technische Prüfvorschriften für Baustoffe zur Herstellung von Brückenbelägen 

auf Beton mit Dichtungsschicht nach ZTV-BEL-B, Teil 3, Ausgabe 1995 
Bezugsquelle:  FGSV 

 
- TP-BEL-EP – Technische Prüfvorschriften für Reaktionsharze für Grundierungen, Versiegelungen 

und Kratzspachtelungen unter Asphaltbelägen auf Beton, Ausgabe 1999 
 
- TL-BEL-EP – Technische Lieferbedingungen für Reaktionsharze für Grundierungen,  

Versiegelungen und Kratzspachtelungen unter Asphaltbelägen auf Beton, Ausgabe 1999 
Bezugsquelle:  FGSV 

 
ZTV-M 13 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Markierungen auf Straßen, Ausgabe 
2013 
Bezugsquelle:  FGSV 
 
ZTV-SA 97 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Sicherungsarbeiten an Arbeitsstellen 
an Straßen, Ausgabe 1997 
Bezugsquelle:  FGSV 
mit „Allgemeinem Rundschreiben Straßenbau Nr. 18/1999“ (ARS Nr. 18/1999) des Bundesministeriums 
für Verkehr, Bau und Wohnungswesen vom 17. August 1999: 
Abschnitt 6.11.1 der ZTV-SA wird durch die im ARS Nr. 18/1999 angegebene Fassung ersetzt. 
Bezugsquelle:  VkBl-Verlag 
 
ZTV-transportable LSA 2023 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für transportable Lichtsignalanlagen 
Ausgabe 2023 
Bezugsquelle: FGSV 
 
ZTV FRS 2013, Fassung 2017 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Fahrzeug-Rückhaltesysteme  
(ZTV FRS 2013, Fassung 2017) 
Bezugsquelle: FGSV 
Mit Änderungen und Ergänzungen gemäß Abschnitt 1.1.1 Straßenbau; Ausstattung. 
Die in Abschnitt 1, Absatz 11 der ZTV FRS aufgeführten Unterlagen sind dem AG spätestens 2 Wochen 
vor Beginn der Ausführung vorzulegen. 
 
 
Verzeichnis der Bezugsquellen: 
 
FGSV  : FGSV-Verlag GmbH 
   Wesselinger Straße 17 
   50999 Köln 
 
BASt                : Bundesanstalt für Straßenwesen 
 Brüderstraße 53 
   51427 Bergisch Gladbach 
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VkBl-Verlag : Verkehrsblatt-Verlag Borgmann GmbH & Co. KG 
   Schleefstraße 14,  44287 Dortmund 
 
 
 

5.2. ÄNDERUNGEN BZW. ERGÄNZUNGEN ZU DEN ZUSÄTZLICHEN TECHNI-

SCHEN LIEFERBEDINGUNGEN 

5.2.1. Änderungen bzw. Ergänzungen der TL M 

 
 Entfällt 
 
5.2.2. Änderungen bzw. Ergänzungen der TL SP 99 

 
Der Korrosionsschutz von Schutzplankenholmen Profil A und Profil B kann entweder durch das Stück-
verzinken nach EN ISO 1461 (Ausgabe 10/2009) oder alternativ durch die Verwendung von kontinuier-
lich schmelztauchveredeltem Stahlband („Bandverzinken“) mit Zink (Z)- nach EN 10346-S250GD+Z600 
bzw. mit Zink-Aluminium (ZA)-Überzug nach EN 10346-S250GD+ZA300 (jeweils Ausgabe 10/2015) 
erfolgen.  
 
5.2.3. Präzisierte Regelungen zur TL Transportable Schutzeinrichtungen 

 
Im Folgenden werden die Regelungen der TL Transportable Schutzeinrichtungen 97 für den Einsatz 
präzisiert. Es sind folgende Anforderungen ergänzend zu erfüllen (nur für die Systeme, die nicht in 
der BASt-Liste der Transportablen Schutzeinrichtungen enthalten sind): 

Anforderungen an transportable Schutzeinrichtungen 

(1) Transportable Schutzeinrichtungen müssen zur Qualifizierung durch Anprallversuche hinsichtlich 
der Verschieblichkeit, Durchbruchsicherheit sowie der Gefährdung von Verkehrsteilnehmern und 
Dritten untersucht werden. Die Anforderungen dafür ergeben sich aus der DIN EN 1317- Teil 1 
und Teil 2. Deren Abnahmekriterien müssen erfüllt und mindestens eine Leistungsklasse voll-
ständig nachgewiesen werden. 

(2) Die Prüfungen nach DIN EN 1317- Teil 1 und Teil 2 sind von einem für die Prüfungen nach DIN 
EN 1317 akkreditierten Prüflabor durchzuführen. 

(3) Modifikationen, d.h. Änderungen gegenüber dem Prüfmuster, von geprüften temporären Schutz-
einrichtungen sind ohne Anprallversuch nicht zulässig.  

(4) Sind zwei Anprallprüfungen zur Erreichung einer Aufhaltestufe erforderlich, sind beide Versuche 
an der identisch aufgebauten Schutzeinrichtung durchzuführen. Dies ist vom Prüfinstitut zu be-
stätigen. 

(5) Der Prüfbericht nach DIN EN 1317 für temporäre Schutzeinrichtungen muss ergänzend zu den 
Anforderungen der DIN EN 1317 mindestens enthalten: 

(a) Hersteller oder Importeur, 

(b) grundlegende Maße und Gewichte einschließlich Toleranzangaben, 

(c)  Montageanleitung, die den grundsätzlichen Aufbau der transportablen Schutzeinrichtung 
beschreibt 

(d) ggf. eine Materialspezifikation für Kunststoffteile, 

(e) ggf. detaillierte Zeichnungen für spezielle Konstruktionsteile, 

(f) Angaben zum geprüften System wie Aufstelllänge, Endverankerung, besondere Ausstat-
tung, 

(g) Einzelergebnisse der Prüfungen bezüglich der Anforderungen an TSE (u.a. Fahrbereit-
schaft, gelöste Teile, dynamische Querverschiebung) 

(h) Bestätigung der Erfüllung der Anforderungen. 
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(6) Der Hersteller muss folgende Prüfungsdokumentation, die vom Prüflabor über die Anprallprü-
fung ausgestellt wird, vorlegen: 

(a) Prüfbericht und Videos der Anprallprüfungen nach DIN EN 1317 

(b) Bestätigung des Prüflabors, dass die geprüfte temporäre Schutzeinrichtung den Zeichnun-
gen entspricht und gemäß den Angaben in der Einbauanleitung auf dem Prüfgelände aufge-
stellt wurde. 

(c) Bestätigung des Prüflabors, dass die Bauteile der geprüften temporären Schutzeinrichtung 
hinsichtlich der Anforderungen an die Stoffe, die Verbindungsmittel und der Abmessungen 
mit den Angaben in den Zeichnungen und der Systembeschreibung übereinstimmen. Hierzu 
ist für die wesentlichen Bauteile der TSE eine Materialanalyse des geprüften Systems erfor-
derlich und die Übereinstimmung vom Prüfinstitut zu bestätigen. 

(d) Bestätigung des Prüflabors, dass alle Anforderungen eingehalten und von der temporären 
Schutzeinrichtung erfüllt wurden. 

(7) Bei den Prüfungen TB 21 und TB 22 muss das Fahrzeug nach dem Anprall noch bedingt fahrbe-
reit sein. Dabei dürfen anprallende Fahrzeuge nicht so stark beschädigt werden, dass der Fah-
rer keine Kontrolle mehr über das Fahrzeug ausüben kann. Die Fahrbereitschaft ist vom 
Prüfinstitut zu beurteilen.  

(8) Fahrzeuginsassen und Dritte dürfen dabei nicht gefährdet werden. Das bedeutet, es dürfen 
keine vollständig gelösten Teile von Schutzeinrichtung oder Fahrzeug im Anprallversuch auftre-
ten. Schutzeinrichtungen der Aufhaltestufen T1, T2 und T3 (kleiner Anprallwinkel) müssen die 
Anprallheftigkeitsstufe A nachweisen. Schutzeinrichtungen für normales (N2), höheres (H1, H2) 
oder sehr hohes Rückhaltevermögen (H4b) müssen die Anprallheftigkeitsstufe A oder B nach-
weisen. 

(9) Wegen der besonderen Verhältnisse in Arbeitsstellen ist neben dem tatsächlich ermittelten Wir-
kungsbereich oder der Klasse gemäß Tabelle 4 der DIN EN 1317-2 die dynamische Querver-
schiebung in der Prüfung zu ermitteln und im Prüfbericht anzugeben. Zwischen entgegengesetzt 
gerichteten Verkehrsströmen darf die dynamische Querverschiebung beim leichten Fahrzeug 
(TB 11, TB 21, TB 22, TB 31) unabhängig vom Wirkungsbereich maximal 50 cm betragen. 

(10) Sämtliche Teile der temporären Schutzeinrichtung mit einer Masse von mehr als 2 kg, die sich 
im Anprallversuch vollständig gelöst haben, sind nach DIN EN 1317-2 zu identifizieren, zu lokali-
sieren und vollständig im Prüfbericht zu dokumentieren.  

(11) Temporäre Schutzeinrichtungen mit vollständig gelösten Teilen von je mehr als 2 kg sind nicht 
zulässig. 

(12) Temporäre Schutzeinrichtungen müssen hinsichtlich der Bauteile, der Verbindungsmittel und 
der Dauerhaftigkeit mit den Prüfmustern aus der Anprallprüfung übereinstimmen. 

(13) In der Anprallprüfung ist eine ausreichende Prüflänge zu gewährleisten. Die Prüflänge wird 
durch den Hersteller vorgegeben. 

(14) Die Mindestlänge, die Mindestlänge bei Kraftschluss und die Maximallänge ergeben sich aus 
der in der Anprallprüfung verwendeten Anfangs- und/oder Endverankerung und dem Verhalten 
der Schutzeinrichtung beim Anprallversuch (Definitionen siehe Liste transportabler Schutzein-
richtungen unter: https://www.bast.de/DE/Verkehrstechnik/Qualitaetsbewertung/Listen/pdf/liste-
tse-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=5.) 

(15) Die Prüfungen der Eigenschaften der Reflektoren (siehe Abschnitt 2.1 der TL TSE 97) sind von 
einem für Messungen nach DIN EN 12899 Teil 1 oder Teil 3 oder für Messungen nach DIN 
67520 akkreditierten Prüflabor durchzuführen und in einem Prüfbericht zu dokumentieren. 

(16) Sofern gemäß dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau Nr. 05/1999 vom 15. Dezember 
1998 eine Kipp-Prüfung der transportablen Schutzeinrichtung erforderlich ist, ist diese gemäß 
den Prüfbedingungen für einen Belastungsversuch zur Ermittlung der Kipplänge (1999) durchzu-
führen. Die Kipp-Prüfung an der transportablen Schutzeinrichtung ist von dem akkreditierten 
Prüfinstitut durchzuführen, das auch die Versuche nach DIN EN 1317 an der TSE durchgeführt 
hat. Die Ergebnisse sind in einem gesonderten Prüfbericht über die Kipp-Prüfung zu dokumen-
tieren und zu bewerten. 

(17) Vom Hersteller ist eine Einbauanleitung für die Transportable Schutzeinrichtung zur Verfügung 
zu stellen. 
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5.2.4. Änderungen bzw. Ergänzungen der TL Beton-StB 07 

 
zu Abschn. 2.1.2 der TL Beton-StB 07 (Gesteinskörnungen und Baustoffgemische) 
 
Abschnitt 2.1.2 der TL Beton-StB07 beginnend mit Satz 4, Seite 15 „Für Gesteinskörnungen, die in 
Fahrbahndecken aus Beton verwendet werden sollen,…“ bis einschließlich Satz 12, Seite 16 „Die Stel-
lungnahme zum Beton muss von einem der Gutachter erstellt worden sein, die die Eignung der Ge-
steinskörnung bestätigt haben.“ 
ist nicht mehr anzuwenden. 
 
Stattdessen gelten nachfolgende Regelungen: 
 
Der Nachweis der Unbedenklichkeit der gewählten groben Gesteinskörnung nach DIN EN 12620 mit 

Korngruppen d  2 mm bzw. des Fahrbahndeckenbetons hinsichtlich der Vermeidung einer schädigen-
den Alkalireaktion ist gemäß einer der drei nachstehenden Verfahrensbeschreibungen zu führen. Zum 
Nachweis ist eine, den jeweiligen Anforderungen und dem vorhandenen zeitlichen Vorlauf angepasste 
Variante durch den Auftragnehmer auszuwählen, 
 
Verfahrensbeschreibungen (V1 bis V3) 
 
(V1) Der Nachweis der Eignung einer konkreten Betonzusammensetzung hinsichtlich der 

Vermeidung einer schädigenden Alkalireaktion für ein bestimmtes Bauvorhaben erfolgt durch 
einen vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwickelung (BMVBS) bzw. von der 
Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) anerkannten AKR - Gutachter. Art und Umfang der Un-
tersuchung liegen im Ermessen des Gutachters. Das konkrete Bauvorhaben ist im Gutachten zu 
benennen. 
Erfolgt der Nachweis durch eine AKR – Performance – Prüfung, ist mit einer Prüfdauer von etwa 
neun Monaten zu rechnen. 
Der Eignungsnachweis vor Betonierbeginn erfolgt in diesem Fall analog der Bestätigungsprüfung 
der WS - Grundprüfung. Es gelten die gleichen Fristen wie bei der WS – Grundprüfung. 
 
Das Ergebnis der AKR – Performance – Prüfung kann für eine Dauer von vier Jahren für eine 
Bewertung herangezogen werden. Nach Ablauf dieser Frist muss ein erneutes Gutachten erstellt 
werden. 
In allen übrigen Fällen beträgt die Geltungsdauer des Gutachtens maximal zwei Jahre. 

 

(V2) Der Der Nachweis der Eignung grober Gesteinskörnung mit Korngruppen d  2 mm 
einer bestimmten Lagerstätte hinsichtlich der Vermeidung einer schädigenden AKR erfolgt ge-
mäß Anlage „WS – Grund- und Bestätigungsprüfung zur Beurteilung der Eignung von groben 
Gesteinskörnung für die Feuchtigkeitsklasse WS“ durch eine baumaßnahmenunab-hängige WS- 
Grundprüfung im Vorfeld und eine WS – Bestätigungsprüfung bei konkretem Bedarf für eine 
Baumaßnahme. Diese Prüfungen sind vom jeweiligen Gesteinslieferanten / Betreiber der Gewin-
nungsstätte zu veranlassen. 
 
Für die WS – Grundprüfung werden alle für den Bau von Fahrbahnendecken aus Beton zur Ver-
wendung vorgesehenen Lieferkörnungen der Gewinnungsstätte zunächst mit einem Schnelltest 
nach Teil 3 der Alkali – Richtlinie geprüft. Weiterhin wird von einem AKR –Gutachter an ausge-
wählten Korngruppen die Eignung der Gesteinskörnung hinsichtlich der Vermeidung einer schä-
digenden AKR in einem WS –Betonversuch mit einem festgelegten Prüfzement und einem 
Prüfsand untersucht.  
Bei bestandener WS – Grundprüfung werden in regelmäßigen Abständen oder rechtzeitig vor 
Betonierbeginn WS – Bestätigungsprüfungen in Form von Schnelltests nach Teil 3 der Alkali – 
Richtlinie durchgeführt, die dann mit den Ergebnissen der WS – Grundprüfung verglichen wer-
den. Bei unzulässiger Abweichung der Ergebnisse, die sich auch bei einer wiederholten WS – 
Bestätigungsprüfung ergibt, obliegt es dem AKR – Gutachter die weitere Vorgehensweise fest-
zulegen. Der genaue Umfang der Prüfung, ihre Durchführung und die Gültigkeit des Prüfergeb-
nisses werden in der Anlage zu diesem ARS geregelt. 

 

(V3) Der Nachweis der Eignung grober Gesteinskörnungen mit Korngruppen d  2 mm  
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Hinsichtlich der Vermeidung einer schädigenden Alkalireaktion für die Verwendung in Fahrbahn-
decken aus Beton erfolgt durch einen AKR –Gutachter auf der Grundlage einer positiven Beur-
teilung nach den Verfahrensbeschreibungen (V1) oder (V2). Die positiv bewerteten Gesteinskör-
nungen bzw. positiv bewerteten Betonrezepturen werden in einer Liste geführt, die der Internet-
seite der BASt (www.bast.de) zu entnehmen ist. Eine Empfehlung für weitere Gesteinskörnungen 
in diese Liste ist auf Veranlassung und nach Zustimmung des Auftraggebers des Gutachters 
durch den AKR – Gutachter auszusprechen. Alle erforderlichen Unterlagen sind hierfür bei der 
BASt einzureichen. 
 

Feine Gesteinskörnungen (d  2 mm), die nach Teil2 der Alkali – Richtlinie, Ausgabe 2007 geprüft und 
überwacht werden müssen, dürfen nur verwendet werden, wenn sie in die Alkaliempfindlichkeitsklasse 
EI-O – EI-OF eingestuft sind und deren Überkornanteil nicht mehr als 10 M.-% beträgt. Das Zertifikat 
über die Einstufung in die Alkaliempfindlichkeitsklasse ist dem Gutachten für die grobe Gesteinskör-
nung beizufügen. 
 

Feine Gesteinskörnungen (d  2 mm) aus Gewinnungsstätten im Geltungsbereich der Alkali – Richtli-
nie, Ausgabe 2007, die nicht nach Teil 2 geprüft und überwacht werden müssen, dürfen ohne gutachter-
liche Beurteilung hinsichtlich Alkaliempfindlichkeit verwendet werden, wenn der Überkornanteil nicht 
mehr als 10M.-% beträgt. Bei einem Überkornanteil von mehr als 10 M.-% darf diese feine Gesteins-

körnung (d  4 mm verwendet werden, wenn ihre Unbedenklichkeit hinsichtlich einer schädigenden 
AKR nachgewiesen wurde. Hierfür ist ein Gutachten von einem anerkannten AKR – Gutachter vorzu-
legen. 
 
Feine Gesteinskörnungen aus Gewinnungsstätten außerhalb des Geltungsbereichs der Alkali – Richt-
linie, Ausgabe 2007, dürfen verwendet werden, wenn ihre Unbedenklichkeit hinsichtlich einer schädi-
genden AKR nachgewiesen wurde. Hierfür ist ein Gutachten von einem anerkannten AKR – Gutachter 
vorzulegen. 
 
Die Geltungsdauer für dieses Gutachten beträgt maximal vier Jahre. 
 
Der Nachweis, in dem die Unbedenklichkeit hinsichtlich der Vermeidung einer schädigenden AKR be-
stätigt wird, ist dem Auftraggeber spätestens sieben Tage vor dem Betonieren ergänzend zur Erstprü-
fung des für die Verwendung vorgesehenen Betons vom Auftragnehmer vorzulegen. Dieser Absatz gilt 
nur, wenn die Eignung der Gesteinskörnungen nicht bereits nachgewiesen wurde (s. Aufforderung zur 
Angebotsabgabe bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe). 
 
Die für die Erstellung der AKR – Gutachten anerkannten Einrichtungen sind der Internetseite 
www.bast.de zu entnehmen. Die Anerkennung weiterer AKR – Gutachter erfolgt durch das BMVBS 
bzw. die BASt. Sobald die Annerkennung des AKR – Gutachters erlischt, verlieren die entsprechenden 
Gutachten ihre Gültigkeit. 
 
Alle erforderlichen Unterlagen, Prüfergebnisse sowie Gutachten inklusive des Formblattes „Eignung 
von Gesteinskörnung bzw. von Betonzusammensetzungen für Betonfahrbahnendecken“ sind bis Beto-
nierbeginn von der zuständigen Auftragsverwaltung an folgende Adresse zu senden: 
 
Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt), 
Referat „Betonbauweisen, Lärmmindernde Texturen“,  
Brüderstraße 53, 51427 Bergisch Gladbach und / oder per E-Mail an AKR@bast.de 
 
Ebenfalls an diese Adresse sind die positiven Gutachterbeurteilungen zu senden, wenn die Gesteins-
körnungen auf der Liste nach (V3) geführt werden sollen. 
 
5.2.5. Änderungen bzw. Ergänzungen der TL Bitumen 

Entfällt 
 
5.2.6. Änderungen bzw. Ergänzungen der TL Asphalt StB 07/13 

Zu Abschnitt 2.2 Bindemittel  

Bei Verwendung von Viskositätsveränderten Bitumen müssen diese den „Technischen Lieferbedingun-
gen für gebrauchsfertige Viskositätsveränderte Bitumen“ (TL VBit-StB) entsprechen.  
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Zu Abschnitt 2.3 Zusätze 

Produkte zur Temperaturabsenkung aus 

• der „Erfahrungssammlung über die Verwendung von Fertigprodukten und Zusätzen zur Tempera-
turabsenkung von Asphalt“ der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt): („Erfahrungssammlung 
TA“, https://www.bast.de) in der aktuell gültigen Fassung, sind ohne weitere Einsatz-Nachweise für 
eine Verwendung zugelassen. Dies gilt nicht für die dort aufgeführten Zusätze. Diese Produkte sind 
in der Erstprüfung durch konkreten Verweis auf den Listeneintrag bei der BASt auszuweisen. 

 

Zu Abschnitt 3 „Anforderungen an Asphaltmischgut“ 

Die in den Tabellen 4 bis 8 der TL Asphalt-StB 07/13 aufgeführten Bindemittelarten und -sorten der 
TL Bitumen-StB gelten nicht. Stattdessen ist die Anlage zu dem ARS Nr. 13/2025 des BMV zu beach-
ten. 

Im Vorgriff auf das künftige Asphaltregelwerk gelten die resultierenden Bindemittelarten und -sorten in 
Abhängigkeit von der zu erwartenden Beanspruchung und vom Anwendungsfall eines der in der Ta-
belle 1 der Anlage „Einsatz und Erprobung von temperaturabgesenktem Asphalt bei der Herstellung 
von Verkehrsflächen“ zu dem ARS Nr. 13/2025 des BMV in eckigen Klammern zusammengeführten 
Bitumenpaares (z.B. [30/45 // 35/50 VL]). Als Bitumenpaar werden Bitumen nach den TL Bitumen-StB 
und nach den TL VBit-StB verstanden, deren Verwendung zu einem technisch gleichwertigen Asphalt-
mischgut führen. 

Die aufgeführten resultierenden Bindemittelarten und -sorten sind durch den Kennwert Äqui-Schermo-
dultemperatur gekennzeichnet. Hierbei sind auch zugegebenes Asphaltgranulat und/oder zugegebene 
Zusätze berücksichtigt. 

 

Zu Abschnitt 3.1.1 „Verwendung von Asphaltgranulat“ 

Der dritte und die folgenden Absätze werden durch die nachfolgenden ersetzt. 

Bei der Verwendung von Asphaltgranulat ist eine für den Einsatzbereich ausreichende Gleichmäßigkeit 
erforderlich. Die Gleichmäßigkeit ist mit Hilfe der Spannweite von Merkmalen bestimmter Kornanteile 
sowie des Bindemittelgehaltes und der Äqui-Schermodultemperatur des Bindemittels zu beurteilen. 

Bei Verwendung von Asphaltgranulat ist für die Berechnung der Äqui-Schermodultemperatur 
Tmix(G*=15kPa) folgende Gleichung anzuwenden: 

Tmix(G*=15kPa) = a∙*∙T1(G*=15kPa) + b * T2(G*=15kPa) 

Dabei sind: 

Tmix(G*=15kPa) berechnete resultierende Äqui-Schermodultemperatur des Bindemittels im Asphalt-
mischgut, 

T1(G*=15kPa) Äqui-Schermodultemperatur des aus dem Asphaltgranulat rückgewonnenen Binde-
mittels, 

T2(G*=15kPa) mittlerer Wert der Äqui-Schermodultemperatur der Sortenspanne des vorgesehenen 
Bitumens nach den TL Bitumen-StB, 

a und b Massenanteile des Bindemittels aus dem Asphaltgranulat (a) und des vorgesehenen 
Bitumens (b) mit a + b = 1. 

Bei mehr als einem eingesetzten Asphaltgranulat ergibt sich T1(G*=15kPa) als gewichtetes Mittel der 
jeweiligen Äqui-Schermodultemperaturen im Verhältnis der Massenanteile der jeweiligen Bindemittel 
der eingesetzten Asphaltgranulate. 

Bei Verwendung von Bitumen nach den TL VBit-StB sowie bei 45/80-65 A und 65/105-70 A ist die Äqui-
Schermodultemperatur TRück(G*=15kPa) und der Phasenwinkel δRück(G*=15kPa) des Gemisches durch 
Rückgewinnung experimentell im Labor zu bestimmen.  

Dabei sind TRück(G*=15kPa) und δRück(G*=15kPa) die am rückgewonnenen Bindemittel experimentell 
im Labor bestimmte resultierende Äqui-Schermodultemperatur bzw. der entsprechende resultierende 
Phasenwinkel des Bindemittels im Asphaltmischgut. Bei der Zugabe von Asphaltgranulat muss 
Tmix(G*=15kPa) bzw. TRück(G*=15kPa) des resultierenden Bindemittels innerhalb der Sortenspanne des 
geforderten Bitumens nach den TL Bitumen-StB oder den TL VBit-StB liegen. 

Hierzu kann entweder 

• ein Bitumen mit derselben Spezifikation wie das geforderte resultierende Bindemittel oder 

• ein Bitumen, das höchstens eine Sorte weicher ist als das geforderte resultierende Bindemittel ver-
wendet werden. 
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Ein weicheres Straßenbaubitumen als [70/100 // 50/80 VL] – mit Ausnahme von 160/220 bei Asphalt-
beton für Asphalttragschichten und für Asphalttragdeckschichten sowie Asphaltmischgutarten unter Be-
tondecken – oder ein weicheres Polymermodifiziertes Bitumen als [45/80-50 A // PmB 45/80 VL] darf 
nicht verwendet werden. 

Bei Asphaltbeton für Asphalttragschichten oder für Asphalttragdeckschichten kann entweder ein Bitu-
men mit derselben Spezifikation wie das geforderte resultierende Bindemittel oder ein Bitumen, das 
höchstens zwei Sorten weicher ist als das geforderte resultierende Bindemittel, verwendet werden. 

 

Zu Abschnitt 4.1.3 Prüfungen im Rahmen der Erstprüfung 

Unter Verwendung des ausgewählten gebrauchsfertigen Viskositätsveränderten Bitumens nach der Er-
fahrungssammlung TA der BASt oder des aufgeschäumten Bindemittels sind erweiterte Erstprüfungen 
am Bindemittel und Asphaltmischgut durchzuführen. Die erweiterten Erstprüfungen und die Ergebnisse 
der nachfolgend aufgeführten Prüfungen werden dem Auftraggeber als Anlage zum Eignungsnachweis 
informativ zur Verfügung gestellt: 

Bei Verwendung eines gebrauchsfertig Viskositätsveränderten Bitumens nach den TL VBit-StB: 

• Äqui-Schermodultemperatur T (G* = 15 kPa) in °C und zugehöriger Phasenwinkel in ° des rückge-
wonnenen resultierenden Bindemittels nach den TP Bitumen-StB, Teil 3 (BTSV) 

• Phasenübergangstemperatur des rückgewonnenen resultierenden Bindemittels mittels Dynami-
schem Scherrheometer nach den TP Bitumen-StB, Teil 5 (konstante Scherrate) 

• Prüfungen am Asphaltmischgut: 
 
Tabelle 9: Erweiterte Erstprüfungen 

Prüfung 
Asphalt- 

deckschichten 
aus SMA, AC 

Asphalt- 
binderschichten aus 
AC B S, AC B S SG, 

SMA B S 

Asphalt- 
tragschichten 

aus AC T S 

Einaxialer Druck-Schwellversuch zur 
Bestimmung des Verformungsverhal-
tens nach den TP Asphalt-StB, 
Teil 25 B 1 

X1) X - 

Angabe zum Tieftemperatur- verhal-
ten nach den TP Asphalt, Teil 46 A 
(Abkühlversuch TSRST) 

X X - 

Verformungsverhalten des einge-
setzten resultierenden Bindemittels 
nach TP Bitumen-StB, Teil 3 am 
langzeitgealterten (PAV) modifizier-
ten Bindemittel 

X X X 

1) nicht für Asphaltdeckschichten aus AC D DSH-V 

• Verdichtungstemperatur des Marshallprobekörpers  

Bei Verwendung der Schaumbitumentechnologie: 

• Äqui-Schermodultemperatur T (G* = 15 kPa) in °C des resultierenden Bindemittels (rechnerisch 
ermittelt analog zur bisherigen Vorgehensweise zur Bestimmung des rechnerischen resultierenden 
Erweichungspunkt Ring und Kugel nach den TL Asphalt-StB) 

• Prüfungen am Asphaltmischgut: 
Tabelle 10: 

Prüfung Asphalt 
deckschichten 
aus SMA, AC 

Asphalt 
binderschichten aus 
AC B S, AC B S SG, 

SMA B S 

Asphalttrag-
schichten aus 

AC T S  

Einaxialer Druck-Schwell-versuch zur 
Bestimmung des Verformungsverhal-
tens nach den TP Asphalt-StB, 
Teil 25 B 1 

X1) X - 
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Angabe zum Tieftemperatur- verhal-
ten nach den TP Asphalt, Teil 46 A 
(Abkühlversuch TSRST) 

X X - 

1) nicht für Asphaltdeckschichten aus AC D DSH-V 

 

Zu Abschnitt 4.1.4 Erstprüfungsbericht 

Im Erstprüfungsbericht sind folgende zusätzliche Angaben erforderlich: 

• Angabe zum Verfahren der Temperaturabsenkung 

• Art und Sorte des frisch zugegebenen Bitumens 

• Verdichtungstemperatur des Marshallprobekörpers  

• Ergebnisse der zusätzlichen Prüfungen nach Abschnitt 4.1.3 

• Bei Verwendung eines gebrauchsfertig Viskositätsveränderten Bitumens nach TL VBit-StB: 
o Art und Sorte des resultierenden Bindemittels 

• Bei Verwendung der Schaumbitumentechnologie: 
o Art und Sorte des resultierenden Bindemittels 

 

5.3. ÄNDERUNGEN BZW. ERGÄNZUNGEN ZU DEN ZUSÄTZLICHEN TECHNI-

SCHEN PRÜFBEDINGUNGN 

 

5.4. ÄNDERUNGEN BZW. ERGÄNZUNGEN ZU DEN ZUSÄTZLICHEN TECHNI-

SCHEN VERTRAGSBEDINGUNGEN 

 

5.4.1. Änderungen bzw. Ergänzungen zu den ZTV Asphalt-StB 07/13 

 
Abschnitt 1.3 (Baugrundsätze) 

Die ausgeschriebenen resultierenden Bindemittelarten und –sorten sind durch den Kennwert Äqui-
Schermodultemperatur gekennzeichnet. Hierbei sind auch das ggf. zugegebene Asphaltgranulat 
und/oder Naturasphalt und/oder zugegebene Zusätze zu berücksichtigen. Weitere Merkmale oder Ei-
genschaften nach den TL Bitumen-StB 25 bzw. den TL VBit-StB sind über die Bezeichnung resultie-
rende Bindemittelarten und –sorten nicht abgedeckt. Die Prüfung der Anforderungen an das rückge-
wonnene Bindemittel erfolgt damit nicht mehr durch Prüfung des Erweichungspunkts Ring und Kugel, 
sondern durch die Bestimmung der Äqui-Schermodultemperatur. 

 

Die Ermittlung der Äqui-Schermodultemperatur am resultierenden und rückgewonnenen Bindemittel ist 
nach den „TP Bitumen StB-25 Teil 3: Prüfung im Dynamischen Scherrheometer (DSR) – Bitumen-Ty-
pisierungs-Schnellverfahren (BTSV)“ durchzuführen. 

 
Wenn die Asphalttragschicht einlagig ausgeschrieben ist, wird bei einem zweilagigen Einbau ein ggf. 
erforderliches Reinigen der Oberfläche der ersten Lage und/oder ein Ansprühen vor dem Einbau der 
zweiten Lage nicht gesondert vergütet. 
 
Abschnitt 2.1 (Gesteinskörnungen) 

Feine und grobe Gesteinskörnungen aus Kalkstein sind in Asphaltdeckschichten und als Abstreumate-
rial für Fahrbahnen (außer Rad- und Gehwege) nicht zugelassen.  
Hiervon ausgenommen sind feine und grobe Gesteinskörnungen aus Alpiner Moräne. 
Feine Gesteinskörnungen aus Grauwacke mit einem Gehalt an Feinanteilen > 12,0 M.-% sind in As-
phaltdeck- und -binderschichten nicht zugelassen. 
 
Für Asphaltdeckschichten und -binderschichten ist Kalksteinfüller zu verwenden. Für Asphaltdeck-
schichten aus Walzasphalt und Asphaltbinderschichten ist in Kombination mit groben Gesteins-
körnungen aus Diabas die Verwendung von Diabas-Füller zugelassen. 
 
Abstreumaterial für Gussasphalt muss der Kategorie FI15 (Anforderung an die Plattigkeitskennzahl) 
entsprechen. Die Prüfung der Lieferkörnung erfolgt nach den TP Gestein-StB, Teil 4.3.3. 
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Die Lieferkörnungen 2/3 und 2/4 müssen, abweichend von Tabelle 3 der ZTV Asphalt-StB 07/13, 
einen Unterkornanteil ≤ 5,0 M.-% enthalten. Das Abstreumaterial muss trocken und streufähig 
sowohl auf der Baustelle angeliefert als auch bis zur Übergabe in die Einbaubohle vorgehalten 
werden. 
 
Gesteinskörnungen für Asphaltbinderschichten AC 16 B S für Verkehrsflächenbefestigungen der Be-
lastungsklasse Bk3,2 müssen in Bezug auf den Widerstand gegen Zertrümmerung der Kategorie SZ18 
bzw. der Kategorie LA20 entsprechen. 
 
Abschnitt 2.3.1 (Asphaltmischgut – Allgemeines) 

Abweichend zu Tabelle 4 der TL Asphalt-StB 07/13 gilt folgendes: 

AC 22 T S: Für den Siedurchgang bei 16 mm gilt ein Maximalwert von 85 M.-%. 

Mindest-Bindemittegehalt: 

o AC 32 / 22 T S: Bmin 4,0 
o AC 16 T S: Bmin 4,2 

AC 32 / 22 / 16 T S: 

- Minimaler Hohlraumgehalt MPK: Vmin 4,0 
- Maximaler Hohlraumgehalt MPK: Vmax 6,0 

 
Bei der Verwendung von sauren Gesteinen (z.B. Grauwacke, Quarzit) in Verbindung mit Straßenbau-
bitumen ist bei Asphaltdeck- und Binderschichten aus Walzasphalt 1,5 M.-% Kalkhydrat als Haftver-
besserer zuzugeben. Bei der Verwendung von polymermodifiziertem Bitumen in Verbindung mit sauren 
Gesteinen ist ein Haftverbesserer nicht erforderlich. Für Asphaltdeckschichten aus Offenporigem As-
phalt gilt hiervon abweichend, dass grundsätzlich bei der Verwendung von sauren Gesteinen bzw. Ge-
steinskörnungen mit quarzitischen Bestandteilen gebrauchsfertige Bindemittel mit werksseitig zugege-
benen Haftverbesserern einzusetzen sind. Kalkhydrat ist für den Einsatz in Asphaltdeckschichten aus 
Offenporigem Asphalt ausgeschlossen. 
 
Asphaltgranulat darf in Asphaltdeckschichten aus Gussasphalt nicht verwendet werden. 
Asphaltgranulat darf in Asphaltdeckschichten aus Asphaltbeton bis zu einer maximalen Zugabemenge 
von 20 M.-% verwendet werden. 
 
Abschnitt 2.3.2 (Eignungsnachweis) 

Der Auftragnehmer muss an Asphaltmischgut für Deck- und Asphaltbinderschichten für Straßen der 
Belastungsklassen Bk100 bis Bk3,2 die im Abschnitt 3.12.1 angegebenen weitergehende Untersu-
chungen und Anforderungen beachten und im Eignungsnachweis angeben. 
 
Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber den Eignungsnachweis spätestens 7 Arbeitstage vor Beginn 
der Herstellung des Asphaltmischgutes vorzulegen. 
 
Bei Verwendung von Asphaltgranulat ist dem AG mit dem Eignungsnachweis die Klassifizierung des 
Asphaltgranulates nach TL AG-StB und die Ermittlung der Zugabemenge gemäß TL Asphalt-StB vor-
zulegen. 
 
Die Bezeichnung und Beschreibung der Gesteinskörnungen gemäß der TL Gestein-StB 04 (Ausgabe 
2004/ Fassung 2018) ist auf Verlangen vorzulegen. Hierbei ist die Identifizierbarkeit anhand folgender 
Angaben zu gewährleisten: 

- Vorkommen und Hersteller – bei Zwischenlagerung sind sowohl das Vorkommen als auch 
das Lager anzugeben, 

- Art der Gesteinskörnung, 
- Korngruppe/Lieferkörnung, 
- Anforderungskategorien bzw. angegebene Werte. 

 
Der Auftragnehmer muss an Asphaltmischgut für Asphaltdeck- und -binderschichten für Straßen der 
Belastungsklassen Bk100 bis Bk3,2 weitergehende Prüfungen durchführen und im Eignungsnachweis 
angeben: 

- Für Splittmastixasphalt und Asphaltbeton für Asphaltdeckschichten sowie für  
- Asphaltbinderschichten ist der Spurbildungsversuch durchzuführen. 
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- Für Gussasphalt ist die dynamische Stempeleindringtiefe zu prüfen. 
- Für Gussasphalt mit viskositätsveränderten Bindemitteln bzw. mit viskositätsverändernden 

Zusätzen sind Prüfungen gemäß Anhang 2 des Merkblattes für Temperaturabsenkung von 
Asphalt, Ausgabe 2011 (Bezugsquelle: FGSV) durchzuführen. 
 

Der Eignungsnachweis muss Angaben zu den Bitumeneigenschaften „Äquischermodultemperatur“ und 
„zugehörigem Phasenwinkel“ des zum Einsatz kommenden Frischbindemittels enthalten. Je nach 
Bitumensorte müssen diese Eigenschaften innerhalb der Sortenspannen der im Abschnitt 3.5.1 
enthaltenen Tabellen „Verformungseigenschaften von Straßenbaubitumen“ bzw. 
„Verformungseigenschaften von Elastomermodifizierten Bitumen (PmB A)“ liegen. 
 

Abschnitt 2.3.4 „Transport von Asphaltmischgut“ 

Temperaturgrenzwerte und Transport von Asphaltmischgut: 

Ergänzend zu den ZTV Asphalt-StB 07/13, Abschnitt 2.3.4 sind folgende Anforderungen zu erfüllen. 
Die Tabelle 5 der ZTV Asphalt-StB 07/13 entfällt und wird wie folgt ersetzt: 

Der Transport erfolgt in thermoisolierten Transportmulden (mit Thermoisolierung der Stirn- und Seiten-
flächen sowie des Muldenbodens bei einem Wärmedurchgangswiderstand R ≥ 1,65 m²K/W bei 20°C) 
mit einer Abdeckvorrichtung oder in geschlossenen Thermobehältern. 

Gussasphalt ist in fahrbaren Rührwerkskesseln ständig zu rühren. Es sind nur Rührwerkskessel mit 
einem fernbedienbaren Auslass zu verwenden. 

Die Temperatur des Asphaltmischgutes muss folgende Grenzwerte einhalten: 

• Asphaltmischgut für Asphalttragschichten, Asphalttragdeckschichten und Asphaltbinder-
schichten und Asphaltausgleichsschichten: 130 °C bis 150 °C 

• Asphaltmischgut für Asphaltdeckschichten und Asphaltzwischenschichten aus Walzas-
phalt: 140 °C bis 155 °C (bei Schichtdicken < 3,0 cm bis 165 °C, ausgenommen Kompakte 
Asphaltbefestigungen) 

• Gussasphalt: 200 °C bis 230 °C. 
Beim Walzasphalt gilt die Temperaturspanne beim Abkippen vom LKW in den Kübel des Straßenferti-
gers bzw. des Beschickers. Beim Gussasphalt gilt die Temperaturspanne beim Verlassen des Rühr-
werkskessels. 

Bei der Herstellung des Asphaltmischgutes für Walzasphalte dürfen die oberen Grenzwerte um bis zu 
5 K überschritten werden, um ggf. auftretende Temperaturverluste bis zum Einbau zu berücksichtigen. 

 

Abschnitt 3.1 (Ausführung - Allgemeines) 

Deckschichten sind grundsätzlich mit gestaffelt fahrenden Fertigern heiß an heiß oder mit einem Ferti-
ger in ganzer Fahrbahnbreite einzubauen. Ist dies nicht möglich, sind die Arbeitsnähte unmittelbar ne-
ben der späteren Längsmarkierung herzustellen, sofern nicht zwingende Gründe dagegen sprechen. 
 
Für Asphalttragschichten aus AC 16 T S / N / L gilt (unabhängig von der Art der Unterlage) die Anfor-
derung an den Verdichtungsgrad der fertigen Schicht ≥ 98 %. 
 
Abschnitt 3.4.3 (Herstellen von Asphalttragschichten - Baustoffgemische) 

Der 1. Absatz von Abschnitt 3.4.3 gilt nicht für Asphalttragschichtmischgut, das als Unterlage für eine 
Betonfahrbahndecke dient.  
 
Abschnitt 3.1 – Ausführung – Allgemeines 

Deckschichten sind grundsätzlich mit gestaffelt fahrenden Fertigern heiß an heiß oder mit einem Ferti-
ger in ganzer Fahrbahnbreite einzubauen. Ist dies nicht möglich, sind die Arbeitsnähte unmittelbar ne-
ben der späteren Längsmarkierung herzustellen. 

Für Asphalttragschichten aus AC 16 T S / N / L gilt (unabhängig von der Art der Unterlage) die Anfor-
derung an den Verdichtungsgrad der fertigen Schicht ≥ 98 %. 

Abschnitt 3.4.3 – Herstellen von Asphalttragschichten – Baustoffgemische 

Der 1. Absatz von Abschnitt 3.4.3 gilt nicht für Asphalttragschichtmischgut, das als Unterlage für eine 
Betonfahrbahndecke dient. 
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Abschnitt 3.4.4 – Herstellen von Asphalttragschichten – Schichteigenschaften 

Für Asphalttragschichten aus AC 16 T S / N / L gilt (unabhängig von der Art der Unterlage) die Anfor-
derung an den Verdichtungsgrad der fertigen Schicht ≥ 98 %. 

Für den Hohlraumgehalt der fertigen Schicht von Asphalttragschichten aus AC 32 / 22 / 16 T S gilt die 
Anforderung ≤ 8,0 Vol.-%. 

Abschnitt 3.9.1 – Herstellen von Asphaltdeckschichten aus Gussasphalt – Allgemeines 

Die Herstellung von Asphaltdeckschichten aus Gussasphalt darf nur auf einer vollständig trockenen 
Unterlage erfolgen. Die Oberflächentemperatur der trockenen Unterlage muss mindestens 3 K über der 
Taupunkttemperatur der umgebenden Luft liegen. 

Die Herstellung erfolgt grundsätzlich – mit Ausnahme von Kleinflächen/Flickstellen, z.B. im Rahmen 
von Jahresverträgen – maschinell. Dies gilt auch für Vorlegestreifen und Rinnen. Hierbei sind nur Ein-
baugeräte zu verwenden die über eine automatische Nivelliereinrichtung verfügen. 

Abschnitt 3.9.5 (Herstellen von Asphaltdeckschichten aus Gussasphalt – Bearbeiten der Ober-
fläche) 

Die Temperatur des Abstreumaterials für das Verfahren A muss zum Zeitpunkt der Verarbeitung min-
destens 120 °C, die für das Verfahren B mindestens 150 °C betragen. 
Das Abstreumaterial für die Verfahren A und B muss am Tag des Einbaues bis zum Zeitpunkt der 
Übergabe in die Einbaubohle in thermoisolierten Fahrzeugen auf der Baustelle vorgehalten werden. 
 
Bei der Herstellung einer gewalzten Oberflächenstruktur (Verfahren A) ist sicherzustellen, dass die 
Gummiradwalzen bis auf wenige Meter an den Splittstreuer heranfahren. 
Glattmantelwalzen sind bei einer Mindesttemperatur von 100 °C der eingebauten Schicht einzusetzen.  
 
Abschnitt 3.10.1 – Herstellen von Asphaltdeckschichten aus Offenporigem Asphalt – Allgemei-
nes 

Die vollständige Auflösung bzw. Homogenisierung der stabilisierenden Zusätze ist von besonderer Be-
deutung. Im Rahmen der Kontrollprüfungen wird dieses augenscheinlich überprüft. 
 

Abschnitt 3.10.4 – Herstellen von Asphaltdeckschichten aus Offenporigem Asphalt – Baustoff-
gemische 

Gesteinskörnungen 
- Eigenfüller darf nicht zugegeben werden. 
- Lieferkörnung 5/8 

o Der Unterkornanteil der Lieferkörnung 5/8 darf höchstens 8 M.-% betragen. 
- Stahlwerksschlacken sind von der Verwendung ausgeschlossen. 
 
Abschnitt 4.1. „Grenzwerte und Toleranzen – Asphaltmischgut“ 

Die Äqui-Schermodultemperatur T(G*=15 kPa) des aus dem Asphaltmischgut rückgewonnenen Binde-
mittels darf die in der nachfolgenden Tabelle 11 angegebenen unteren Grenzwerte nicht unterschreiten 
und die oberen Grenzwerte nicht überschreiten. 

Tabelle 11: Grenzwerte für Äqui-Schermodultemperatur T(G*=15kPa) bei 1,59 Hz des aus dem As-
phaltmischgut rückgewonnenen Bindemittels 

Straßenbaubitumen Polymermodifiziertes Bitumen 

Sorte 
unterer 

Grenzwert in 
°C 

oberer Grenz-
wert in 

°C 
Sorte 

unterer 
Grenzwert in 

°C 

oberer Grenz-
wert in 

°C 

70/100 43 59 45/80-50 A 44 64 

50/70 46 62 25/55-55 A 48 70 

30/45 52 68 10/40-65 A 56 76 

20/30 55 71 45/80-65 A 48 66 

   65/105-70 A 43 61 
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Diese Grenzwerte gelten sowohl für die sortenreine Verwendung von Straßenbaubitumen oder Poly-
mermodifizierten Bitumen nach den TL Bitumen-StB als auch bei der Mitverwendung von Asphaltgra-
nulat. Bei Einhaltung der Grenzwerte ist der Erweichungspunkt Ring und Kugel nicht maßgeblich. Eine 
Unter- oder Überschreitung der Grenzwerte nach Tabelle 3 stellt keinen Mangel dar, wenn die in der 
nachfolgenden Tabelle 4 (Nummerierung?)  aufgeführten Grenzwerte für den Erweichungspunkt Ring 
und Kugel eingehalten werden. 

Die Tabelle 16 der ZTV Asphalt-StB 07/13 wird durch folgende Tabelle 12 ersetzt: 

Tabelle 12: Grenzwerte für den Erweichungspunkt Ring und Kugel des aus dem Asphaltmischgut rück-
gewonnenen Bindemittels 

Straßenbaubitumen Polymermodifiziertes Bitumen 

Sorte 
unterer 

Grenzwert in 
°C 

oberer Grenz-
wert in 

°C 
Sorte 

unterer 
Grenzwert in 

°C 

oberer Grenz-
wert in 

°C 

70/100 43 59 45/80-50 A 48 66 

50/70 46 62 25/55-55 A 53 71 

30/45 52 68 10/40-65 A 63 81 

20/30 55 71 45/80-65 A *) 

   65/105-70 A *) 

*) bezogen auf den Wert des Eignungsnachweises ± 8 K 

Bei Verwendung von Bitumen nach den TL VBit-StB oder bei Verwendung von viskositätsverändern-
den, organischen Zusätzen darf die Äqui-Schermodultemperatur T(G*=15 kPa) des rückgewonnenen 
Bindemittels die im Eignungsnachweis angegebene Äqui-Schermodultemperatur T(G*=15 kPa) um 
nicht mehr als 8 K über- oder unterschreiten. 

Bei Verwendung von Bitumen nach den TL VBit-StB oder von viskositätsverändernden, organischen 
Zusätzen werden keine Anforderungen an die elastische Rückstellung des rückgewonnenen Bindemit-
tels gestellt. 

 
Abschnitt 4.2.5 (Ebenheit) 

Wenn für den Einbau der Deckschicht ein Beschicker gefordert ist und auch die darunter liegende As-
phaltbinderschicht erneuert bzw. hergestellt wird, gilt für die Unebenheit innerhalb einer 4 m langen 
Messstrecke abweichend von Tabelle 25 der ZTV Asphalt-StB 07/13 für Asphaltdeckschichten aus  
AC D und SMA der Grenzwert ≤ 3 mm. 
 
Abschnitt 4.2.6 (Griffigkeit) 

Die Griffigkeitsmessungen erfolgen auf zweibahnigen Straßen bei einer Messgeschwindigkeit 
von 80 km/h. Auf einbahnigen Straßen ist die Messgeschwindigkeit i. d. R. 60 km/h. 
Die Messgeschwindigkeit kann innerhalb einer Baumaßnahme aufgrund der Streckencharakte-
ristik unterschritten werden (z. B. enge Kurven). Sie wird in diesen Fällen auf volle 100-m-Ab-
schnitte konstant gehalten, damit eine 100-m-Mittelwertbildung möglich ist. 
 
Abschnitt 5.2 (Eigenüberwachungsprüfungen) )  

Die Protokolle aller Eigenüberwachungsprüfungen im Zuge des Einbaus von Asphaltdeckschicht-
mischgut sind dem Auftraggeber innerhalb von 7 Arbeitstagen nach Einbau vorzulegen. 
 
Beim Einbau des temperaturabgesenkten Asphaltes sind während des gesamten Einbauzeitraums 
durch den Auftragnehmer im Rahmen der Eigenüberwachung folgende Messungen durchzuführen und 
zu dokumentieren:  

• Wetter (mindestens stündlich), 

• Lufttemperatur (Messung in 2 Metern Höhe und Temperatur der Unterlage); mindestens stündlich, 

• Windgeschwindigkeit und -richtung (mindestens stündlich oder kontinuierlich), 

• Relative Luftfeuchte (mindestens stündlich oder kontinuierlich), 

• Temperatur des angelieferten Asphaltmischguts bei jedem Entladevorgang im Beschicker- und Fer-
tigerkübel, 

• Zunahme der Verdichtung von Beginn bis zum Ende des Asphalteinbaus mittels Aufsetz-Sonde 
(Elektromagnetische Messung (PQI Sonde) oder Radioaktive Messung (Isotopensonde)), 
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• Dokumentation der aufgebrachten Bitumenemulsion unmittelbar vor der Überbauung (Art und An-
sprühmenge der eingesetzten Bitumenemulsion, angesprühte Unterlage je Einbaubahn, Lage der 
Einbaubahn, Station, Datum/Uhrzeit und Foto). 

 
Abschnitt 5.4.1 „Prüfverfahren – Allgemeines“ 

Die Ermittlung der Äqui-Schermodultemperatur am resultierenden und rückgewonnenen Bindemittel ist 
nach den „TP Bitumen StB-25 Teil 3: Prüfung im Dynamischen Scherrheometer (DSR) – Bitumen-Ty-
pisierungs-Schnellverfahren (BTSV)“ durchzuführen. 

 
Abschnitt 5.4.5 (Ebenheit) 
 
Es gelten zusätzlich die TP Eben Berührungslose Messungen für den Bauvertrag, Ausgabe 2025.  
 
In Anlehnung an das Allgemeine Rundschreiben Straßenbau (ARS) Nr. 5/2025 des BMDV vom 
11.02.2025 werden auf allen Fahrbahnen und dem Standstreifen der durchgehenden Strecke die bau-
vertraglichen Kontrollprüfungen für die Ebenheitsmessungen in Längsrichtung berührungslos gemäß 
TP Eben Berührungslose Messungen für den Bauvertrag, Ausgabe 2025 durchgeführt. Die Messungen 
erfolgen ggf. mehrere Wochen nach Verkehrsfreigabe. 
 
Im Bereich von Rampenfahrbahnen, Nebenflächen oder kleinen Baumaßnahmen erfolgt die Ebenheits-
messung weiterhin mit berührenden Messverfahren gemäß TP Eben, Teil: Berührende Messungen, 
Ausgabe 2017. 
 
Die Messung erfolgt mit einem Abstand von 0,70 m von der jeweils rechten Randmarkierung bzw. von 
einer sonstigen Begrenzungslinie des rechten Randes, wenn kein anderes Maß im Bauvertrag festge-
legt ist. Dies gilt sowohl für die berührenden Ebenheitsmessverfahren als auch für die berührungslose 
Ebenheitsmessung. Die Regelung zur Messung der Längsebenheit in der Mitte der Fahrbahn gemäß 
Abschnitt 5.4.5 der ZTV Asphalt-StB 07/13 gilt nicht. 
 
Es gelten weiterhin die Grenzwerte für die Ebenheit der jeweiligen ZTV bzw. den Vorgaben dieses 
Bauvertrages zur Beurteilung der mangelfreien Leistung. Die Auswertung erfolgt bei der berührungslo-
sen Ebenheitsmessung durch die Simulation der gleitenden Richtlatte. Zusätzliche Kontrollprüfungen, 
Schiedsuntersuchungen oder Wiederholungen von Kontrollprüfungen werden mit demselben Messver-
fahren durchgeführt, mit dem die ursprüngliche Kontrollprüfung vorgenommen wurde.  
 
Unabhängig hiervon erfolgt im Rahmen der Kontrollprüfungen gleichzeitig die Auswertung mit dem 
WLP. Die entsprechenden Ergebnisse werden dem AN zur Erfahrungssammlung vom AG zur Verfü-
gung gestellt. Hieraus werden keine vertraglichen Konsequenzen abgeleitet. 
 
Abschnitt 6.1 (Behandlung von Mängeln) 

Nach der Durchführung einer griffigkeitsverbessernden Maßnahme werden in einem jährlichen Zyklus, 
bis zum Zeitpunkt der Verjährungsfrist für Mängelansprüche, SKM-Messungen vom AG durchgeführt, 
um den Wirkungsgrad der durchgeführten griffigkeitsverbessernden Maßnahme zu dokumentieren. Die 
Kosten für diese SKM-Messungen trägt der AN.  
 
Abschnitt 7.2.2 (Einbaudicke) 

Wenn bei kleineren Baumaßnahmen, für die die Ermittlung der Einbaudicke an Bohrkernen erfolgt, bei 
einem Bohrabstand von 50 Metern keine 20 Bohrkerne anfallen, ist die hierbei erreichbare Anzahl zu-
grunde zu legen, mindestens jedoch 3 Bohrkerne. 
 
Die Einbaudicke von Gussasphaltdeckschichten mit gewalzter Oberflächenstruktur nach Verfahren A 
der ZTV Asphalt-StB 07/13 wird beim Aufmaß über die obersten Splittspitzen gemessen. 
Die vorhandene Rautiefe wird durch Reduzierung der gemessenen Einbaudicke um 2 mm berücksich-
tigt. In Ausnahmefällen kann der Auftragnehmer in Anwesenheit des Auftraggebers die Rautiefe mit 
dem Sandflächenverfahren vor Ort nachweisen. 
Bei Gussasphaltdeckschichten mit Oberflächenstruktur nach Verfahren B der ZTV Asphalt-StB 07/13 
wird bei der Ermittlung der Einbaudicke keine Rautiefe abgezogen. 
 
Abschnitt 7.3.2 (Abrechnung nach Einbaumenge) 
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Wird nach der Leistungsbeschreibung ein flächenbezogenes Einbaumenge (kg/m2) für einzelne Schich-
ten gefordert, so sind die erreichten Einbaugewichte der Einzelschichten mit Wiegescheinen nachzu-
weisen. Zusammen mit den Wiegescheinen ist eine Zusammenstellung der Wiegescheine für je 3.000 
m2 Einbaufläche oder für eine Tagesleistung zu übergeben, aus der ersichtlich ist, in welchen Teilab-
schnitten das Mischgut der Einzelschicht eingebaut wurde. 
 
Leistungspositionen, die nach flächenbezogenem Einbaugewicht abgerechnet werden, beziehen sich 
auf eine Mischgutrohdichte von ca. 2,5 g/cm³. Der Einsatz von höheren Mischgutrohdichten kann zu 
Fehlmengen führen. Diese Fehlmengen sind vom AN auszugleichen und werden nicht gesondert ver-
gütet. 
 

5.4.2. Änderungen bzw. Ergänzungen zu den ZTV Beton-StB 07 

 
Abschnitt 1.3.2.6.4 (Ebenheit) 

Es gelten die TP Eben Berührungslose Messungen für den Bauvertrag, Ausgabe 2025.  

In Anlehnung an das Allgemeine Rundschreiben Straßenbau (ARS) Nr. 5/2025 des BMDV vom 
11.02.2025 werden auf allen Fahrbahnen und dem Standstreifen der durchgehenden Strecke die bau-
vertraglichen Kontrollprüfungen für die Ebenheitsmessungen in Längsrichtung berührungslos gemäß 
TP Eben Berührungslose Messungen für den Bauvertrag, Ausgabe 2025 durchgeführt. Die Messungen 
erfolgen ggf. mehrere Wochen nach Verkehrsfreigabe. 

Im Bereich von Rampenfahrbahnen, Nebenflächen oder kleinen Baumaßnahmen erfolgt die Ebenheits-
messung weiterhin mit berührenden Messverfahren gemäß TP Eben, Teil: Berührende Messungen, 
Ausgabe 2017. 

Die Messung erfolgt mit einem Abstand von 0,70 m von der jeweils rechten Randmarkierung bzw. von 
einer sonstigen Begrenzungslinie des rechten Randes, wenn kein anderes Maß im Bauvertrag festge-
legt ist. Dies gilt sowohl für die berührenden Ebenheitsmessverfahren als auch für die berührungslose 
Ebenheitsmessung. Die Regelung zur Messung der Längsebenheit in der Mitte der Fahrbahn gemäß 
Abschnitt 5.4.5 der ZTV Asphalt-StB 07/13 gilt nicht. 

Es gelten weiterhin die Grenzwerte für die Ebenheit der jeweiligen ZTV bzw. dieses Bauvertrages zur 
Beurteilung der mangelfreien Leistung. Die Auswertung erfolgt bei der berührungslosen Ebenheitsmes-
sung durch die Simulation der gleitenden Richtlatte. Zusätzliche Kontrollprüfungen, Schiedsuntersu-
chungen oder Wiederholungen von Kontrollprüfungen werden mit demselben Messverfahren durchge-
führt, mit dem die ursprüngliche Kontrollprüfung vorgenommen wurde.  

Unabhängig hiervon erfolgt im Rahmen der Kontrollprüfungen gleichzeitig die Auswertung mit dem 
WLP. Die entsprechenden Ergebnisse werden dem AN zur Erfahrungssammlung vom AG zur Verfü-
gung gestellt. Hieraus werden keine vertraglichen Konsequenzen abgeleitet. 

 
Abschnitt. 2 (Tragschichten mit hydraulischen Bindemitteln 

Die Verwertung von pechhaltigen Straßenausbaustoffen in Tragschichten mit hydraulischen Bindemit-
teln ist nicht zugelassen. 
 
Abschnitt 2.2.5.1 und 2.3.3.1 (Eigenüberwachungsprüfungen) 

Die Mindestanzahl der Eigenüberwachungsprüfungen in der „Zusammenstellung der Mindestanzahl 
der vom Auftragnehmer als Eigenüberwachungsprüfung vorzulegende Verdichtungsnachweise“ ist 
maßgebend für den Verdichtungsnachweis. Wenn die vorgenannte Zusammenstellung nicht ausgefüllt 
wurde oder in der Leistungsbeschreibung nicht enthalten ist, gilt die in den ZTV Beton-StB vorgesehene 
Anzahl der Eigenüberwachungsprüfungen. 
 
Abschnitt 3.2 (Baustoffe, Beton) 

Rezyklierte Gesteinskörnungen sind als Zuschlag für Fahrbahndecken aus Beton nicht zugelassen. 
Hiervon ausgenommen sind Gesteinskörnungen aus aufbereitetem Gleisschotter. 
 
Kalkstein ist als Zuschlag für den Oberbeton, bei einschichtiger Bauweise für den gesamten Beton, 
nicht zugelassen. Hiervon ausgenommen sind feine und grobe Gesteinskörnungen aus Alpiner Moräne. 
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Abschnitt 3.3.1 (Herstellen der Betondecke) 

Der Mehraufwand für das Herstellen von Handfeldern im Bereich von Aufweitungen oder Verengungen 
der Randstreifen, der Stand- und Mehrzweckstreifen sowie der Fahrstreifen und evtl. das Herstellen 
der Felder am Anfang und Ende der Baustrecke von Hand, wird nicht gesondert vergütet. 
In Beschleunigungs- und Verzögerungsstreifen sind keine Längsfugen zulässig. 
 
Abschnitt 3.3.1.6.1 (Entfernen des Oberflächenmörtels) 

Die mittlere Rautiefe der Betonoberfläche muss zwischen 0,6 mm und 1,1 mm betragen. 
 
Abschnitt 3.3.2 (Herstellen der Fugenkerben) 

Bei der Verwendung von heiß verarbeitbaren Fugenmassen ist der Fugenspalt (Kammerschnitt) mög-
lichst spät (mind. 14 Tage) nach dem Kerbschnitt herzustellen. 
 
Abschnitt 3.5.1 (Eigenüberwachungsprüfungen) 

Der Zementgehalt ist dem Auftraggeber im Rahmen der Eigenüberwachungsprüfungen des Auftrag-
nehmers nachzuweisen. Bei Bezug des Betons aus Transportbetonwerken kann dies anhand der An-
gaben auf den ausgedruckten Liefernachweisen/Lieferscheinen erfolgen. 
 

5.4.3. Änderungen bzw. Ergänzungen zu den ZTV BEA-StB 09/13 

 
Abschnitt 1.3.2 (Unterlage) 

Wenn Hochdruckreinigungsgeräte zum Reinigen der Unterlage mit einer Wasch-/Sauganlage gefordert 
sind, muss entweder die Sauganlage unmittelbar in die Hochdruckreinigungseinheit integriert sein (z.B. 
„Drehjet“-Verfahren) oder in Fahrtrichtung die letzte Einheit darstellen.  

 
Abschnitt 3.2.1 (Fräsen der Unterlage) 

Die Katalognummer 005 „Asphalt fräsen“ des „Standardleistungskataloges für den Straßen- und Brü-
ckenbau“, Leistungsbereich 113 „Asphaltbauweisen“, bezeichnet ein „Standardfräsen“ und ist mit einer 
Fräswalze durchzuführen, die einen Schnittlinienabstand von 15 mm erzeugt. 

Die Katalognummer 008 „Asphalt feinfräsen“ des „Standardleistungskataloges für den Straßen- und 
Brückenbau“, Leistungsbereich 113 „Asphaltbauweisen“, bezeichnet ein „Feinfräsen“ und ist mit einer 
Fräswalze durchzuführen, die einen Schnittlinienabstand von max. 8 mm erzeugt. 
 
Abschnitt 4.2 (Grenzwerte und Toleranzen – Asphaltschichten) 

Grundsätzlich darf bei der Prüfung des Schichtenverbundes zwischen einer Asphaltschicht und einer 
gefrästen Unterlage die maximale Scherkraft den Wert von 12 kN nicht unterschreiten. 

 

5.4.4. Änderungen bzw. Ergänzungen zu den ZTV E-StB 17 

 
Abschnitt 1.4. (Baustoffe) 
Wenn der Einbau von Boden mit Fremdbestandteilen nach Abschnitt 1.4.4 zulässig ist, gelten hierfür 
die Regelungen gemäß Abschnitt 2.3 der TL BuB E-StB analog.  

 
Abschnitt 1.6.4 (Eigenüberwachungsprüfungen) 
Die Ergebnisse der Probeverdichtung und die Arbeitsanweisung sind unverzüglich nach Durchführung 
der Versuche dem Auftraggeber zu übergeben. 
 
Die geplante Durchführung der Eigenüberwachungsprüfung zum Nachweis der erzielten Verdichtung 
bzw. des Verformungsmoduls auf dem Planum ist dem Auftraggeber rechtzeitig vor der Durchführung 
der Versuche (mindestens 24 Stunden vor Durchführung) bekannt zu geben. 
 
Die Versuche muss ein in den Untersuchungsmethoden der Bodenmechanik geschulter Techniker oder 
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ein Baustoffprüfer (Fachrichtung Boden) des Auftragnehmers durchführen. 
 
Die Ergebnisse der Eigenüberwachungsprüfungen mit dem dazugehörigen Versuchsprotokoll sind un-
verzüglich nach Durchführung der Versuche dem Auftraggeber zu übergeben, damit das Prüflos durch 
den Auftraggeber angenommen bzw. zurückgewiesen werden kann. Das Tagesprotokollheft ist dem 
Auftraggeber vorzulegen.   
 
Zusammen mit diesen Unterlagen ist dem Auftraggeber eine Liste entsprechend dem Muster nach An-
lage „Verdichtungswerte“ über die durchgeführten Versuche vorzulegen.  
 
Abschnitt 1.9 (Abrechnung) 
- Bodenaustauschmaterial - 
Bei einer Abrechnung von Bodenaustauschmaterial nach Einbauprofilen in m3 wird ein eventuell ent-
stehender Mehrverbrauch durch Eindrücken des Bodenaustauschmaterials in den Untergrund nicht be-
rücksichtigt. 
 
 - Verfüllen, Hinterfüllen, Überschütten - 
Sofern in der Leistungsbeschreibung nichts anderes festgelegt ist, gilt: 
Das Hinterfüllen und Überschütten von Bauwerken und Rohrleitungen wird nicht als eine gesonderte 
Teilleistung vergütet; die Massen werden als Auftragsmassen mit aufgemessen. 
 
- Grabenaushub - 
Bei der Verlegung von Glockenmuffenrohren wird bei der Abrechnung ein Arbeitsraum für die Rohrver-
bindungen, abweichend von Abschnitt 4.2.8 der DIN 18 300 nicht berücksichtigt. 
 
- Rohrleitungen - 
Für Rohrleitungen in Dämmen mit einer Rohrgrabentiefe unter dem Planum bis zu 1,25 m gilt: 
Der Erdkörper ist bis zur Höhe des Planums vor dem Verlegen der Rohrleitung herzustellen. Als Ab-
rechnungstiefe für den Rohrgrabenaushub gilt die tatsächliche Aushubtiefe von Oberkante Erdplanum 
bis zur Rohrgrabensohle. 
Für Rohrleitungen in Dämmen mit einer Rohrgrabentiefe unter dem Planum von mehr als 1,25 m gilt: 
Der Bodenauftrag ist im Leitungsbereich vor der Rohrverlegung zunächst bis mindestens 0,30 m über 
den späteren Rohrscheitel durchzuführen. Als Abrechnungstiefe des Rohrgrabens gilt der Abstand von 
Rohrgrabensohle bis max. 0,30 m über dem Rohrscheitel. 
 
Abschnitt 1.9.3 
Messungen zur Setzung des Untergrundes sind rechtzeitig mit dem Auftraggeber abzustimmen. 
 
Abschnitt 3.2 (Bodenmaterial und Baustoffe nach den TL BuB E-StB) 
Die TL BuB E-StB gelten nicht für wasserwirtschaftliche Merkmale. 
 
Für den Nachweis der Eignung der Materialien sind die Ergebnisse der Güteüberwachung (Prüfzeug-
nisse der Fremdüberwachung) heranzuziehen.  
Maßgebend ist das letzte Prüfzeugnis bzw. sind die letzten Prüfzeugnisse der Fremdüberwachung, 
welche(s) die Ergebnisse aller maßgebenden bautechnischen und wasserwirtschaftlichen Prüfparame-
ter enthalten müssen/muss.  
 
Stahlwerkschlacken müssen die Anforderungen an die Volumenzunahme der Kategorie 1 gemäß Ta-
belle 4 der TL BuB E-StB 20/23 erfüllen.  
 
Bodenmaterial und Baustoffe nach TL BuB E-StB sind hinsichtlich ihrer Lage im Bauwerk zu dokumen-
tieren siehe Abschnitt 15 ZTV E-StB 17. 
 
Abschnitt 4.1 (Lösen und Laden) 
Der Einbau von Boden darf erst erfolgen, wenn die Eignungsprüfung, die Ergebnisse der Probeverdich-
tung und die Arbeitsanweisung vorliegen.  
 
Mit der Abfuhr des Überschussbodens darf vom Auftragnehmer erst begonnen werden, wenn sicher-
gestellt ist, dass im Zuge der Baumaßnahme noch in genügender Menge einbaufähiger Boden für die 
Herstellung der Auftragsstrecken gewonnen werden kann. 
 
Abschnitt 4.3.2 (Anforderungen an das Verdichten) 
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Beim Einbau von wasserempfindlichem, gemischt- und feinkörnigen Boden, der nicht verfestigt oder 
qualifiziert verbessert wird, gilt die Anforderung an das 10 %-Höchstquantil für den Luftporenanteil na 
von 8 Vol.-%. 
Beim Einbau von veränderlich festen Gesteinen gilt die Anforderung an das 10 %-Höchstquantil für den 
Luftporenanteil na von 6 Vol.-%.  
 
Abschnitt 4.7 (Bankett) 
Gesteinskörnungen für Bankettbefestigungen müssen verwitterungsbeständig sein und dürfen keine 
zerfallsempfindlichen Bestandteile enthalten. 
Für den Nachweis der Verdichtung von Bankettbefestigungen mit dem statischen Plattendruckversuch 

als indirektes Prüfverfahren müssen der Verformungsmodul Ev2  80 MPa und der Verhältniswert Ev2 
/Ev1 ≤ 2,3 eingehalten werden.  
 
Abschnitt 5 (Oberbodenarbeiten) 
Stark unterschiedliche Oberböden, z.B. von Acker-, Feuchtwiesen oder Waldflächen, sind getrennt zu 
lagern. 
Die zur Wiederverwendung vorgesehenen Oberbodenmieten sind im Einvernehmen mit dem Auftrag-
geber vor Beginn der Oberbodenandeckung festzulegen. 
 
Abschnitt 6 (Böschungen)  
Die Damm- und Einschnittsböschungen sind mit einer Plangenauigkeit von +/- 5,0 cm, ausgenommen 
bei Fels, auszuführen. 
 
Abschnitt 12.4.2.2 (Bodenbehandlungen mit Bindemitteln) 
Bodenverfestigungen mit Kalk sind nicht zugelassen. 
 

Abschnitt 14 (Prüfung der erzielten Qualität) 
Sofern in der Leistungsbeschreibung nichts anderes festgelegt wird, gilt die Methode 3 als vereinbart. 
 
Dabei ist grundsätzlich eine Probeverdichtung zur Festlegung der Arbeitsanweisung durchzuführen. 
 
Die erforderlichen Leistungen im Zusammenhang mit den vertraglich geforderten Prüfmethoden und 
Prüfverfahren sind in die Leistungspositionen einzukalkulieren, sofern keine gesonderten Leistungspo-
sitionen ausgewiesen sind.  
 
Abschnitt 14.2.4 (Methode M3)  
Die Mindestanzahl der Eigenüberwachungsprüfungen in der "Zusammenstellung der Mindestanzahl 
der vom Auftragnehmer als Eigenüberwachungsprüfung vorzulegenden Verdichtungsnachweise" ist 
maßgebend für den Nachweis der Verdichtung und ersetzt die in Tabelle 9 der ZTV E-StB 17 vorgese-
hene Anzahl der Verdichtungsnachweise. 
Wenn die vorgenannte Zusammenstellung nicht ausgefüllt wurde oder in der Leistungsbeschreibung 
nicht enthalten ist, gilt die in der ZTV E-StB vorgesehene Anzahl der Eigenüberwachungsprüfungen. 
 
Abschnitt 14.3 (Prüfverfahren zur Ermittlung von Verdichtungskenngrößen) 
Die ausreichende Verdichtung ist generell durch den Verdichtungsgrad DPr nachzuweisen. 
 
Nur bei grobkörnigen Bodengruppen kann für den Nachweis der Verdichtung der statische Platten-
druckversuch angewendet werden. Hierbei gelten die Richtwerte der Tabelle 10 sowie die Richtwerte 
für die Verhältniswerte EV2/EV1 als Vertragsbestandteil.  
 
Anstelle des statischen Plattendruckversuches ist auch der dynamische Plattendruckversuch zugelas-
sen. Hierbei gelten die Richtwerte der Tabelle 11 für die Bodengruppen GW, GI, SW und SI als Ver-
tragsbestandteil. 
Bei Anwendung des dynamischen Plattendruckversuches ist der Prüfumfang zu verdoppeln. 
 
Bei Bodenaustausch mit Material der Körnung 0/100 bzw. 0/200 mit mehr als 35 M.-% Körner > 63 mm 
sind die erforderlichen Einbauparameter zur Erzielung einer ausreichenden Verdichtung in Probefel-
dern zu ermitteln und in einer Arbeitsanweisung festzulegen. 
Es ist entsprechend dem „Merkblatt über das Bauen mit und in Fels“, Ausgabe 2015 (FGSV 532), Ab-
schnitt 6.3 vorzugehen.  
 
Abschnitt 14.4 (Prüfen des Verformungsmoduls, …) 
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Anstelle des statischen Plattendruckversuches ist bei Böden auch der dynamische Plattendruckversuch 
als Prüfverfahren zugelassen. Hierbei gilt: 
- Bei einem Untergrund/Unterbau aus grobkörnigen Böden der Bodengruppe GW, GI und geforderten 

EV2-Wert von 100 MPa gilt:  Evd ≥ 50 MPa. 
- Bei einem Untergrund/Unterbau aus grobkörnigen Böden der Bodengruppe SW, SE, GE, SI und 

geforderten EV2-Wert von 80 MPa gilt:  Evd ≥ 40 MPa. 
- Der Prüfumfang ist zu verdoppeln. 
- Sofern der Unterbau/Untergrund aus bindigen/gemischtkörnigen Böden besteht oder eine qualifi-

zierte Bodenverbesserung durchgeführt wurde, ist vorlaufend eine Kalibrierung (EV2-Wert/ Evd ) 
nach TP BF-StB E 4 erforderlich. 

 

5.4.5. Änderungen bzw. Ergänzungen zu den ZTV Ew-StB 25 

 
Abschnitt 1.6.5.2  

Die Dichtheitsprüfung ist nur in Anwesenheit des Auftraggebers durchzuführen. 
Ergänzend zur Dichtheitsprüfung nach DIN EN 1610 gilt das Arbeitspapier DWA-A 139 
 
Abschnitt 7.1 und 10.1 

Bei der statischen Berechnung ist ein Böschungswinkel von Null (Dammleitung) zu Grunde zu legen. 
 

5.4.6. Änderungen bzw. Ergänzungen zu den ZTV La-StB 18 

 
Abschnitt 4.4.1 Pflanzzeit 

Abweichend sind bei Frühjahrspflanzungen die Pflanzarbeiten spätestens bis zum 31. März zu been-
den. 

Abschnitt 6.4.5 (Verweigerung der Abnahme) 

Unabhängig von der Art der Bepflanzung wird die Abnahme bei Gesamtausfällen > 25 % immer ver-
weigert. Diese Regelung gilt auch für Lose und Abschnitte. 
 

5.4.7. Änderungen bzw. Ergänzungen zu den ZTV SoB-StB 20 

 
Abschnitt 1.4 (Baustoffgemische und Böden) 

Der Nachweis der Widerstandsfähigkeit gegen Zertrümmerung ist auch bei natürlichen Gesteinskör-
nungen und HOS für Frostschutzschichten von Verkehrsflächen, die einer Belastungsklasse zugeord-
net sind, erforderlich. Dabei müssen die Festigkeitsanforderungen der TL Gestein-StB 04, (Ausgabe 
2004/Fassung 2018) Anhang A erfüllt werden. 
 
Abschnitt 2.3.3 (Frostschutzschicht - herstellen) 

Bei kleineren Flächen und bei schwieriger Profilgestaltung sowie bei zahlreichen Einbauten darf das 
Baustoffgemisch auch ohne Fertiger eingebaut werden. 
 
Abschnitt 3.2 (Eigenüberwachungsprüfungen) 

Die Mindestanzahl der Eigenüberwachungsprüfungen in der „Zusammenstellung der Mindestanzahl 
der vom Auftragnehmer als Eigenüberwachungsprüfung vorzulegende Verdichtungsnachweise“ ist 
maßgebend für den Verdichtungsnachweis. Wenn die vorgenannte Zusammenstellung nicht ausgefüllt 
wurde oder in der Leistungsbeschreibung nicht enthalten ist, gilt die in den ZTV SoB-StB vorgesehene 
Anzahl der Eigenüberwachungsprüfungen. 
 
Die geplante Durchführung der Eigenüberwachungsprüfungen zum Nachweis der Verdichtung ist dem 
AG rechtzeitig vor der Durchführung der Versuche bekannt zu geben. Zur Ausführung der Versuche 
muss ein in den Untersuchungsmethoden der Bodenmechanik geschulter Techniker oder Baustoffprü-
fer (Fachrichtung Boden) des AN zur Verfügung stehen. 
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Die Ergebnisse der Eigenüberwachungsprüfungen mit dem dazu gehörigen Versuchsprotokoll sind un-
verzüglich nach Durchführung der Versuche dem AG zu übergeben. Die Unterlagen sind dem AG lau-
fend, mindestens jedoch bei jeder 3. Abschlagsrechnung im PDF – Format vorzulegen. Außerdem ist 
dem Auftraggeber eine Liste über die durchgeführten Versuche entsprechend Anlage „Verdichtung“ 
vorzulegen. 

 
Bei Tragschichten ohne Bindemittel aus gebrochenen Gesteinskörnungen kann für den Nachweis des 
Verdichtungszustandes als indirektes Prüfverfahren ersatzweise der statische Plattendruckversuch 
vorgesehen werden. 
Der dynamische Plattendruckversuch mit dem mittelschweren Fallgewichtsgerät wird bei Baumaßnah-
men ab einer Größe von 2.500 m² zugelassen, sofern bei jeder Baumaßnahme eine Korrelation mit 
einem statischen Plattendruckversuch im Beisein des Auftraggebers vorgenommen wird. Dabei ist der 
Mittelwert aus vier Einzelversuchen zu bilden, auffällige Ausreißer sind zu verwerfen. 
 
Bei Baumaßnahmen unter 2.500 m² gelten die nachfolgend aufgeführten Zuordnungswerte für den 
Evd1,5-Wert: 

 

Ev2 

(MN/m2) 
Evd1,5 
(MN/m2) 

≥      100 
≥      120 
≥      150 

≥     50 
≥     55 
≥     65 

 
Es ist ein Gerät zu verwenden, bei dem mittels verlängerter Führungsstange und/oder erhöhtem Fall-
gewicht eine 1,5fache Stoßbelastung gegenüber dem Gerät nach TP BF-StB Teil B 8.3 erreicht wird. 
Da derzeit keine Prüfvorschrift für derartige Geräte existiert, sind nur Geräte von Herstellern des leich-
ten Fallgewichtsgerätes zu verwenden. Die Geräteausführung (Plattengeometrie, Belastungsvorrich-
tung, Messtechnik) hat den Angaben der TP BF-StB Teil B 8.3 zu entsprechen. Die Geräte sind jährlich 
in Anlehnung an die TP BF-StB Teil B 8.3 zu kalibrieren. Ein entsprechender Nachweis ist dem AG 
vorzulegen. 
Zum Nachweis des Verdichtungszustandes sind anstelle eines statischen Plattendruckversuches drei 
dynamische Plattendruckversuche auf der Fläche verteilt (nicht unmittelbar nebeneinander) durchzu-
führen.   
 

5.4.8. Änderungen bzw. Ergänzungen zu den ZTV-ING, Ausgabe Dezember 2023 

 
Der in Anlage 1 zum ARS 06/2024 vom 15.04.2024 des BMDV aufgeführte Stand der jeweiligen Teile 
und Abschnitte und die Liste der Hinweise zu den ZTV-ING, Anlage 2 zum ARS 06/2024 vom 
15.04.2024des BMDV ist zu beachten. 
 
ZTV-ING Teil 3, Abschnitt 1 

Nr. 2.2 (4) a), Druckfehler erster Spiegelstrich 
 
Die Expositionsklassenzuordnung XD3 wird zu XD2 verändert. 
 
ZTV-ING Teil 3, Abschnitt 2 

 
Nr. 5.1 (3) Allgemeine Anforderungen 

Die folgende Regelung aus ARS 22/2012 ist beim Neubau, Umbau, Instandsetzungen und Verstärkun-
gen (z.B. Schubverstärkungen, interne / externe Vorspannung,…) von Brücken anzuwenden: 

 
Es dürfen nur Spannstähle verwendet werden, die der Klasse 1 nach E DIN EN 1992-2/NA, Tabelle 6.4 
DE „Parameter der Ermüdungsfestigkeitskurven (Wöhlerlinien) für Spannstahl“ entsprechen. Die Werte 
für Klasse 1 sind durch eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung für den Spannstahl nachzuweisen. 
 
 
ZTV-ING Teil 3, Abschnitt 5 
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Nr. 2.3.2 Anforderungen an Unternehmer und Personal 

Ein Wechsel des ständig auf der Arbeitsstelle anwesenden Kolonnenführers ist dem Auftraggeber vor-
her schriftlich mitzuteilen. 

 
Nr. 5 Abnahme 

Im Zusammenhang mit der Abnahme der Arbeiten sind Umfang, Art und zeitliche Abstände von Über-
prüfungen des Erfolges der Füllung von Rissen im Einzelnen mit dem Auftraggeber rechtzeitig abzu-
stimmen. 
 
 
ZTV-ING Teil 6, Abschnitt 4 

 
Nr. 4.2 Anforderungen an das Personal 

Ein Wechsel des ständig auf der Arbeitsstelle anwesenden Kolonnenführers ist dem Auftraggeber vor-
her schriftlich mitzuteilen. 
 
ZTV-ING Teil 6, Abschnitt 9 

 
Nr. 2.2.4 Korrosionsschutz 

Ergänzend zu (1) Korrosionsschutz wird festgelegt: 
„Stahlgeländer erhalten das Korrosionsschutzsystem 1 oder 3 nach ZTV-ING Teil 4, Abschnitt 3, An-
hang A, Tabelle A 4.3.2, Bauteil Nr. 3.1.C.“ 
 
 

5.4.9. Änderungen bzw. Ergänzungen zu den ZTV BEL-B 3/95 

 
Teil 3 

 
Der Nachweis der ausreichenden Qualifikation ist durch den Auftragnehmer für den benannten Kolon-
nenführer durch 

- die Vorlage einer Bescheinigung des Ausbildungsbeirates „Verarbeiten von Kunststoffen im 
Beton“ 

- beim Deutschen Beton-Verein e. V. (SIVV-Schein)* oder 
- die Aufschulung zum Asphaltbauer oder einen gleichwertigen Qualifikationsnachweis zu er-

bringen. 
 

5.4.10. Änderungen bzw. Ergänzungen zu den ZTV-LSW 22 

 

5.4.11. Änderungen bzw. Ergänzungen zu den ZTV-SA 97 

 
Abschnitt 5.6.2 Warnleuchten 

Hinsichtlich Abschnitt 5, insbesondere 5.6.2 der ZTV-SA 97 gilt die „Ergänzungsprüfung von Warn-
leuchten gemäß den Technischen Lieferbedingungen für Warnleuchten (TL-Warnleuchten 90)“ für Ar-
beitsstellen an allen Straßen gemäß dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau Nr. 10/1998 des 
Bundesministeriums für Verkehr (BMV) vom 12. März 1998, Az.: StB 13/38.59.10-02/184 BASt 97. 
Veröffentlicht im Verkehrsblatt Heft 7 – 1998, Seite 288, Verkehrsblatt-Verlag, Schleefstraße 14, 44287 
Dortmund. 
 
TL-Warnleuchten 90 

Die Tabelle 2 und die Punkte 2.2.1 und 2.2.3 der TL-Warnleuchten 90, Ausgabe 1991, Seite 7 und 
Seite 8, sind ungültig und werden durch die der vorgenannten „Ergänzungsprüfung“ des BMV vom 12. 
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März 1998 ersetzt. 
 
TL transportable Schutzeinrichtungen 

 
Der Nachweis der Eignung gemäß TL-Transportable Schutzeinrichtungen erfolgt durch die „Liste nach 
TL-Transportable Schutzeinrichtungen“ veröffentlicht auf der Internetseite der BASt. 
 
Systemskizzen, Aufbauanleitungen und sonstige Unterlagen die zur Überwachung einer ausschrei-
bungskonformen Ausführung der zum Einsatz vorgesehenen transportablen Schutzeinrichtungen er-
forderlich sind, sind dem AG 14 Tage vor Beginn der Aufstellung vorzulegen. 
 

5.4.12. Änderungen bzw. Ergänzungen zu den ZTV M 13 

 
Abschnitt 5.1 Allgemeines (Verkehrsbelastung) 

Auf der Straße       beträgt die Verkehrsbelastung im Jahr       ;       KFZ/24h. (siehe Abschnitt 
1.1 Oberbau) 
Auf der Straße werden Schneepflüge mit z.B. Kunststoffschürfleisten eingesetzt. Die Anzahl der Eins-
ätze pro Winter beträgt zwischen        und       . 
 

Abschnitt 10 Qualifikation des Personals (Allgemeines) 

Zur Umsetzung sind die ersten zwei Absätze des Abschnitts 10 „Qualifikation des Personals“ der ZTV 
M 13 durch die folgenden Absätze zu ersetzen: 

Markierungsarbeiten dürfen nur von Unternehmen ausgeführt werden, deren Personal eine ausrei-
chende Fachkunde auf dem Gebiet der Fahrbahnmarkierung besitzt. Der Nachweis der Fachkunde 
wird durch die erfolgreiche Teilnahme an einer mindestens zweiwöchigen Lehrveranstaltung zum 
Thema Fahrbahnmarkierung bei einer unabhängigen Institution erbracht. Über die erfolgreiche Teil-
nahme an den) Lehrgang wird ein Zertifikat ausgestellt. 

Der Lehrgang soll mindestens folgende Themen und eine schriftliche Abschlussprüfung beinhalten: 

- Regelwerke + Normen (VOR, StVO, RMS, ZTV M, TL M, RSA, DIN, EN) (16 UE) 
- Rechtsgrundlagen (4 UE)  
- Grundwissen Fahrbahnmarkierungen (4 UE) 
- Markierungsstoffkunde (18 UE) 
- Fahrbahndeckenkunde (4 UE) 
- Applikationstechnik und Maschinenkunde (8 UE) 
- Qualitätsüberwachung (8 UE) 
- Berichtswesen (4 UE) 
- Unfallverhütung und Gefahrgutverordnung, Ladungssicherung (6 UE) 
- Arbeits- und Gesundheitsschutz (4 UE). 
 

In Klammern ist jeweils die Mindestanzahl an Unterrichtseinheiten (UE), die je Thema durchzuführen 
ist, dargestellt. Eine UE entspricht 45 min. 

Die Institutionen, die die Schulungen durchführen, richten jeweils einen Prüfungsausschuss ein. Dieser 
begleitet die Prüfungen. Im Prüfungsausschuss müssen herstellerunabhängige Stellen (z. B. aus den 
Verwaltungen oder anerkannte Prüfstellen für Markierungen) vertreten sein. Die Lehrgänge müssen 
allen interessierten Unternehmen zu vergleichbaren Bedingungen zugänglich sein. 

Bei der Ausführung von vorübergehenden Markierungen auf innerörtlichen Straßen und Landstraßen 
gemäß RSA Teil B bzw. Teil C ist der Nachweis der Fachkunde durch die erfolgreiche Teilnahme an 
einer mindestens zweitägigen Lehrveranstaltung zum Thema Fahrbahnmarkierung bei einer unabhän-
gigen Institution ausreichend. Bei der Ausführung gemäß RSA Teil D gelten die Anforderungen nach 
den zuvor stehenden Absätzen für endgültige Markierungen. 

Der Lehrgang für vorübergehende Markierungen soll mindestens folgende Themen und eine schriftliche 
Abschlussprüfung beinhalten: 

- Regelwerke (RMS,ZTVM, TL M) (3 UE) 
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- Rechtsgrundlagen (VOB, StVO) (2 UE) 
- Grundwissen Fahrbahnmarkierungen (1 UE) 
- Markierungsstoffkunde (3 UE) 
- Fahrbahndeckenkunde (1 UE) 
- Applikationstechnik (1 UE) 
- Demarkierung (2 UE) 
- Qualitätsüberwachung (1 UE) 
 

5.4.13. Änderungen bzw. Ergänzungen zu den ZTV Verm-StB 01, Ausgabe 2001 

 
Die fortlaufende Bestandserfassung (Ziffer 2.3.6, ZTV Verm-StB 01) ist nicht Bestandteil der beauftrag-
ten Bauleistung. 
 

5.4.14. Änderungen bzw. Ergänzungen zu den ZTV VZ 2011 

 

5.5. SONSTIGE ANZUWENDENDE TECHNISCHE REGELWERKE 
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5.6. ANLAGEN / FORMBLÄTTER 

5.6.1. Nachweis der Entsorgung nicht gefährlicher Abfälle 

Formblatt Nachweis der Entsorgung nicht gefährlicher Abfälle  
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Niederlas-
sung: 

Außenstelle: Projektnummer:  Zeitraum: 

Rheinland «Außenstelle» «Außenstelle_Ort» «Projektnummer»   

Baumaß-
nahme: 

«Vertragsnummer» «VertragName» 

Auftragneh-
mer: 

«AN_Name» 

(Name/An-
schrift) 

«AN_Straße», «AN_PLZ» «AN_Ort» 

Ordnungszahl 
/  

Abschnitt 

Kurztext LV / 
Beschreibung 

Abfall-
schlüssel 

(AVV 
Schlüssel) 

Abfallmenge 
(bitte Einheit 

wählen) 

Zuordnungswert / 
Materialklasse 

Art der Entsorgung (Verwertung: V, Auf-
bereitung: A, Beseitigung: B,) 

Verwertungsort oder Ent-
sorgungsanlage 

(Name; Anschrift) 

   t  V A B  

"A"          

"A"          

"G"          
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Ordnungszahl 

/  
Abschnitt 

Kurztext LV / 
Beschreibung 

Abfall-
schlüssel 

(AVV 
Schlüssel) 

Abfallmenge 
(bitte Einheit 

wählen) 

Zuordnungswert / 
Materialklasse 

Art der Entsorgung (Verwertung: V, Auf-
bereitung: A, Beseitigung: B,) 

Verwertungsort oder Ent-
sorgungsanlage 

(Name; Anschrift) 

    t  V A B  

          

          

          

          

          

          

          

          

          

          

Ort, Datum 

 Unterschrift AN 

(Name, Stempel) 
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5.6.2. Beschreibung von Homogenbereichen 

 

5.6.3. Formblatt Anmeldung von gefährlichen Abfällen 

Anmeldung von gefährlichen Abfällen zur Erstellung von Entsorgungsnachweisen                 und Begleitscheinen 
 
Die Informationen des Formblatts werden für die Erstellung von Entsorgungsnachweisen und Begleitscheinen (BGS) im eANV benötigt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass: 
• Entsorgungsnachweise und Begleitscheine erst nach vollständiger Angabe der Informationen, erstellt werden können. 
• möglichst (wenn absehbar) vier Wochen vor Beginn der Entsorgung, die Entsorgungsnachweise per Mail zu beantragen sind. 
• spätestens zwei Wochen vor Beginn der Entsorgung von der Baustelle, die notwendige Anzahl von Begleitscheinen per Mail zu beantragten sind. 
• bevor der Entsorgungsnachweis nicht von allen Beteiligten signiert ist, der Abfall noch nicht von der Baustelle entfernt werden darf! 
 

 

Auftragnehmer: 

Name und Anschrift: 
 

 

Name Ansprechpartner:  

Telefon Ansprechpartner:  

E-Mail Ansprechpartner:  

 
 

Rechnungsbeauftragter (evtl.) 

Name und Anschrift: 
 

 

Name Ansprechpartner:  

Telefon Ansprechpartner:  

E-Mail Ansprechpartner:  

Verwendet Rechnungsbeauftragter das 
Programm ZEDAL (Ja/Nein)?: 

 

 

Bevollmächtigter (evtl.) 

Name und Anschrift: 
 

 

Name Ansprechpartner:  

Telefon Ansprechpartner:  

E-Mail Ansprechpartner:  

Verwendet Bevollmächtigter das Pro-
gramm ZEDAL (Ja/Nein)?: 

☐  Ja       ☐ Nein 

 

Entsorger: 

Name und Anschrift der Entsorgungsanlage:  

Entsorger-Nr.:  

Zertifikat/behördliche Bestätigung das Entsorger 
den o.g. Abfall entsorgen darf: 

☐ liegt vor       ☐  liegt nicht vor 

Besitzt Entsorger eine Freistellung zur Prüfung 
durch das Regierungspräsidium/o.ä. Behörde 
(Ja/Nein)? 

☐  Ja       ☐ Nein 

Wenn Ja, Freistellungsbescheinigung beilegen: ☐ liegt vor       ☐  liegt nicht vor 

ggf. Annahmekriterien (max. Belastungsgrenzen, 
mg/kg, etc.): 

 

 

Beförderer 

Name und Anschrift: 
 

 

Auftraggeber: 

Maßnahmen Bezeichnung: 
 

 

Projekt-Nummer:  

Außenstelle, Autobahnmeisterei (An-
schrift): 

 

Bauüberwachung (Name, Telefon, 
Fax-Nummer, E-Mail): 
 

 

Abfallbezeichnung:  

Abfallschlüssel aus LV:  

Gesamte Abfallmenge laut LV:  

Abfallmenge Tagesleistung (evtl.):  

Abfallanalyse als PDF beilegen (not-
wendig): 

☐ 

Ausbau des Abfalls (von Datum/bis 
Datum, KW): 

 

Bezeichnung der Abfallherkunft/An-
fallstelle: 
(bitte genaue Herkunft angeben, z.B. BAB, 
Fahrtrichtung, Anschnitt, Los, Bauteil, Kilomet-
rierung, Haufwerk, Adresse, R+H-Wert)  
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Beförderer-Nr.:  

Zertifikat/Nachweis das Beförderer den o.g. Abfall-
schlüssel transportieren darf: 

☐ liegt vor       ☐  liegt nicht vor 

 
 
Hiermit bestätige ich die Richtigkeit der Daten wie ausgefüllt bzw. wie in dem vorgelegten 
Entsorgungsnachweis/Begleitschein im eANV vorgelegt. Die Angaben sind fachlich und 
sachlich richtig! 
 
 
 
Datum: Unterschrift: 
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5.6.4. Formblatt Übersicht Einbau mineralische Ersatzbaustoffe (MEB) nach ErsatzbaustoffV 
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